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Harmagedon

Das immer schneller anwachsende und sich stets wiederholende
Konfrontationsszenario zwischen den am Syrienkonflikt aus
unterschiedlichen Gründen beteiligten Großmächten USA und Rußland
droht sich, orientiert an gegenseitiger Bezichtigungspropaganda um
angebliche oder tatsächliche Giftgasangriffe, zunehmend zu
verselbständigen und sich dem Anspruch und den Möglichkeiten ihres
taktisch-diplomatischen Gebrauchs vollends zu entwinden.

Bei der heftiger werdenden und bereits fortgeschrittenen Eskalation
anläßlich der von allen Beteiligten induzierten syrischen Kriegslage
scheint den Akteuren der Zugriff auf das notwendige Bremsvermögen am
Beispiel eines weltkriegsgefährdenden Zusammenstoßes der globalen
Großmächte fast verlorengegangen zu sein.

Eine sich selbst erfüllende Prophezeiung, welche die letzte große
Schlacht zwischen den Himmelskräften und den Kräften des Bösen
voraussagt und die im Nahen Osten, speziell in Palästina, ihren Anfang
nehmen wird, gestützt auf den in der Offenbarung des Johannes im Neuen
Testament verwendeten Begriff Harmagedon, würde auf perverse Art und
Weise plötzlich Realität werden.

Gerade den religiösen Phantasien und intensivsten Träumen
tiefgläubiger Christengemeinschaften in der ganzen Welt stellt sich
die Frage nach dem Wohl und Wehe der restlichen Menschheit in
Anbetracht ihres sehr speziellen christlichen Erlösungsglaubens eher
nicht, insbesondere wenn dann noch das Jüngste Gericht mit im Spiel
ist.

Ist denn in einer solchen Gemengelage die Menschheit dazu verdammt,
jenes bizarre Schicksal aus Gottes Hand, heiß serviert von den
Vereinigten Staaten von Amerika, die ausschließlich ihren eigenen
Interessen Rechnung tragen, am Ende des Tages einfach nur hinzunehmen?

Schattenblick-Redaktion


13. April 2018
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ATOM/158: Halbwertzeit - in memorial ... (Brokdorf-akut)

Aufruf zur Demonstration am AKW Brokdorf

Am Sonntag, den 22. April 2018 um 12 Uhr mittags

zum 32. Tschernobyl-Jahrestag

Keiner weiss, was der Reaktor ausbrütet


Derzeit fährt das AKW Brokdorf im Blindflug: niemand kann voraussagen,
welche unbekannten Reaktionen im Reaktor ablaufen. Die Ursache für die
bedrohlichen Korrosionen an den Brennstäben liegt weiterhin im Dunkeln. Aus
Angst vor einer Schadensersatzklage des Betreibers setzt die Landespolitik
uns einem nicht kalkulierbaren Risiko aus.

Denn wenn nach einem Leitungsbruch die Brennstäbe mit kaltem Wasser gekühlt
werden müssen, um eine Kernschmelze zu bekämpfen, können die Brennstäbe
brechen und die in ihnen steckenden Nuklide freigesetzt werden. Die Folgen
für Mensch und Natur wären die gleichen wie in Tschernobyl und Fukushima.

Bedenken Sie, was das für Sie und Ihre Familie bedeuten würde:

Evakuierung oder langfristige Umsiedlung, wohnen in Wohncontainern, Ihre
Kinder verlieren ihre Freunde und Schule und dürften nicht draußen spielen.
Sie wären sozial geächtet, weil Sie "strahlen". Landwirtschaft, Tourismus
und Wirtschaft kämen zum Erliegen.

Sie sagen, das kann nicht passieren? Was macht Sie so sicher?

Gewissheit bringt nur die Stilllegung des AKW Brokdorf.

Dessen Strom wird längst nicht mehr gebraucht, den weiter
anwachsenden Atommüllberg will niemand haben.

Aber der Betreiber soll noch Geld verdienen.

Auch in Deutschland kommt Profit vor Sicherheit.

Wenn ihnen ihre Zukunft etwas bedeutet:

Kommen sie zur Demonstration. wenn wir viele sind, haben wir eine grössere
Chance, die Bedrohung durch das AKW Brokdorf zu beenden.

www.akw-brokdorf-abschalten.de

Aufruf bitte online unterzeichnen

 * 


Programm der 6. Protest- und Kulturmeile am AKW Brokdorf


22. April 2018 ab 12 Uhr mittags bis ca. 14.30/15.00 Uhr

RednerInnen:

Dr. Karsten Hinrichsen, Brokdorf-akut

Lüder Möller, Umweltgewerkschaft Netzwerk Energiewende
(Deponiestandort)

Stefan Marxen, BI Kein Atommüll in Schönwohld (Deponiestandort)

Stephan Klose, BI Gesundheit und Klimaschutz Unterelbe

Jochen Stay, ausgestrahlt

Heinrich-Böll-Stiftung Kiel - Vorstellung und Diskussion mit Liquidatoren
aus Tschernobyl und Fukushima 

Grußworte von polnischen Atomkraftgegnern aus Kolberg

Musik:

Gerd Schinkel, Liedermacher Köln,

Musikgruppe Pepperoni Hamburg,

Olaf Plotz, Percussionist

Moderation: Rainer Guschel, BUND Steinburg

Verpflegung während der Veranstaltung:

Biohof Schümann

Vegane Suppe bei COMM e.V.

Außerdem:

Pastor Hans-Günter Werner, Mahnwache am Tschernobyl-Stein

Infostände von:

Attac, Bündnis 90/Die Grünen, Ausgestrahlt, DIE LINKE, Brokdorf-Akut
BI Lüchow-Dannenberg, BUND, COMM e.V., Umweltgewerkschaft

Radtour zur Demo: von Kellinghusen über Itzehoe und Kasenort

8.45 h Abfahrt Kellinghusen, Unterer Marktplatz vor dem Bürgerhaus, 10.15 h
Itzehoe Umweltzentrum am Bahnhof, Draisine 4, 11.00 h Kasenort

Klein-BUS-Shuttle ab Bahnhof Glückstadt:

Anmeldung: Marianne Kolter, DIE LINKE, Tel. 0174/9872039

Initiatoren: Initiative Brokdorf akut, BUND Kreisgruppen Steinburg und
Dithmarschen, attac Itzehoe

Unterstützer des Aufrufes: AG Schacht Konrad, Anti-AKW Initiative im Kreis
Pinneberg, Anti-AKW-Video-Gruppe "Altonaer Museum bleibt",
Anti-Atom-Gruppe Dithmarschen, attac Hamburg, Arbeitskreis Umwelt Gronau,
Basisgemeinde Wulfshagener Hütten, BI Frackingfreies Auenland,
BI Gesundheit und Klimaschutz Unterelbe, BI kein Atommüll in Schönwohld, BI
Kiel gegen Atomanlagen, BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg,
BI Atommüll Einlagerung Stopp Harrislee, BUND Landesverbände Hamburg und
Schleswig-Holstein, BUND-Kreisverband Pinneberg, Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), COMM e. V., Fukushima Mahnwache
Schönberg, Mahnwache für den Atomausstieg Buxtehude,
Mahnwachengruppe vor dem AKW Brokdorf am 6. eines jeden Monats, MAUS e. V.,
Schümannhof, IG Metall Unterelbe, IPPNW - Internationale
Ärzte gegen den Atomkrieg, Landesverband des Bundesverbandes Windenergie
(BWE-SH), NABU Ortsgruppen Glückstadt, Itzehoe, Schenefeld,
Kellinghusen und Wilster, ROBIN WOOD Hamburg, SAND, Umweltgewerkschaft,
X-tausendmal quer Regionalgruppe Hamburg

Außerdem: Die LINKE-Landesverband Schleswig-Holstein und Kreisverband
Steinburg, Südschleswigscher Wählerverband (SSW)

Zum Hintergrund siehe auch:

Schattenblick / INFOPOOL → UMWELT → INDUSTRIE

ATOM/1351: Was passiert im Reaktor des AKW Brokdorf? (Brokdorf-akut)

Weitere Informationen:

www.brokdorf-akut.de

 * 

Quelle:

Initiative Brokdorf-akut

Dorfstr. 15, 25576 Brokdorf

E-Mail: info@brokdorf-akut.de

Internet: www.brokdorf-akut.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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WALD/260: Hambacher Forst - wichtige Gäste ... (Michael Zobel)

Frühling im Hambacher Wald - wir kommen wieder...

von Michael Zobel, 17. April 2018



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 17. April 2018, zwei Tage nach unserem Jubiläumsspaziergang im
Hambacher Wald.

Perfektes Frühlingswetter, beste Stimmung, neue Route, 202 kleine und große
TeilnehmerInnen, anderthalb bis 87 Jahre, aus Morschenich und Buir, Aachen,
Bonn und Köln, aus Berlin, Ulm und Südafrika...

Und natürlich machen wir weiter, heute war ich mit der evangelischen Kirche
unterwegs, der Deutschlandfunk hat sich angemeldet, eine Hochschulliste der
Uni Siegen, diverse Schulklassen und Lehrerkollegien sind bei immer mehr
Führungen unterwegs. Zusammen mit den 48 monatlichen Sonntagsspaziergängen
sind wir jetzt bei sagenhaften 12563 TeilnehmerInnen angekommen, viel mehr,
als bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

Bodos Galerie ist im Netz [1], mehr Fotos folgen. Und die Berichterstattung
geht durch die ganze Welt, siehe zum Beispiel unter [2].

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen. Wir alle
zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und all die anderen fleißigen HelferInnen,
ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die anderen Aktionen rund um das
Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen Erfolgsgeschichte geworden

DANKE an den BUND, der durch seinen andauernden juristischen Kampf den
diesjährigen Rodungsstopp erst möglich gemacht hat, DANKE Dirk.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 13. Mai, 49. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald


Eine weitere Führung im wunderbaren Frühlingswald, wir werden erneut
zeigen, warum auch der kleine Rest des ehemals stolzen Waldes unbedingt
schützenswert ist.

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... oder
Manheim, das entscheidet sich kurzfristig...

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68570,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke [3].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Lasst uns diesen Rückenwind nutzen, lasst uns weitermachen, im Hambacher
Wald, rund um Garzweiler. Wir haben die einmalige Chance, dem IrRWEg ein
Ende zu machen.

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 13. Mai, 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Termine:

22. April, Großgerätetransport auf der A44neu, wir sind dabei [4]

26. April, RWE-Hauptversammlung Grugahalle Essen, wir sind dabei...

29. April, Fahrradsternfahrt zum Hambacher Wald aus Köln und wahrscheinlich
auch aus Aachen

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen




Verweise:

[1] http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_04_15_4-jahre-waldfuehrung-hambacher-forst.htm

[2] https://news.nationalgeographic.com/2018/04/hambach-forest-germany-logging-coal-conservation-science/

[3] https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

[4] http://www.rp-online.de/nrw/staedte/grevenbroich/absetzer-ueberquert-die-neue-autobahn-aid-1.7290582

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 17. April 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/424: Klimakampf und Kohlefront - Verzögerung und Widerspruch ... (Attac Köln)

Attac Köln - 17. April 2018

RheinEnergie spielt auf Zeit: 4. Mahnwache vor dem Kundenzentrum in
Deutz 



Am Freitag, den 20. April, findet eine Mahnwache vor dem Kundenzentrum der
RheinEnergie AG in Köln-Deutz, Deutzer Freiheit 65, von 16:00 bis 18:00 Uhr
statt.

Durch einen Ratsbeschluss vom 4. April 2017 wurde die RheinEnergie AG
verpflichtet, die Beendigung der Braunkohleverbrennung in Köln-Merkenich zu
planen.

Am 3. April 2018 veröffentlichte die RheinEnergie die erste
Sachstandmitteilung zum Braunkohleausstieg in ihrem Heizkraftwerk in Köln
Merkenich.

In dieser Mitteilung legte die RheinEnergie AG auch nach circa einem Jahr
kein Konzept zum Braunkohleausstieg vor, sondern stellte die Verbrennung
von klimaneutralen und/oder alternativen Brennstoffen als technisch nicht
durchführbar dar.

Außerdem stellte sie die unrichtige Behauptung auf, der Umstieg auf Erdgas
würde den Bau eines neuen Blocks im Heizkraftwerk Merkenich erfordern.

Schon ein vorübergehender Ersatz der Braunkohle durch Erdgas könnte bis zu
280.000t Kohlendioxid einsparen.

Ein breites Bündnis aus 17 verschiedenen Initiativen ruft zur Mahnwache auf
und fordert die zügige Umsetzung des Ratsbeschlusses vom April letzten
Jahres.

Peter Weissenfeld für attac-Köln




Weitere Informationen:

http://tschoe-rheinenergie.de/

Folgende Organisation und Gruppen unterstützen die Mahnwache:


	Attac Köln

	DIE LINKE Kreisverband Köln

	Initiative Tschö RheinEnergie

	Das Menschenrechtsprojekt im Allerweltshaus

	Pumova - Kinderarzt Christian Döring c/o Gesundheitsladen Köln

	Die Initiative Bergbaugeschädigter 50189

	Die Piraten im Kreiverband Köln

	Fraktion der LINKEN im Regionalrat Köln

	Verein Naturfreundehaus Kalk e.V.

	Naturfreund*innen der Bezirksgruppe Kalk

	Sozialistische Jugend Die Falken Kreisverband Köln

	Gewerkschafter*innen für Klimaschutz

	DFG/VK Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen, Gruppe Köln

	Dachverband Kritische Aktionäre

	Buirer für Buir

	Grüne Jugend Köln

	Naturführer Michael Zobel



 * 

Quelle:

Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus) - 50823 Köln-Ehrenfeld

Internet: www.attac-koeln.de
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SEMINAR/3155: Hamburg - Graphic Novel Tage, Die andere Seite, Comicworkshop mit Uli Oesterle, 29.05.2018

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2018

Dienstag, 29.5.2018, 12.00-18.00 Uhr

7. Hamburger Graphic Novel Tage

Die andere Seite

Comicworkshop mit Uli Oesterle



Bei den Graphic Novel Tagen wird auch selbst gezeichnet: In diesem
Jahr bietet sich für maximal 12 Teilnehmende die Chance, gemeinsam mit
Uli Oesterle zu arbeiten.

Was bedeutet das Thema »Die andere Seite« für den Einzelnen? Die
gegenüberliegende Straßenseite, das andere Geschlecht, die B-Seite
einer Vinylschallplatte, das gegnerische Fußballtor, das andere
Flussufer, eine unbekannte Dimension oder den Übergang vom Leben in
den Tod - wie erzähle ich eine spannende Handlung mit den Mitteln des
Mediums Comic auf nur einer einzigen Seite? Die Teilnehmer des
sechsstündigen Workshops bringen unter der professionellen Anleitung
von Uli Oesterle ihre selbst erfundenen Geschichten zu Papier.

Uli Oesterle studierte Grafikdesign an der Akademie U5 in München, an
der er heute selbst unterrichtet. In den 1990ern gründete er zusammen
mit vier Illustratorenkollegen die Ateliergemeinschaft »Die
Artillerie« in München. Seine Bücher sind in bis zu sechs Sprachen
übersetzt, so auch »Hector Umbra Der halbautomatische Wahnsinn«
(Carlsen). Aktuell arbeitet er an der Graphic Novel »Vatermilch«, die
2019/2020 bei Carlsen erscheinen wird. Bereits 2016 gewann
»Vatermilch« den Comicbuchpreis der Berthold Leibinger Stiftung für
die Graphic Novel im Entstehen.

Zum Workshop bitte unbedingt mitbringen: Ideen zum Thema, Zeichenblock
(DIN A3 oder DIN A4), Bleistifte, Radiergummi, Spitzer. Weitere
Zeichenutensilien sind selbstverständlich willkommen.

Mit freundlicher Unterstützung der Mara und Holger Cassens Stiftung
und der Behörde für Kultur und Medien Hamburg, co-finanziert im
Projekt ELit Literaturhaus Europa mit Mitteln des EU-Programms
Creative Europe

Eintritt: EUR 20,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1135: Hamburg - Graphic Novel Tage, Freiheit als Vergnügen, C. Berberian (FR), A. Franz (D), 31.05.18

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2018

Donnerstag, 31.5.2018, 19.00 Uhr

7. Hamburger Graphic Novel Tage

Freiheit als Vergnügen

Charles Berberian (FR) und Aisha Franz (D)

Moderation: Andreas Platthaus

Dolmetscher: Didier Gammelin



Unter dem Titel »Freiheit als Vergnügen« treffen am letzten Abend der
Graphic Novel Tage Charles Berberian, in Frankreich lebender
Comiczeichner und -autor, und Aisha Franz, deutsche Comiczeichnerin
und Illustratorin, aufeinander. In ihren Ländern gelten beide als
einflussreiche Künstler. Die Kunst ist für beide ein Zeichen der
Freiheit - Freiheit der Linien und der Form. In »Cinerama« (Reprodukt;
Übersetzung: Ulrich Pröfrock) etwa setzt Charles Berberian alten
Trashfilmen ein Denkmal und Aisha Franz legt mit »Shit is real«
(Reprodukt) einen existenziellen Roman in Comicform vor.

Charles Berberian, 1959 in Bagdad geboren, wuchs in Beirut auf, kam
Mitte der 70er-Jahre nach Frankreich und lernte dort Philippe Dupuy
kennen, mit dem er gemeinsame Werke wie »Beinahe reich« und die Bände
um »Monsieur Jean« veröffentlichte. Das Duo erhielt bereits Preise wie
den Grand Prix de la Ville d'Angoulême. Als Solokünstler beschäftigte
sich der Comickünstler in »Jukebox« und »Cinerama« insbesondere mit
der Popkultur.

Aisha Franz wurde 1984 in Fürth geboren. Sie studierte Visuelle
Kommunikation an der Kunsthochschule Kassel, an der sie als
künstlerische Mitarbeiterin tätig ist. Ihre Abschlussarbeit »Alien«
wurde 2011 bei Reprodukt veröffentlicht. Seitdem folgten weitere Werke
wie »Brigitte und der Perlenhort« und »Shit is real«.

Mit freundlicher Unterstützung der Mara und Holger Cassens Stiftung
und der Behörde für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt
Hamburg

Eintritt: EUR 12,-- Kombiticket für alle Abende: EUR 35,-/-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1134: Hamburg - Graphic Novel Tage, Politik als Recherchethema mit 2 Autorenpaaren, 30.05.18

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2018

Mittwoch, 30.5.2018, 19.00 Uhr

7. Hamburger Graphic Novel Tage 

Politik als Recherchethema

Guillermo Abril & Carlos Spottorno (ES) und Tim Dinter & Thomas
Pletzinger (D)

Moderation: Andreas Platthaus

Dolmetscherin: Isabel Navarro Ramil



Am dritten Abend begegnen sich zwei Autorenpaare, die vollkommen
unterschiedliche, dennoch gleich komplexe Werke geschaffen haben. Die
Spanier Guillermo Abril und Carlos Spottorno liefern mit »Der Riss«
(avant-verlag; Übersetzung: André Höchemer) eine beeindruckende
fotorealistische Reisereportage über die verschiedenen Dramen an den
EU-Außengrenzen. Die Deutschen Tim Dinter und Thomas Pletzinger sind
ebenfalls ein eindrucksvolles Team, das im April für sein noch
unvollendetes »Blåvand« den Comicbuchpreis der Berthold Leibinger
Stiftung erhielt. »Blåvand« ist ein penibel recherchiertes Werk, das
sich mit Entwicklungshilfe auseinandersetzt.

Guillermo Abril, 1981 in Madrid geboren, veröffentlichte mehrere
Artikel, Portraits und Geschichten in auch international bekannten
Zeitungen sowie mehrere Dokumentarfilme. Carlos Spottorno, 1971 in
Budapest geboren, ist preisgekrönter spanischer Dokumentarfotograf,
dessen Werke in diversen spanischen und internationalen Medien
erscheinen.

Tim Dinter, 1971 in Hamburg geboren, studierte Visuelle Kunst und gilt
als stilprägender Mitbegründer der deutschsprachigen Comicreportage.
Der Träger des ICOM Independent Comic Preises lebt und arbeitet als
Illustrator in Berlin. Thomas Pletzinger, 1975 in Münster geboren,
arbeitet als freier Autor, Journalist und Übersetzer.

Mit freundlicher Unterstützung der Mara und Holger Cassens Stiftung
und der Behörde für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt
Hamburg, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-- Kombiticket für alle Abende: EUR 35,-/-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1133: Hamburg - Graphic Novel Tage, Konstruktion als Prinzip mit P. Bacilieri (IT), K. Greve (D), 29.05.18

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2018

Dienstag, 29.5.2018, 19.00 Uhr

7. Hamburger Graphic Novel Tage 

Konstruktion als Prinzip

Paolo Bacilieri (IT) und Katharina Greve (D)

Moderation: Andreas Platthaus

Dolmetscherin: Francesca Bravi



Am zweiten Festivalabend treffen zwei Comiczeichner aufeinander, die
beide auf meisterhafte Weise die Konstruktion ihrer Comics mit deren
Inhalten verknüpfen. Der Italiener Paolo Bacilieri thematisiert in
»Fun« die Geschichte des Kreuzworträtsels in aufwendigen
Schwarz-Weiß-Zeichnungen und greift deren Form in seiner Graphic Novel
auf. Die Deutsche Katharina Greve wiederum konstruierte ihr Werk »Das
Hochhaus« über 102 Wochen als Webcomic und ließ es jede Woche um ein
weiteres Stockwerk, das das Innenleben eines anonymen Hochhauses
zeigt, in die Höhe wachsen.

Paolo Bacilieri, 1965 bei Verona geboren, studierte Kunst in Bologna
und veröffentlichte seit 1982 mehrere Arbeiten, viele davon auch in
Deutschland. Mittlerweile ist er einer der bedeutendsten italienischen
Comicautoren. Sein aktuelles Werk »Fun« erschien im Frühjahr 2018 auf
Deutsch (avant-verlag; Übersetzung: Benjamin Clay).

Katharina Greve, 1972 in Hamburg geboren, zog für ihr
Architekturstudium nach Berlin, wo sie seit 2002 freiberuflich als
Comickünstlerin arbeitet. Die Werke der preisgekrönten Zeichnerin und
Autorin werden in zahlreichen Magazinen veröffentlicht. »Das Hochhaus«
erschien 2017 als Buch (avant-verlag) und als Buchrolle (Round not
Square).

Mit freundlicher Unterstützung der Mara und Holger Cassens Stiftung
und der Behörde für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt
Hamburg

Eintritt: EUR 12,-- Kombiticket für alle Abende: EUR 35,-/-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1132: Hamburg - Graphic Novel Tage, Familie als Herausforderung mit S. Spruyt (BE), U. Oesterle (D), 28.05.18

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2018

Montag, 28.5.2018, 19.00 Uhr

7. Hamburger Graphic Novel Tage

Familie als Herausforderung

Simon Spruyt (BE) und Uli Oesterle (D)

Moderation: Andreas Platthaus

Dolmetscher: Harrie Claessen



Das Festival »Sprechende Bilder - 7. Hamburger Graphic Novel Tage«
eröffnen der belgische Comickünstler Simon Spruyt und der deutsche
Illustrator und Comiczeichner Uli Oesterle. Beide stellen teils morbid
und düster Familiengeschichten auf unterschiedlichste Weise dar. Uli
Oesterle erzählt in seinem aktuellen Projekt »Vatermilch« von seinem
für 30 Jahre verschollenen Vater. Simon Spruyt hingegen thematisiert
in »Junker - Ein preußischer Blues« (Carlsen; Übersetzung: Rolf
Erdorf) eindrücklich die Geschichte zweier Brüder im Preußen kurz vor
dem Ersten Weltkrieg.

Simon Spruyt, 1978 in Belgien geboren, studierte englische und
niederländische Literatur und Linguistik sowie Angewandte Kunst. Seit
seinem Debüt »De Bamburgers«, ein Kindercomic, widmet er sich
unterschiedlichen Comicprojekten. 2014 wurde »Junker« mit dem Willy
Vandersteen Preis ausgezeichnet.

Uli Oesterle, 1966 in Karlsruhe geboren, gründete nach seinem
Grafikdesignstudium eine Ateliergemeinschaft. Mit »Hector Umbra - Der
halbautomatische Wahnsinn« gewann er 2004 den ICOM Independent Comic
Preis. Zuletzt erschien der Band »Kopfsachen«, der acht
Kurzgeschichten aus unterschiedlichen Publikationen vereint.
»Vatermilch« wird in zwei Bänden bei Carlsen herauskommen, sie sind
für 20190 geplant.

Mit freundlicher Unterstützung der Mara und Holger Cassens Stiftung
und der Behörde für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt
Hamburg

Eintritt: EUR 12,-- Kombiticket für alle Abende: EUR 35,-/-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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BIBLIOTHEK/641: Immer wieder tauchen unerschlossene deutsche Drucke aus dem 17. Jahrhundert auf (idw)

Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz - 17.04.2018

Altes und Neues: Das VD 17 feiert den 300.000sten Titel

Trotz jahrzehntelanger Arbeit tauchen immer wieder unerschlossene deutsche
Drucke aus dem 17. Jahrhundert auf



Seit dem Jahr 1996 arbeiten Bibliotheken aus Deutschland und Österreich
gemeinsam an der Erfassung der deutschen Buchproduktion des 17.
Jahrhunderts. Unterstützt werden sie dabei durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft. Im "Verzeichnis der im deutschen Sprachraum
erschienenen Drucke des 17. Jahrhunderts (VD 17)" werden die Ergebnisse
der Katalogisierung zentral gespeichert. Und immer noch entdecken die
Bibliotheken dabei "Nova" - Werke, die so noch nicht im VD 17 enthalten
sind und die Zahl der unterschiedlichen Ausgaben und Titel immer weiter in
die Höhe schnellen lassen. 17.000 neue Titel kamen in den letzten fünf
Jahren hinzu, seit Jahresbeginn sind es schon wieder über 500 neu
verzeichnete Ausgaben.

Vor einigen Tagen nun war es soweit, der 300.000ste Titel konnte
verzeichnet werden:

Der Tod des Greifswalder Mädchens Martha Maria im Mai 1629 veranlasste
Freunde ihres Vaters, des Juristen Christoph Herold, Trauer- und
Trostgedichte zu verfassen und diese bei den Erben des ebenfalls gerade
verstorbenen Universitätsbuchdruckers Hans Witte drucken zu lassen.

Derartige aus frohen oder traurigen Anlässen entstandene Drucke sind oft
nur in wenigen Exemplaren erhalten, versteckt in unerschlossenen
Sammlungen und schwer zu finden. So ist es zu erklären, dass auch jetzt
noch, nachdem die großen deutschen Altbestandsbibliotheken ihre Bestände
bereits vollständig im VD 17 verzeichnet haben, immer wieder nicht
nachgewiesene Drucke gefunden und in die VD 17-Datenbank aufgenommen
werden können. Hauptquelle dieser "Nova" sind heute noch nicht erfasste
Altbestände in Universitätsbibliotheken, aber auch in kommunalen und
kirchlichen Bibliotheken, in den Buchbeständen von Archiven und Museen
oder in kaum bekannten Spezialbibliotheken wie etwa den Sammlungen der
Bundeswehr.

Die verstreuten Schätze zu entdecken, ist ein aufwendiger Prozess: Häufig
fehlt vor Ort geschultes Personal, die Drucke müssen gesichtet und
teilweise in eine der Trägerbibliotheken des VD 17 (die Staatsbibliothek
zu Berlin, die Bayerische Staatsbibliothek in München und die Herzog
August Bibliothek in Wolfenbüttel) transportiert und dort bearbeitet
werden. Der Lohn dieser Anstrengungen sind etwa 10 bis 15 Prozent noch
nicht im VD 17 nachgewiesene Werke, eine durchaus ansehnliche und für die
Forschung hochinteressante Ausbeute an "Nova".

Um die Nutzung der Drucke zu vereinfachen ist die digitale Transformation
des VD 17 ein weiteres Hauptanliegen. Bereits die Hälfte der Drucke steht
in digitaler Form über das Internet frei zur Verfügung. Und das Angebot
wird heftig genutzt: Fast 2 Millionen Mal wurden die im VD 17
verzeichneten Titel im letzten Jahr von Forschenden der
unterschiedlichsten Fachrichtungen und weiteren Interessierten aufgerufen
und angesehen.

Die Bibliotheken hoffen jetzt auf weitere Unterstützung dieses Projektes
zur retrospektiven Nationalbibliographie, um die Digitalisierung des VD 17
vorantreiben und gleichzeitig die noch ungehobenen Schätze aus kleineren
und unbekannteren Sammlungen sichtbar machen zu können.




Weitere Informationen unter:

www.vd17.de

Website VD 17

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution963

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz, Jeanette Lamble, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REZENSION/692: DISRUPT! - Widerstand gegen den technologischen Angriff (SB)

capulcu redaktionskollektiv



DISRUPT!

Widerstand gegen den technologischen Angriff



 
Trotz - oder vielleicht wegen - der immer umfassenderen Durchdringung des Lebens
durch informationstechnische Systeme bleibt eine Technologiekritik, die auch
eine gesellschaftliche Gegenposition bezieht, marginal. Liberal-bürgerliche
Datenschutzbedenken sind weit davon entfernt, auch nur annähernd die Wucht jenes
Widerstands zu entfalten, mit dem in den frühen 1980er Jahren gegen die
Volkszählung protestiert wurde. Der Erfolg der informationstechnisch
beschleunigten Be- und Verwertung von allem und jedem beruht nicht zuletzt auf
der Mimikry eines marktwirtschaftlichen Effizienzdenkens, das unter den
atomisierten Marktsubjekten kaum Widerspruch provoziert, weil die
sozialdarwinistische Leitkultur ganze Arbeit verrichtet hat. Als setze die
Smartifizierung aller Lebens- und Sterbenslagen die Aufhebung antagonistischer
Reflexion zwingend voraus, verebben die Zwischentöne, die die kognitive
Fremdbindung des informationstechnischen Übergriffs lösen könnten, im
schwarzweiß zeichnenden und gefühlsgetriebenen Like-Dislike-Reflex.

Mit der Schrift "DISRUPT! - Widerstand gegen den technologischen Angriff"
versucht das capulcu redaktionskollektiv, dem Vergessen des geschichtslosen
Always On die Erinnerung an die Notwendigkeit des Kampfes um Autonomie und
Selbstbestimmung entgegenzuhalten. Die im September 2017 abgeschlossene, auf der
Capulcu-Seite als Broschüre [1] und kurz darauf in Buchform veröffentlichte
Schrift weist in der entschiedenen Kritik des digitalen Kapitalismus den
Charakter eines Manifests auf. Dazu wird sein informationstechnisches Arsenal
nicht nur auf seine technische Reichweite hin abgeklopft, sondern stets in den
Kontext seiner herrschaftssichernden Bedeutung gestellt.

Noch unerschlossene Reserven ausbeutbarer Arbeit mit Hilfe technologischer
Umwälzungen zu erschließen ist für wachstumsorientierte, in Weltmarktkonkurrenz
stehende Staaten unerläßlich. Die Zurichtung des Menschen auf neue Formen der
Verfügbarkeit und Beherrschbarkeit ist mindestens so alt wie die industrielle
Entwicklung des Kapitalismus, wird heute jedoch mit Mitteln und Methoden
vorangetrieben, mit denen eine neue Qualität des Zugriffs auf Mensch und Natur
erlangt wurde. Diese Auseinandersetzung durchzieht die Untersuchung der
einzelnen Anwendungsbereiche informationstechnischer Systeme wie ein roter
Faden, was die Lektüre weit spannender macht als Texte, in denen lediglich das
Für und Wider der Digitalisierung diskutiert wird.

Schon die einleitende Schilderung historischer Innovationsangriffe führt den
LeserInnen vor Augen, daß die Technologie der Fabrikgesellschaft noch nie ein
neutrales Mittel war, das erst in der Hand der jeweiligen AnwenderInnen
regressive oder emanzipatorische Wirkungen freisetzte. Das zentrale Anliegen der
Verwertung menschlicher Arbeitskraft zeitigt heute Erfolge, von denen der vor
hundert Jahren tonangebende Arbeitswissenschaftler Frederick W. Taylor nicht zu
träumen gewagt hätte. Dessen die Industrien des Fordismus prägender Ansatz, das
individuelle Arbeitsvermögen in kleinste Segmente zu zerteilen, um sie am
Fließband unter maximaler Kosteneffizienz und hochgradiger Standardisierung zur
Anwendung zu bringen, wird allerdings nur scheinbar durch die Bedienung
individueller Kundenwünsche in der Industrie 4.0 überwunden.

Wurde der arbeitende Körper nach Taylor einer hochgradig stereotypen
Bewegungsrationalisierung unterworfen, so wird der Mensch in der rundum
vernetzten und überwachten Industrie 4.0 noch wirksamer auf die Maximierung der
Kosten-Nutzen-Ratio zugerichtet. Die informationstechnische Vermessung und
Lenkung aller Abläufe in Logistik, Produktion, Distribution und Verwaltung läßt
noch weniger Zeiten und Räume, in denen sich Lohnabhängige dem Arbeitsdruck
entziehen können. Die algorithmische Integration von Mensch und Maschine in der
Werkhalle, im Lager, beim Transport und im Büro hat eine Quantifizierung und
Standardisierung des Arbeitsprozesses zur Folge, die alles ausblendet, was der
Mensch außer der Ablieferung der exakt von ihm verlangten Leistung sonst noch
denken und tun könnte. Da die einige Freiheitsgrade mehr voraussetzende
Entfaltung von Kreativität lediglich im gehobenen Management, in den
Entwicklungsabteilungen und bei der Steuerung und Optimierung des
Arbeitsprozesses erforderlich ist, können unerwünschte Abweichungen von den
betriebswirtschaftlichen Effizienzkriterien im vernetzten Produktionsablauf und
der total überwachten Fabrik systematisch selektiert und eliminiert werden. 

Dequalifizierung und Entwertung menschlicher Arbeit sind die fast zwingenden
Folgen einer industriellen Robotisierung, mit der sich ein tiefgreifender
Strukturwandel der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft ankündigt. Wie
weitgehend dieser bereits auf anderen Feldern gesellschaftlicher Organisation
verwirklicht wurde, zeigt die Inwertsetzung sozialer Kommunikation und
Reproduktion bis hinein in die Zellen und Neuronen der Physis und Psyche des
Menschen. Die dabei erfolgende Reduktion von Bewegungsformen und Gemütsregungen
auf ein virtuelles Datenkorsett bildet den Menschen nicht nur ab, sondern
läßt seine subjektive Existenz zum Nutzen objektiver Verallgemeinerung
und Erfassung in den an sie angelegten algorithmischen Parametern neu auferstehen.

So hat die smarte Vergesellschaftung Anpassungs- und Rechtfertigungszwänge zur
Folge, die anders als in der klassischen autoritären Disziplinargesellschaft auf
eher leisen Sohlen daherkommen. Wer den Wert seiner Arbeitskraft oder auch nur
seines sozialen Status mehren will und dabei auf Angebote zur Selbstoptimierung
wie die Verwendung von Fitneßtrackern [2] eingeht, kann durchaus den Eindruck
haben, sich dabei selbst zu verwirklichen. Zugleich an der Produktion von Normen
und Werten beteiligt zu sein, die anderen Interessen unterliegen, tritt solange
nicht als Widerspruch in Erscheinung, wie die eigenen Ziele mit diesen konform
gehen. Ein nicht unerheblicher Teil der Legitimations- und Ideologieproduktion
des digitalen Kapitalismus - freizügiger Zugriff auf vermeintlich kostenlose
Leistungen, soziale Partizipation auf Kommunikationsplattformen und in der Share
Economy, flache Hierarchien und Erfolgschancen auch für Quereinsteiger in der
IT-Unternehmenskultur - ist dieser Suggestion gewidmet.

Die Schattenseiten, die die permanente Produktion individueller Daten und ihre
Einspeisung in den Plattformkapitalismus jetzt schon haben, aber vor allem in
der näheren Zukunft der informationstechnisch administrierten Gesellschaft
hervorbringen werden, sind in "DISRUPT!" hell ausgeleuchtet. Der
konkurrenzgetriebenen Steigerung der Leistungsnormen in der Fabrik nicht
unähnlich, speist sich das digital vergesellschaftete Subjekt in eine Arithmetik
des Messens und Vergleichens ein, für die nur die jeweiligen Daten und Zahlen
relevant sind. Wie im Sport, wo die Rekorde weit wichtiger sind als die
Menschen, die sie erreichten, formiert sich die digitalisierte
Leistungsgesellschaft um die Achse des Vergleiches und der daraus resultierenden
Sortierung des zum Werkstoff degradierten Menschen. Nicht nur seine
Arbeitsleistung, er selbst werde in all seinen Handlungen und Lebensäußerungen
mit dem Rating und Scoring sozialer Netzwerke, die auf den Punkt ihrer
hochaufgelösten Sozialkontrolle gebracht werden, in Wert gesetzt, so die
AutorInnen.

So werden wirtschaftliche, gesundheitliche, soziale und politische
Normabweichungen verhaltensökonomisch reguliert, bevor der Ausschluß ins
abgehängte Subproletariat jede weitere Mühe staatlicher Vor- und Nachsorge
obsolet macht. Die Sozialtechnologie des Nudging wird als frappantes Beispiel
für eine Form indirekter Regulation vorgestellt, deren autoritärer Charakter als
liberaler Paternalismus [3] affirmativ gewendet wird. Der Zwangscharakter des
Nudging tritt in der smarten Eigentumsordnung spätestens dann unverhüllt hervor,
wenn dem jeweiligen sozialen Score gemäß die elektronisch gesteuerte Wohnungstür
verschlossen bleibt, das Auto nicht mehr anspringt und die Kreditkarte gesperrt
wird. 

"DISRUPT!" läßt Dystopien ins Kraut schießen, die die Leinwand und die
Buchdeckel längst verlassen haben, um das echte Leben mit ihrer Kontrollgewalt
zu überziehen. Sich dieser Entwicklung zu widersetzen bedarf nicht nur einigen
Mutes, sondern auch des Begreifens, es mit einer hochgradig adaptiven und
beschleunigten Entwicklung zu tun zu haben. Sich von dieser nicht überholen und
in die Defensive treiben zu lassen läßt den Versuch, mit ihrer apparativen
Komplexität und strukturellen Durchsetzungskraft gleichzuziehen, als wenig
aussichtsreich erscheinen. Die Besinnung auf die subjektiven Qualitäten
menschlicher Begegnung, das kollektive Ideal allseitiger Verstärkung und die
Arbeit an Begriffen, die das suggestive Gewebe des kognitiven Kapitalismus
zugunsten eines anderen Griffes auf die Welt durchstoßen, wäre vielleicht eine
Möglichkeit, die Totalität informationstechnischer Konditionierung aufzuheben.


Fußnoten:

[1] https://capulcu.blackblogs.org/wp-content/uploads/sites/54/2017/08/Disrupt2017-08-18-A4.pdf

[2] KULTUR/0983: Fitneß-App - Sozialkontrolle selbstgemacht ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele0983.html

[3] HERRSCHAFT/1710: Liberaler Paternalismus - kein Widerspruch in sich ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1710.html
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PODIUM/207: Trier - Neues Buch zur Trierer Geschichte in Zeiten von Karl Marx, 24.04.2018

Universität Trier

Buchvorstellung "Vom Königsbesuch bis in die Gosse"

Weichenstellendes Kapitel Trierer, Geschichte tritt aus dem Schatten



Die Geschichtsschreibung der Stadt Trier wird um rund 940 Seiten
reicher. Am 24. April 2018 präsentieren die Herausgeber Jort
Blazejewski, Stephan Laux und Nina Schweisthal ihre kürzlich
fertiggestellte Edition "Quellen zur Geschichte der Stadt Trier in der
frühen Preußenzeit (1815-1850)". Bemerkenswert an dem Werk ist über
den beeindruckenden Umfang hinaus der behandelte Zeitraum. Obwohl der
junge Karl Marx in jenen Jahren in Trier lebte und entscheidende
Weichen für den Weg der Stadt in die heutige Zeit gestellt wurden,
führte dieses Kapitel bislang eher ein Schattendasein in der
regionalen Historiographie.

"Das historische Gedächtnis Triers ist recht einseitig auf die
Reminiszenz an seine römischen Altertümer und mittelalterlichen
Sakralbauten fixiert. Der schwierige Übergang der Stadt in die Moderne
ist dagegen ungeachtet der Verdienste früherer wie aktueller Verfasser
vernachlässigt worden", schreiben die Herausgeber. Nach dem Ende der
Besetzung durch Napoleon prägten in der frühen preußischen
Herrschaftsphase die wirtschaftlichen und sozialen Gegensätze das
Stadtbild. "Da besuchte der preußische König in Erwartung huldvoller
Zustimmung die Stadt, und in der nächsten Straße lebten die Menschen
unter erbärmlichsten Lebensumständen", schildert Stephan Laux die
damaligen Verhältnisse und unterstreicht zugleich ein zentrales
Anliegen der Autoren: "Wir wollen mit dieser Edition die
vielschichtigen Konstellationen in Trier dokumentieren, aber auch das
Leben plastisch en Konstellationen in Trier dokumentieren, aber auch
das Leben plastisch darstellen, in einer Zeit, in der die Auswüchse
der Massenarmut (Pauperismus) ebenso zu Tage traten wie der Reichtum
einer sehr kleinen Oberschicht", so Stephan Laux, Professor für
Geschichtliche Landeskunde an der Universität Trier.

Es sind Jahrzehnte des Umbruchs, geprägt von Armut, Auswanderung,
Weinkrise, von Kirchenkampf und Revolution sowie den allerdings noch
sehr bescheidenen Anfängen von Modernisierung und Industrialisierung.
Der Schwerpunkt der Quellenauswahl liegt auf der Darstellung des
gesellschaftlichen wie sozialpolitischen Klimas der damaligen Zeit.
"Damit soll auch das von der älteren Landesgeschichtsschreibung
gezeichnete Bild einer recht beschaulich dahinlebenden Stadt, die von
den großen Aufregungen der Zeit unberührt blieb, korrigiert werden",
so die Herausgeber.

Die Sammlung richtet sich an ein breites Publikum und ist gleichsam
für den Unterricht in der Schule wie auch für die Lehre an der
Universität geeignet. Außerdem ist sie eine reiche Quelle für
diejenigen, die an speziellen Aspekten interessiert sind. Die Edition
ist als Kooperationsprojekt insbesondere mit Stadtbibliothek und -
archiv Trier entstanden und erscheint in der Schriftenreihe
"Publikationen aus dem Stadtarchiv Trier".

Die Edition "Quellen zur Geschichte der Stadt Trier in der frühen
Preußenzeit (1815-1850)" wird am Dienstag, 24. April, 18.00 Uhr, in
einer farbigen und kurzweiligen Präsentation im Lesesaal der
Stadtbibliothek Trier, Weberbach 25, vorgestellt.

Jort Blazejewski/Stephan Laux/Nina Schweisthal (Hgg.), Quellen zur
Geschichte der Stadt Trier in der frühen Preußenzeit (1815-1850);
Publikationen aus dem Stadtarchiv Trier, Bd. 4, Trier: Verlag für
Geschichte und Kultur; 941 S., 5 Abb. ISBN: 978-3-945768-04-4; 49,90
Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 16. April 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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MELDUNG/183: UN/China - Deutschem Menschenrechtler Zugang zu UN-Konferenz verwehrt

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. April 2018

Deutschem Menschenrechtler Zugang zu UN-Konferenz verwehrt -
Schwere Vorwürfe: UN verraten eigene Prinzipien und machen sich zum
Handlanger von Chinas Unrechtsregime



Göttingen, den 18. April 2018 - Nach dem Ausschluss eines deutschen
Menschenrechtlers von einer UN-Konferenz in New York hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) der Weltorganisation
vorgeworfen, ihre eigenen Prinzipien verraten zu haben. "Die UN
machen sich zum Handlanger von Diktaturen, wenn sie Menschenrechtler
auf Wunsch einflussreicher Mitgliedstaaten willkürlich ausschließt.
So verliert sie ihre Glaubwürdigkeit", warnte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Mittwoch. Die Göttinger Menschenrechtsorganisation
hatte den Uiguren und deutschen Staatsbürger Dolkun Isa als
Teilnehmer des "Permanenten Forums indigener Völker" registrieren
lassen. Angeblich aus "Sicherheitsgründen" wurde ihm am
Montagnachmittag der Zutritt zu der UN-Konferenz verwehrt. Isa lebt
in München und ist Präsident des Weltkongresses der Uiguren, des
bedeutendsten Dachverbandes der in China verfolgten muslimischen
Nationalität. Auf der Konferenz in den USA wollte Isa über die
anhaltende Repression gegen Uiguren in China berichten.

Schon am vergangenen Freitag wurde die GfbV kurz vor Dienstschluss
von UN-Mitarbeitern in New York darüber informiert, dass Isas
Registrierung aufgrund von Sicherheitsfragen unklar sei. "Sofort
setzten wir uns mit den UN in Verbindung und stellten klar, dass eine
von China veranlasste "Red Notice" der Interpol auf Betreiben der
deutschen Bundesregierung kürzlich gelöscht wurde", berichtete
Delius. Auch Human Rights Watch und die deutsche UN-Vertretung in New
York hätten sich für Isas Teilnahme eingesetzt - vergeblich.

"Die UN dürfen sich nicht diktieren lassen, wer als Menschenrechtler
anerkannt wird. Es ist ungeheuerlich, wie China die Weltorganisation
unterwandert und für eigene nationale Zwecke missbraucht",
kritisierte Delius. "Wir können auch nicht auf die Hilfe der
zuständigen UN-Abteilung für wirtschaftliche und soziale Fragen
setzen, denn sie wird vom ehemaligen chinesischen Botschafter in
Genf, Liu Zhenmin, als stellvertretendem UN-Generalsekretär
geleitet." Die GfbV hatte erst Ende März 2018 vor dem wachsenden
Einfluss Chinas bei den UN gewarnt. Die Menschenrechtsorganisation
warf der Volksrepublik damals vor, über ihren Einfluss auf
Haushaltsfragen gezielt Strukturen zum Schutz von Menschenrechten in
der Weltorganisation zusammenzustreichen.

Dem Uiguren Dolkun Isa war auf Grundlage der "Red Notice" schon
einmal die Teilnahme am UN-Menschenrechtsrat in Genf verweigert
worden. Damals mussten die UN einräumen, dass sie ohne eigene Prüfung
die Angaben chinesischer Sicherheitskräfte in ihr Computersystem
eingespeichert hatten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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NEWSLETTER/189: Bremer Friedensforum 5 vom 16. April 2018

Newsletter Bremer Friedensforum 5 vom 16. April 2018



Inhalt heute:

Bevorstehende Veranstaltungen - (weitere im Terminkalender unten)

01. Autonome Waffen müssen verboten werden

02. Kampf um die Abrüstung der Atomwaffen

Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

03. Bremer Friedensforum verurteilt völkerrechtswidrigen Angriff auf
Syrien

04. Proteste gegen Militärschläge

05. Ostermarsch-Nachlese "Abrüsten jetzt!"

06. Ostermarsch-Dokumentation im TV

07. Über 40.000 Unterstützer*innen für den Aufruf "Abrüsten statt
aufrüsten"

08. Atomwaffen abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in Büchel

09. Aktionswoche Ramstein

10. Bremer Friedensforum im Netz

11. Aus dem Terminkalender

12. In eigener Sache


BEVORSTEHENDE VERANSTALTUNGEN (weitere im Terminkalender
unten)

1. Autonome Waffen müssen verboten werden 

Bremen. Im "Cyberpeace Café" spricht am Donnerstag, 19. April, Prof. Dr.
Hans-Jörg Kreowski, Vorstandsmitglied des Forums InformatikerInnen für
Frieden und gesellschaftliche Verantwortung, zum Thema "Autonome Waffen
müssen verboten werden". Die Veranstaltung findet um 18 Uhr in der
Universität Bremen, Mehrzweckhochhaus MZH 1090 in der Bibliothekstraße
(nahe Straßenbahnhaltestelle Universität Zentralbereich) statt.

Autonome Waffen sollen so programmiert werden, dass sie ihre Ziele
eigenständig suchen und ihr Zerstörungs- und Tötungspotential ohne weiteres
Zutun von Menschen einsetzen. An dieser weiteren Perversion der
Kriegsführung wird seit Jahren intensiv geforscht und entwickelt. In dem
Vortrag soll geklärt werden, was es mit diesen neuen Waffen auf sich hat
und warum sie verboten werden müssen. Das Cyberpeace-Café dient der
Information und Diskussion von Aspekten digitaler Kriegsführung und von
friedlichen Alternativen. Seit einiger Zeit wird innerhalb der Bundeswehr
eine Organisationseinheit Cyber- und Informationsraum aufgebaut.
Deutschland beteiligt sich damit auch ganz offiziell an der weltweiten
Cyberaufrüstung. Neben Heer, Luftwaffen, Marine und Weltraum, soll nun auch
der digitale Raum als fünfte Domäne der Kriegsführung weiter erschlossen
werden. Bedroht sind vor allem auch zivile Infrastrukturen wie Strom- und
Wasserversorgung, Verkehr, Gesundheitswesen und die Netzwerke von Staat und
Wirtschaft. Insgesamt hat sich die Kriegsführung in den letzten Jahrzehnten
durch den massiven Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik
verändert. Cyberkrieg kann dafür als Oberbegriff dienen.

Veranstalter*nnen: Cyberpeace-Team Bremen, Forum InformatikerInnen für
Frieden und gesellschaftliche Verantwortung (FIfF) - Regionalgruppe Bremen,
Bremer Friedensforum, Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und
Friedensforschung, Rosa-Luxemburg-Initiative - Die Rosa-Luxemburg-Stiftung
in Bremen.


2. Kampf um die Abrüstung der Atomwaffen



Bremen. Am Dienstag, 15. Mai, diskutieren um 19 Uhr in der Villa Ichon,
Goetheplatz 4 Lars Pohlmeier, Gerhard Baisch und Volkert Ohm zum Thema
"Kampf um die Abrüstung der Atomwaffen - Hoffnungen, Niederlagen und
Erfolge - Was können wir daraus lernen?". Die Moderation übernimmt Barbara
Heller vom Bremer Friedensforum.

Mit dem UN-Atomwaffenverbotsvertrag von September 2017 ist eine neue Bühne
im jahrzehntelangen Abrüstungsprozess eröffnet, ein Erfolg der gemeinsamen
Anstrengung der Nicht-Atomwaffen-Staaten mit der Zivilgesellschaft,
gewürdigt mit der Verleihung des Friedensnobelpreises 2017 an ICAN. Das
Abkommen ist noch nicht in Kraft und steht unter heftigem Beschuss durch
die USA und die NATO-Staaten. Ein Skandal, dass auch die Bundesregierung
bisher nicht einmal in Erwägung zieht, dem Vertrag beizutreten. Es wird auf
die Friedensbewegung ankommen, unsere Regierung von diesem
Verweigerungskurs abzubringen und sie zu veranlassen, an der atomaren
Abrüstung konstruktiv mitzuwirken. Dazu gehört die Forderung, in der NATO
die Atombomben aus Büchel abzuziehen, die Beendigung der Mitwirkung in der
nuklearen Planungsgruppe und die Unterzeichnung des Verbotsvertrags. Mit
allen Mitteln muss verhindert werden, dass die USA den INF-Vertrag
aufkündigen und erneut versuchen, Mittelstreckenraketen in Europa
aufzustellen.

Veranstalter*innen: Bremer Friedensforum / IALANA - Bremen / IPPNW - Bremen


BERICHTE/INTERVIEWS/ERKLÄRUNGEN/INITIATIVEN

3. Bremer Friedensforum verurteilt völkerrechtswidrigen Angriff auf
Syrien 

Bremen. Ohne dass gesicherte Erkenntnisse über den Einsatz chemischer
Kampfstoffe in Douma vorliegen, haben US-amerikanische, französische und
britische Marine- und Luftstreitkräfte über 100 Raketen und
Marschflugkörper auf staatliche syrische Ziele abgefeuert. Obwohl die
Beratungen im UN-Sicherheitsrat nicht abgeschlossen waren, erteilten die
Staatsoberhäupter der USA, Frankreichs und Großbritannien den
Einsatzbefehl. Weder lag ein Angriff auf diese Staaten vor, der
Selbstverteidigungsmaßnahmen gerechtfertigt hätte, noch ein Mandat des
UN-Sicherheitsrats. Die Handlungen dieser drei westlichen
UN-Sicherheitsratsmitglieder haben das Völkerrecht gebrochen. Donald Trump,
Emmanuel Macron und Theresa May müssen dafür angeklagt werden - ebenso wie
die Täterschaft des mutmaßlichen Chemiewaffenangriffs auf Douma
strafrechtlich verfolgt werden muss, fordert das Bremer Friedensforum in
einer Erklärung.

Darin heißt es weiter: "Die Bundesregierung hat sich gegen eine
militärische Beteiligung an einen Angriff auf Syrien ausgesprochen. Die
Bundesregierung muss den völkerrechtwidrigen Angriff verurteilen. Wir
fordern, dass die Bundeswehr aus der Region unverzüglich abgezogen wird.
Wir verlangen von der Bundesregierung zu unterbinden, dass militärische
Einrichtungen auf deutschem Territorium von NATO-Verbündeten für
völkerrechtswidrige Angriffshandlungen genutzt werden. Wir sehen mit sehr
großer Sorge, dass das Völkerrecht als Eckpfeiler der internationalen
Beziehungen durch Kriegshandlungen westlicher Staaten fortgesetzt verletzt
wird. Um hier nur die gravierendsten Beispiele zu nennen: Der
NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien 1999, der US-amerikanisch-britische
Angriffskrieg gegen den Irak 2003, die Marschflugkörperangriffe der USA auf
das syrische Al-Schairat am 7. April 2017 und jetzt wieder. Es bedarf
seitens der Bundesregierung großer Anstrengungen, das Verhältnis zu
Russland zu entspannen, eine gleichberechtigte Beziehung aufzubauen, um die
Kontroversen konstruktiv zu lösen. Wir brauchen Abrüstung statt Aufrüstung.
Das Bremer Friedensforum wird weiterhin dazu beitragen, auch in der
Hansestadt diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen."


4. Proteste gegen Militärschläge



Bremen. Spontan reagierte das Bremer Friedensforum auf die Raketenschläge
gegen Syrien. 180 Bremerinnen und Bremer versammelten sich von einem Tag
auf den anderen bei einer Mahnwache auf dem Marktplatz, um ihrer Sorge um
eine mögliche Konfrontation zwischen den USA und Russland Ausdruck zu
verleihen. "Deeskalation jetzt" lautete das Motto. Während der einstündigen
Kundgebung wurden internationale Reaktionen wiedergegeben, so auch die
Bemerkung des UN-Sondergesandten für Syrien Staffan de Misura: "Eine
Eskalation der derzeitigen Spannungen zwischen den Großmächten USA und
Russland könnte verheerend sein." Bericht und Fotos siehe unter [1].


5. Ostermarsch-Nachlese "Abrüsten jetzt!"



Bremen. Weit über tausend Bremer Bürger und Bürgerinnen aus Bremen und
Umgebung setzten sich auf dem Ostermarsch gegen Waffenexport,
Bundeswehreinsätze im Ausland, Militarisierung, gegen die aggressive
Russlandpolitik und für Abrüstung der Nuklear-Waffen ein. Ein Film von
Sönke Hundt für Weltnetz TV kann auch auf unserer Website
https://www.bremerfriedensforum.de/aktuelles/ abgerufen werden. Am
Ostermontag trafen sich in Garlstedt Freiedensfreund*innen vor dem Tor der
Logistikschule der Bundeswehr [2].

Film:

https://weltnetz.tv/video/1451-ostermarsch-2018-bremen

Bilanz bundesweit:

https://www.friedenskooperative.de/newsletter-april2018


6. Ostermarsch-Dokumentation im TV



Bremen. Radio Weser.TV zeigt am Dienstag, 17. April, einen 35-minütigen
Film von Wilfried Hoberg über den kürzlichen Ostermarsch in Bremen.
Sendebeginn ist um 21.15 Uhr (Kabelkanal 12). Der Film kann auch als
Live-Stream im Internet gesehen werden: www.radioweser.tv (normalerweise -
derzeit gibt es aber offensichtlich technische Probleme).


7. Über 40.000 Unterstützer*innen

Berlin. Nach den Ostermärschen haben mittlerweile über 40.000
Unterstützer*innen den Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten" online oder
offline unterschrieben. "Wir danken allen, die Unterschriften gesammelt
haben und rufen dazu auf, weiter zu sammeln, zum Beispiel am 1. Mai, wenn
wieder zahlreiche Aktionen stattfinden werden. Die Unterschriftenlisten
können auf unserer Webseite abruesten.jetzt heruntergeladen werden oder
über friekoop@friedenskooperative.de oder frieden-und-zukunft@t-online.de
bestellt werden", teilt der Arbeitsausschuss "Initiative abrüsten statt
aufrüsten" mit.

https://abruesten.jetzt/#aufruf


8. Atomwaffen abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in Büchel


Büchel/Bremen. Die Kampagne "atomwaffenfrei.jetzt" wurde vom Trägerkreis
"Atomwaffen abschaffen" ins Leben gerufen. Das Bremer Friedensforum gehört
dem Trägerkreis an. Die diesjährige Aktionspräsenz am Atomwaffenstandort in
Büchel startete am 26. März.

www.atomwaffenfrei.de

Eine Gruppe aus Bremen wird auch in diesem Jahr teilnehmen.
Interessent*innen wenden sich bitte an das Bremer Friedensforum.


9. Aktionswoche Ramstein



Berlin/Bremen. Die Kampagne "Stopp Air Base Ramstein - Keinen
Drohnenkrieg!" [https://www.ramstein-kampagne.eu/ueber-uns/] klärt über die
zentrale Rolle auf, die Ramstein in der NATO-Kriegsführung spielt und
versucht, mit vielfältigen Aktionen ein Klima in der Gesellschaft zu
schaffen, das eine Schließung der Militärbasis auf die politische
Tagesordnung setzt.

Das bisherige Programm der Aktionswoche vom 23. Juni bis 1. Juli 2018 ist
veröffentlicht unter [3].

Eine Gruppe aus Bremen wird auch in diesem Jahr teilnehmen.
Interessent*innen wenden sich bitte an das Bremer Friedensforum.


10. BREMER FRIEDENSFORUM IM NETZ

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


11. WICHTIGE TERMINE

• seit 26. März, Aktionspräsenz am Atomwaffenstandort in Büchel,
"Atomwaffen abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in Büchel"

www.atomwaffenfrei.de

• 17. April, 19:30 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Bremen, "Europa,
was nun? Trump, Brexit, Migration und Eurokrise", mit Dr. Andreas Wehr,
Berlin

http://www.masch-bremen.de/

• 19. April, 18:00 Uhr, Universität Bremen (Mehrzweckhochhaus (MZH),
Bibliothekstr. 5, Raum MZH 1090, nahe Straßenbahnhaltestelle Universität
Zentralbereich), Cyberpeace-Café mit Hans-Jörg Kreowski (Vorstandsmitglied
FIfF): "Autonome Waffen ... ... müssen verboten werden!"

• 1. Mai, DGB-Demonstration Bremen, Aufstellung Parkplatz
Weserstadion, 12:00 Uhr Kundgebung Domshof

• 4. Mai, 10:30 Uhr, Bahrs Plate, Bremen-Blumenthal, anschließend
Bunker Valentin" 12:30 Uhr Schützenhof Bremen-Gröpelingen, gemeinsames
Gedenken mit der Amicale Belge de Neuengamme

• 15. Mai, 19:00 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Bremen, Lars
Pohlmeier, Gerhard Baisch und Volkert Ohm diskutieren zum Thema "Kampf um
die Abrüstung der Atomwaffen - Hoffnungen, Niederlagen und Erfolge - Was
können wir daraus lernen?". Moderation: Barbara Heller, Bremer
Friedensforum

• 18. Mai, 19:00 Uhr, Überseemuseum Bremen, Moshe Zuckermann:
"Antisemitismus! Ein Vorwurf als Herrschaftsinstrument"

• 5. Juni, 19:00 Uhr, Villa Sponte, Osterdeich 59B, Bremen, Alia
Rayyan: "Reviewing Jerusalem - Kunst, Politik, Gesellschaft. Zur
Identitätstiftung für die Palästinenser unter Besatzung"

• 23. Juni bis 1. Juli, Aktionswoche "Stopp Air Base Ramstein"

• 6. August, 12 bis 13 Uhr, Bremen, Marktplatz, Mahnwache zum 73.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki

www.bremerfriedensforum.de

• 31. August, 18 Uhr, Bremen, DGB-Haus, Veranstaltung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall

• 1. September, 12 Uhr, Bremen, Marktplatz, Kundgebung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall


Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de/


12. IN EIGENER SACHE

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Verweise:

[1] https://www.bremerfriedensforum.de/998/aktuelles/Widerstand-gegen-Trumps-angekuendigte-Militaerschlaege/

[2] Ostermarsch-Nachlese Bremen und Garlstedt:

https://www.bremerfriedensforum.de/991/aktuelles/Abruesten-jetzt%EF%BF%BDWeit-ueber-tausend-Ostermarschiererinnen-in-Bremen/

https://www.bremerfriedensforum.de/992/aktuelles/Ostermarsch-Aktion-vor-Logistikschule-der-Bundeswehr-in-Garlstedt/

[3] https://www.ramstein-kampagne.eu/category/aktionswoche-2018/programm-2018/

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 5 vom 16. Apil 2018

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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ATTAC/1899: Studie - Ein Drittel der EU-Finanzregulierer mit Verbindungen zur Finanzindustrie

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 18. April 2018

Studie: Ein Drittel der EU-Finanzregulierer mit Verbindungen zur
Finanzindustrie

Strenge Regeln gegen Interessenskonflikte und Abkühlungsphasen nötig



Zehn Jahre nach Beginn der Finanzkrise rotiert die Drehtüre zwischen der
Finanzindustrie und der für ihre Regulierung zuständigen EU-Behörde
munter weiter: Ein Drittel der führenden Beamten, die zwischen 2008 und
2017 in der Generaldirektion Finanzstabilität, Finanzdienstleistungen
und Kapitalmarktunion (GD FISMA) arbeiteten, kamen entweder aus der
Finanzindustrie oder wechselten nach ihrem Ausscheiden dorthin. Dies
zeigt eine neue Studie des Politikwissenschaftlers Yiorgos Vassalos und
der Brüsseler NGO Corporate Europe Observatory (CEO) (1):

• Vier von fünf ehemaligen Direktoren der GD FISMA arbeiteten danach
für Unternehmen, die sie einst beaufsichtigten, oder für
Lobbyfirmen, die diese Unternehmen vertreten. Jonathan Faull
beispielsweise, Direktor von 2010 bis 2015, trat nach seinem
Ausscheiden aus der Kommission im Jahr 2017 in die internationale
PR- und Lobby-Agentur Brunswick ein.

• Sechs von 27 Abteilungsleitern, die zwischen 2008 und 2017 für
Finanzregulierung zuständig waren, und sieben von 22
stellvertretenden Abteilungsleitern haben vor ihrer Zeit in der GD
FSIMA für die Finanzindustrie gearbeitet.

• Der frühere Abteilungsleiter Miguel de la Mano wechselte zu Compass
Lexecon, einer Tochtergesellschaft der auf Finanzregulierung
spezialisierten FTI Consulting. Zu ihren Kunden zählen die Deutsche
Börse, die Bank of New York Mellon, Vanguard, Citadel, Mastercard
und die Managed Funds Association.

• EU-Kommissare gehen mit schlechtem Beispiel voran: Zwei der drei
zwischen 2008 und 2017 für Finanzregulierung zuständigen
EU-Kommissare arbeiteten danach für den Finanzsektor. Damit wird den
Beamten der GD FISMA signalisiert, dass die Drehtüre zwischen
Politik und Konzernen ganz normal, wenn nicht sogar typisch für eine
erfolgreiche Karriere ist. (2)

"Die Drehtür zwischen der GD FISMA und der Finanzindustrie zeigt, dass
vielen EU-Spitzenbeamten die nötige Distanz zu jenen Konzernen fehlt,
die sie eigentlich regulieren sollten. Die Verbindungen gehen dabei weit
über Vertrauen in die Expertise der Branche hinaus", sagt Yiorgos
Vassalos, Co-Autor der Studie. "Das Risiko, dass persönliche
Karriereaussichten eine angemessene Regulierung gegen die Interessen der
Branche verhindern, ist groß. Gleichzeitig trägt die GD FISMA durch die
häufige Einstellung von Personal aus dem Finanzsektor zu einer
unternehmensfreundlichen Ausrichtung bei."

Margarida Silva von CEO: "Die Vorschriften für potentielle
Interessenkonflikte müssen dringend verschärft werden. Doch die
Kommission will immer noch nicht erkennen, dass es sich beim
Drehtüreffekt um ein systemisches Problem handelt. Die Ansicht, dass der
Wechsel von einer Aufsichtsbehörde in die regulierte Branche ein ganz
normaler Karriereschritt sei, muss endlich der Vergangenheit angehören."

CEO und Attac fordern strenge Regeln für Interessenkonflikte und
Abkühlungszeiten mit Sanktionen, die verhindern, dass die Regulierer mit
jenen Unternehmen sympathisieren, die sie eigentlich regulieren sollen.


Anmerkungen:

(1) Siehe:

https://corporateeurope.org/power-lobbies-revolving-doors/2018/04/financial-regulators-and-private-sector-permanent-revolving

Das oben genannte Drittel des gesamten Spitzenpersonals der GD FISMA
bezieht sich auf 19 von 61 Spitzenbeamten, die zwischen 2008 und 2017
tätig waren: 12 Generaldirektoren, stellvertretende Generaldirektoren
und Finanzdirektoren, 27 Referatsleiter und 22 stellvertretende
Referatsleiter. Die Studie hat auch drei für die Finanzregulierung
zuständige Kommissionsmitglieder und sechs Einzelfälle von Politikern
der GD FISMA untersucht. 29 von insgesamt 70 Personen vertreten nun die
Interessen der Finanzindustrie oder haben sie vertreten.

(2) Der Ire Charlie McCreevy ermöglichte bis 2007 als Kommissar für
Binnenmarkt und Dienstleistungen die De-Deregeluierung von verbrieften
und derivativen Finanzprodukten, die mit Schuld an der Finanzkrise
waren. 2010 wurde sein direkter Wechsels zur von ihm mitgegründeten Bank
NBNK noch von der Kommission verhindert. Eine Woche nach Ende der
"Abkühlungsphase" trat er in den Derivatehandel der Bank New York Mellon
ein. Später arbeitete er für Finanzunternehmen wie Sentenial, World
Spreads und Celsius Funds.

Der Brite Jonathan Hill war Lobbyist, bevor er 2014 EU-Kommissar für
Finanzen wurde. Er wechselte nach der - Brexit-Abstimmung 2016 zu
Freshfields, einer Anwaltskanzlei, die unter anderem die
EU-Institutionen für Lloyds, die London Stock Exchange und die Futures
Industry Association vertritt.

Weitere Fälle aus anderen Ressorts wie der Wechsel von Nelly Kroes zur
Bank of America/Merril Lynch oder Jose Manuel Barrosos Wechsel zu
Goldman Sachs, zeigen wie verbreitet das Drehtürproblem auf der höchsten
politischen Führungsebene der EU ist.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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TREFF/235: Unna - Museumsführung "Migrationsgeschichte(n)" am 22.4.2018

Endspurt zu den "Migrationsgeschichte(n)" - Letzte offene Führung
im Hellweg-Museum 



Kreisstadt Unna. Nur noch kurze Zeit kann die Sonderausstellung
"Migrationsgeschichte(n). Vom ANKOMMEN und AUSKOMMEN in Unna seit
1945" im Hellweg-Museum Unna besichtigt werden. Am 13. Mai endet die
Ausstellung und die Objekte kehren zu ihren Besitzern zurück.

Ein letztes Mal empfängt Historikerin Birgit Hartings am Sonntag, 22.
April 2018, die Museumsgäste zu einem etwa einstündigen Rundgang. Die
jüngere Migrationsgeschichte Unnas, die vor allem durch die ehemalige
"Landesstelle für Aussiedler, Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge
in NRW" geprägt ist, steht dabei im Mittelpunkt.

Im zweiten Teil der Ausstellung werden 14 Lebensgeschichten von
Menschen, die zwischen 1947 und 2014 nach Unna gekommen sind,
vorgestellt. Zu jeder Person werden private Gegenstände, die mit der
jeweiligen Migrationserfahrung in Verbindung stehen, präsentiert.

Die Führung beginnt um 15 Uhr. Eintritt und Führung sind kostenfrei.
Die Ausstellung ist Herzstück des von der Kulturstiftung des Bundes im
Fonds Stadtgefährten geförderten Kulturprojekts "ANKOMMEN - AUSKOMMEN.
Migration und kulturelle Vielfalt".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/167: Potsdam - Akademische Freiheit. Vortragsreihe mit geflüchteten Forschern, 19.4., 28.06.

idw - Pressemitteilung: Universität Potsdam

Für die akademische Freiheit - Vortragsreihe mit geflüchteten
Forscherinnen und Forschern



Eine multidisziplinäre Vortragsreihe an der Universität Potsdam bietet
ein Forum für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die aus ihrem
Heimatland flüchten mussten und nun in Deutschland forschen. Unter der
Überschrift "Science at Risk - Scholars at Work" werden sie ihre
Arbeit einer breiteren Öffentlichkeit vorstellen und über aktuelle
Verbindungen von Wissenschaft, akademischer Freiheit, Konflikten und
Demokratie sprechen.

Zum Auftakt der Reihe am 19. April reden der Soziologe Prof. Dr.
Jürgen Mackert, der Vizepräsident für Internationales, Prof. Dr.
Florian J. Schweigert, und Claudia Rößling vom Welcome Center der
Universität Potsdam. Im Anschluss wird der Dokumentarfilm "Science in
Exile" von Nicole Leghissa gezeigt. Über städtische Kämpfe in Istanbul
gegen die Hegemonie der türkischen Regierung wird die
Wissenschaftlerin Tuba Inal-Çekiç am 14. Juni sprechen. Inal-Çekiç ist
Professorin für Stadt- und Regionalplanung und lehrte bis zu ihrer
Entlassung im Februar 2017 im Zuge des Notstandsdekrets der türkischen
Regierung an der Technischen Universität Yildiz. Derzeit ist sie in
der HafenCity Universität Hamburg tätig.

Ein weiterer Referent in der neuen Reihe ist Dr. Youssef Kanjou. Am
28. Juni wird er einen Vortrag zum syrischen Kulturerbe im
gegenwärtigen Syrien-Krieg halten. Kanjou war Direktor des
Nationalmuseums Aleppo und ist Mitglied im Directorate-General of
Antiquities and Museums (DGAM) in Syrien. Seit 2016 forscht er mit
Unterstützung der Gerda Henkel Stiftung an der Eberhard Karls
Universität Tübingen. Weitere Vortragende sind die Soziologin Özge
Yaka, die Rechtswissenschaftlerin Zeynep Kivilcim, die Biologin Ghanya
Al-Naqeb und der Soziologe Zafer Yilmaz, der seit 2017 als Stipendiat
der Philipp Schwartz-Initiative an der Universität Potsdam arbeitet.

Veranstaltet wird die Reihe vom Centre for Citizenship, Social
Pluralism and Religious Diversity mit Unterstützung von Scholars at
Risk (SAR) und dem Welcome Center der Universität Potsdam. Das Centre
for Citizenship wurde 2016 an der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Fakultät gegründet und beschäftigt sich mit
aktuellen Fragen zum Thema Staatsbürgerschaft. Dem weltweiten Netzwerk
Scholars at Risk gehört die Universität Potsdam seit März 2017 an.
Darin haben sich mehr als 400 akademische Einrichtungen aus 39 Ländern
zusammengeschlossen, um die Freiheit der Wissenschaft zu verteidigen.
Das Welcome Center der Universität Potsdam unterstützt im Rahmen des
SAR-Netzwerks schutzbedürftige Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus dem Ausland.

Zeit: 19.4.-12.7.2018, 16:00-18:00 Uhr (jeden zweiten Donnerstag)

Ort: Universität Potsdam, Campus Neues Palais, Haus 12, Raum 0.39

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution156

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Potsdam, Jana Scholz, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6041: Bielefeld - "Pirasol", Lesung mit Susan Kreller am 23. April 2018

Stadt Bielefeld

"Pirasol" - Lesung mit Susan Kreller



Bielefeld (bi). Zum Welttag des Buches liest Susan Kreller am Montag,
23. April, um 19 Uhr in der Stadtbibliothek am Neumarkt aus ihrem
Roman "Pirasol". Der Eintritt zur Lesung auf der Literaturbühne im
Erdgeschoss ist frei.

Der Roman handelt von zwei alten Damen, die in der
Papierfabrikantenvilla "Pirasol" leben: Die scheue 84-jährige
Gwendolin, Witwe und Alleinerbin des Hauses, und die fünfzehn Jahre
jüngere Thea. Als der vom Vater verstoßene und seit Jahrzehnten
verschollene Sohn Gwendolins in der Stadt gesehen worden sein soll,
versucht Thea, ihren Einfluss zu sichern und das Regiment im Haus zu
übernehmen. Für Gwendolin der Auslöser, sich zu erinnern: An eine
Berliner Kindheit während des Nationalsozialismus, an den Verlust der
Eltern und das eigene Überleben, an einen neuen Anfang mit dem
despotischen Papierkönig Willem, einen Brandanschlag und schließlich
an die Verbannung des gemeinsamen Kindes.

Susan Kreller, geboren 1977 in Plauen, studierte Germanistik und
Anglistik und promovierte über englischsprachige Kinderlyrik. Einer
breiten Öffentlichkeit wurde sie 2012 mit dem Jugendbuch "Elefanten
sieht man nicht" bekannt. Für ihr Buch "Schneeriese" erhielt sie 2015
den Deutschen Jugendliteraturpreis. Susan Kreller arbeitet als
Schriftstellerin, Journalistin und Literaturwissenschaftlerin und lebt
in Bielefeld.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/6040: Magdeburg - Titus Simon liest aus "Kleinstadt-Hippies" am 24. April 2018

Kleinstadt-Hippies

Titus Simon liest in der Stadtbibliothek Magdeburg

Flower-Power in der Provinz



"1968" gilt als Chiffre für einen kulturellen Umbruch, der vor 50
Jahren begann und weiter fortwirkt. In seinem neuen Roman
"Kleinstadt-Hippies" schildert Titus Simon das Leben im Jahrzehnt nach
der Revolte. Am Dienstag, 24. April, stellt der langjährige
Magdeburger Hochschulprofessor sein neues Buch um 19.30 Uhr in der
Stadtbibliothek Magdeburg vor. Der Musiker Martin Rühmann begleitet
die Lesung mit zeitgenössischen populären Songs. Schreibarbeit ist für
den Autor auch Erinnerungs- und Recherchearbeit. Im dritten und
letzten Band seiner Familiensaga taucht Titus Simon tief in die
jüngere Vergangenheit ein. Eine Clique Jugendlicher in einer
hohenlohischen Kleinstadt ist auf der Suche nach ihrem Platz im Leben.
Die Ausbruchsversuche der zentralen Figuren stoßen in der Provinz
häufig auf harte, manchmal sogar unüberwindbare Widerstände. Sie
lassen nichts aus, was in den Siebzigerjahren auch nur den Hauch einer
Möglichkeit eröffnet, den spießigen Elternhäusern zu entkommen. Aron
Winter, der Sohn des Holocaust-Überlebenden Jacob, hat dabei ganz
besonders zu kämpfen. Als Sohn eines Juden muss er antisemitische
Anfeindungen ertragen, obwohl er selbst kein Jude ist.

Eine Zeitlang teilen die "Kleinstadt-Hippies" das Gefühl, es sei an
der Zeit und möglich, die Welt aus den Angeln zu heben. Doch: Träume
zerplatzen, Wege führen auseinander. Jahrzehnte später fragen sie
sich, was von ihren Wünschen und Hoffnungen geblieben ist. Titus
Simon, geboren 1954 in Backnang (Württemberg), arbeitete mit
jugendlichen Gewalttätern und in der Obdach- und Wohnungslosenhilfe.
An der Hochschule Magdeburg-Stendal hatte er bis zu seiner
Pensionierung eine Professur für Jugendarbeit und Jugendhilfeplanung
inne. Heute ist der Autor zahlreicher Fachpublikationen und
verschiedener Romane als freiberuflicher Schriftsteller tätig.

Alle interessierten Besucher sind zur Lesung mit Titus Simon in der
Zentralbibliothek der Stadtbibliothek, Breiter Weg 109, herzlich
willkommen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018
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AUSSICHTEN/8250: Und morgen, den 19. April 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 19.04.2018 bis zum 20.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8250 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Noch mehr Sonne und mit Glanz,

läßt die Tagesstunden schimmern,

Jean-Luc badet heute ganz,

jemand hört ihn wohlig wimmern.
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ITALIEN/219: Regierungsbildung in Rom gescheitert (Gerhard Feldbauer)

Regierungsbildung in Rom gescheitert

Staatspräsident Mattarella beauftragt Senatspräsidentin mit weiteren "Sondierungen"

von Gerhard Feldbauer, 18. April 2018



In der vergangenen Woche ging auch die zweite einwöchige
Sondierungsrunde Staatspräsident Sergio Mattarellas zur Bildung einer
mehrheitsfähigen Regierung ergebnislos zu Ende. Sie scheiterte erneut
daran, dass sowohl der Chef der rassistischen Lega, Matteo Salvini,
als auch Luigi Di Maio von der rechten Fünf-Sterne-Bewegung den Posten
des Premiers beanspruchen. Di Maio pocht darauf, dass M5S mit 32
Prozent stärkste Partei wurde, Salvini, dessen Lega nur auf etwa 17
Prozent kam, dass er zur Allianz mit Berlusconi gehört. Das
faschistisch-rassistische Bündnis erreichte 37 Prozent. Es waren,
schrieb Fatto Ouotidiano am Montag, "Dialoge unter Gehörlosen".

Der Staatschef hat, wie die Nachrichtenagentur ANSA am Dienstag
berichtet, nun die Senatspräsidentin Maria Elisabetta Casellati, eine
"Person mit institutionellem Profil", beauftragt, einen neuen Versuch
zu starten. Neuwahlen, die nur er ansetzen könnte, hatte der
Staatschef ausgeschlossen. Vom Tisch sind sie trotzdem nicht. Mit der
Casellati übernimmt eine Vertraute Berlusconis aus der Forza Italia
(FI) die neue Gesprächsrunde. Damit kommt Berlusconi in die Vorhand.
Er strebt eine Allparteienregierung mit einer dritten Person außerhalb
der Parteien an der Spitze an, wie nach seinem Rücktritt 2011. Damals
war das der frühere EU-Kommissar Mario Monti.

Salvini hatte eine Teilnahme an der neuen Runde abgelehnt und
Neuwahlen gefordert. Es wird abgewartet, ob er es wahrmacht.
Berlusconi setzt dabei auf eine Beteiligung des Partito Democratico
(PD). Der Wahlverlierer belegt mit 111 von 630 Sitzen in der
Abgeordnetenkammer immerhin noch den dritten Platz. In der PD
herrscht, vertreten durch den amtierenden Parteichef Maurizio Martina,
mit Blick auf nicht ganz auszuschließende Neuwahlen, noch die Meinung
vor, in der Opposition zu verbleiben, um beim Wähler zu punkten. Die
Minister Emilio Orlando und Dario Francheschini halten aber, so La
Repubblica, die Tür zu M5S offen. Ob die PD einer Regierung mit
der FI zustimmen würde, wird nicht ausgeschlossen. Laut dem
Corriere della Sera könnte Mattarella aber auch sowohl Salvini
als auch Di Maio ausschließen und den Lega-Politiker Giancarlo
Georgetti beauftragen.

Die Mainstreammedien berichten fast durchweg nur über die wechselnden
Positionen beim Schacher um den Posten des Regierungschefs und eine
Koalition. Der Rassismus der Lega wird negiert, kein Wort fällt zur an
den Tag gelegten Heuchelei über Verantwortung gegenüber "dem Land",
den Bruch der Versprechen im Wahlkampf und dass es um eine
faschistisch-rassistische Regierung geht, von der noch Schlimmeres als
in den neun Jahren unter Berlusconi zu erwarten ist. Völlig
ausgeklammert wird, was auf Italien zukommt, ganz gleich, wer Premier
wird. Mit Di Maio würde der faschistisch-rassistische Charakter einer
Regierung mit der Lega nur verdeckt, was noch gefährlicher wäre.

Die legendäre Linke Rossana Rossanda warnte in der von ihr 1969 mit
begründeten Zeitung Manifesto, dass Italien "wie nie zuvor
total rechts" steht. Sie nannte als entscheidende Ursache, dass mit
der Beseitigung der IKP 1990 "die tatsächliche Zerstörung der
italienischen Linken, der wichtigsten europäischen, möglich geworden"
sei. DINAMOpress, eine Website linker Basisaktivisten, verweist
darauf, dass der Rassistenchef Salvini in Übereinstimmung mit M5S
ankündigte, 600.000 angeblich illegale nichteuropäische Einwanderer zu
vertreiben. Das wäre rund ein Fünftel der 3.714.137 nichteuropäischen
Migranten, die sich 2017 in Italien aufhielten.

Was die angebliche illegale Einreise betrifft, so können in Italien
Asylanträge erst nach der Einreise, also Aufnahme, gestellt werden.
Das linke Informationsportal Controlacrisi erinnert daran, dass
mit einer Koalition mit Rasssisten die Vertreibung der Migranten, die
Flüchtlinge schon im Mittelmeer ihrem Schicksal überlassen will, zur
Regierungspolitik erhoben werde.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer
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MELDUNG/357: Neues digitales Forschungsinstrument für Altertumswissenschaftler (idw)

Universität Heidelberg - 16.04.2018

Neues digitales Forschungsinstrument für Altertumswissenschaftler

Digital Corpus of Literary Papyri macht Fragmente antiker Literatur frei
zugänglich



Mit dem Digital Corpus of Literary Papyri (DCLP), an dessen Entwicklung
Wissenschaftler der Universität Heidelberg und der New York University
(USA) federführend beteiligt waren, steht ein neues digitales Hilfsmittel
zur Erforschung antiker Literatur zur Verfügung. Abrufbar sind in der
jetzt freigeschalteten Open-Access-Datenbank Informationen über und
Transkriptionen von griechischen und lateinischen Texten, die
fragmentarisch auf Papyri, aber beispielsweise auch auf keramischen
Scherben oder Holztafeln überliefert sind. Das Projekt wurde vom National
Endowment for the Humanities - einer staatlichen US-amerikanischen
Stiftung zur Förderung der Geisteswissenschaften - und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft finanziert.

Die für Jedermann frei zugängliche Datenbank umfasst derzeit Informationen
zu rund 15.000 Fragmenten antiker Werke. Etwa 1.000 dieser Fragmente sind
um ihre entsprechenden griechischen oder lateinischen Texte angereichert.
Dazu zählen literarische Werke bedeutender Autoren unter anderem von
Homer, Sappho und Vergil, ebenso wie Sachliteratur, etwa medizinische
Traktate oder Grammatiken. Sie stammen aus Ägypten und weiteren Gebieten
des Mittelmeerraums und sind in der Zeit zwischen dem 4. Jahrhundert vor
Christus und dem 8. Jahrhundert nach Christus entstanden. Der DCLP bietet
verschiedene Recherchemöglichkeiten und effiziente Suchfunktionen. Er
richtet sich insbesondere an Wissenschaftler, die sich mit antiker
Literatur und Kultur beschäftigen, vorrangig an klassische Philologen,
Theologen und Historiker. "Eine Besonderheit der Datenbank ist, dass die
Fragmente frei zugänglich und in einem Datenformat bereitgestellt werden,
das gängigen Standards entspricht", betont Dr. Rodney Ast vom Institut für
Papyrologie der Universität Heidelberg, der gemeinsam mit Prof. Dr. Roger
Bagnall von der New York University das Projekt leitet.

Der Digital Corpus of Literary Papyri basiert auf der Infrastruktur des
von der Duke University (USA) betreuten Internet-Portals "Papyri.info",
das Transkriptionen und Metadaten zu rund 55.000 Dokumenten wie zum
Beispiel antiken Verwaltungstexten, Briefen und Verträgen zugänglich
macht. Zur technischen Ausstattung des Digital Corpus of Literary Papyri
gehört auch ein Online-Redaktionssystem. Damit können Dritte Inhalte
erstellen, die nach einem Begutachtungsverfahren in die Datenbank
eingespeist werden. So soll eine kontinuierliche Erweiterung
sichergestellt werden. Am Aufbau der DLCP waren auch Dr. James Cowey vom
Institut für Papyrologie der Ruperto Carola sowie weitere
Altertumswissenschaftler der Universitäten Würzburg und Leuven (Belgien)
sowie des Centro Internazionale per lo Studio dei Papiri Ercolanesi
(Italien) und der Duke University beteiligt.




Weitere Informationen unter:

Digital Corpus of Literary Papyri

- http://litpap.info/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 16.04.2018
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DAS BLÄTTCHEN/1785: "Wohin geht die NATO?" - Noch ein paar Fragen

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 7 | 26. März 2018

"Wohin geht die NATO?" - Noch ein paar Fragen

von Wolfgang Schwarz



Im ersten Teil dieses Beitrages zum Strategiepapier "Was bleibt vom Westen?
Wohin geht die NATO?" von Helmut W. Ganser, Wulf Lapins und Detlef Puhl
waren die Osterweiterungen der NATO seit Ende der 1990er Jahre als einer
der maßgeblichen Faktoren benannt worden, die zur derzeitigen Zerrüttung im
Verhältnis zwischen dem Westen und Russland beigetragen haben.

Dabei war nicht auf die von offizieller russischer Seite wiederholt ins
Spiel gebrachte und auch im Westen verbreitete Auffassung Bezug genommen
worden, dass die NATO-Hauptmächte damit quasi feste Versprechen gegenüber
Gorbatschow im Zuge des deutschen Vereinigungsprozesses gebrochen hätten,
weil - so auch der Erkenntnisstand des Autors - derartige Zusicherungen in
vertraglich kodifizierter, völkerrechtlich verbindlicher Form nicht gegeben
worden sind. Im Jahre 1990 rechneten die politischen Führungen weder auf
russischer noch auf westlicher Seite mit einer raschen Auflösung der
Organisation des Warschauer Vertrages oder gar mit einem Zerfall der
Sowjetunion. Gorbatschow sah daher überhaupt keine Veranlassung, das Thema
einer NATO-Erweiterung in Richtung Moskau mit Blick auf osteuropäische
Staaten zu thematisieren oder sich auch nur informelle Aussagen des
amerikanischen Außenministers Baker, seines deutschen Amtskollegen Genscher
oder von Bundeskanzler Kohl, die NATO werde sich keinen Zentimeter nach
Osten bewegen, wenigstens schriftlich bestätigen zu lassen. "Die Frage
stellte sich gar nicht", wie Gorbatschow später selbst erklärte [1].

All dies ist jüngst von Hannes Adomeit in einem Papier noch einmal
zusammengetragen worden: "NATO Osterweiterung: Gab es westliche Garantien?"
[2].

Unabhängig davon ist allerdings der Sachverhalt zu bewerten, dass Moskau,
nachdem mit dem jahrzehntelang feindlichen westlichen Militärbündnis auch
nach 1990 keine neue gemeinsame Sicherheitsarchitektur in und für Europa
zustande zu bringen war und nachdem russische Initiativen in dieser
Richtung westlicherseits entweder ignoriert oder direkt abgelehnt worden
waren, das etappenweise geografische Vorrücken der NATO (um immerhin
insgesamt 1300 Kilometer) als umso sicherheitsrelevanter im Sinne einer
potenziellen Bedrohung bewertete, je näher die NATO russischen Grenzen kam,
und dass Russland durch die Beitrittsofferten an die Ukraine und Georgien
im Jahre 2008 rote Linien überschritten sah.

Wer diese Bedrohungsperzeption nicht als aus russischer Sicht berechtigt zu
konzedieren vermag, weil die NATO ja ein "reines Verteidigungsbündnis" sei
(wie im Übrigen nicht nur im Falle Jugoslawiens klar erkennbar war), der
wird einen erneuten Paradigmenwechsel im Verhältnis zu Moskau schwerlich
einleiten können und provoziert überdies die Vermutung, dass er dies gar
nicht wirklich anstrebt. Das gilt nicht minder für jene, die die auch von
Adomeit angesprochene Frage, ob "die Ostweiterung sinnvoll war oder nicht",
mit einem undifferenzierten ja und womöglich noch im Sinne von weiter
so beantworten.

Ganser, Lapins und Puhl äußern sich zu diesem Komplex unter anderem
folgendermaßen: "Für Protagonisten des 'Pluralen Friedens' bedeutet der
glaubwürdige Verzicht der NATO auf potenzielle Mitgliedschaften der Ukraine
und anderer Länder in der Region (Armenien, Aserbaidschan, Georgien,
Belarus, Moldawien - W.S.) die Beseitigung des entscheidenden
Stolpersteins auf dem Weg zu einer künftigen Sicherheitsregelung mit
Russland. Eine grundsätzliche Entscheidung, die Türen geschlossen zu
halten, widerspricht jedoch dem westlichen Werteverständnis sowie auch der
generellen, in Bukarest gegebenen Beitrittszusage." Hier stellen sich unter
anderem folgende Fragen:


	Die Beitrittszusage von Bukarest bezieht sich expressis verbis nur auf die Ukraine und Georgien. Zu welchem Zweck machen die Autoren daraus eine "generelle"?

	Könnte man diese Beitrittszusage mit Blick auf Artikel 10 des NATO-Vertrages - "Die vertragschließenden Staaten können auf Grund eines einstimmig getroffenen Übereinkommens jeden anderen europäischen Staat, der in der Lage ist, [...] zur Sicherheit des nordatlantischen (Hervorhebung - W.S.) Gebietes beizutragen, zum Beitritt zu diesem Vertrage einladen." - nicht auch als nicht vertragskonform bewerten?

	Und gibt es, um ein Wort Michael O'Hanlons, eines sicherheits- und militärpolitischen Experten der Brookings Institution, aufzugreifen nicht auch hierzulande "ein paar neue Ideen, die wir aus eigener Kraft vorschlagen und vorantreiben können"?



O'Hanlon selbst hat in der Süddeutschen Zeitung diese Vorstellung
unterbreitet: "Es gibt einen Weg, wie man das Risiko eines
Nato-Russland-Krieges minimieren könnte, ohne die westlichen Werte zu
kompromittieren oder die Interessen eines Alliierten zu opfern. Er beginnt
mit der Feststellung, dass die Nato-Erweiterung, ungeachtet ihrer
Verdienste in der Vergangenheit, weit genug gegangen ist. Würde Putin
seinen Teil dazu beitragen, dann sollten wir eine neue
Sicherheitsarchitektur für Osteuropa bauen, in der explizit
Nato-Mitgliedschaften der Ukraine und Georgiens ausgeschlossen sind. Putin
müsste im Gegenzug nicht nur einverstanden sein, er müsste auch die
territorialen Streitigkeiten mit seinen Nachbarn beilegen und seine
Angriffe gegen sie einstellen. Er müsste darüber hinaus das Recht dieser
Staaten anerkennen, anderen Staatsorganisationen beitreten zu können,
darunter eines Tages auch der Europäischen Union." Als weitere Kandidaten,
denen die NATO unter der Voraussetzung eines entsprechenden Arrangements
mit Moskau keine Mitgliedschaften anbieten sollte, bestätigte O'Hanlon in
einem Interview [3] Finnland, Schweden, Moldawien, Weißrussland, Armenien,
Aserbaidschan, Zypern und Serbien. Dies wäre, so O'Hanlon, "keine
Neuauflage der Konferenz von Jalta, hier würde nicht die Aufteilung Europas
beschlossen. Denn Bedingung für die neue Politik wäre es, dass die
neutralen Staaten Osteuropas jedes souveräne Recht behielten, ihre eigenen
Angelegenheiten zu regeln, vor allem in der Wirtschafts- und in der
Außenpolitik."

 * 

Ausführlich gehen die Autoren nicht zuletzt der Frage "Haben die
militärischen Operationen der NATO gegen den international operierenden
Terrorismus genutzt?" nach und kommen zu folgenden Urteilen:


	Afghanistan: "Rückblickend kann wohl kaum von einem insgesamt erfolgreichen Einsatz gesprochen werden [...]. Die Taliban kontrollieren heute wieder große Teile des Landes."

	Libyen: Im Ergebnis "der Luftoperation der NATO zur Unterstützung der Rebellen gegen das Gaddafi-Regime [...] versank das Land im Chaos".



Und sie ergänzen: "Auch die UN-mandatierte Friedensmission [...] in Mali
steht unter starkem Druck." Man könnte zusammenfassend vielleicht John
Mearsheimer zitieren: "Wenn Interventionen überhaupt etwas bewirken, dann
am ehesten, dass sie schlechte Situationen verschlimmern."

Die entscheidende Ursache für ihre ernüchternde Bilanz sehen Ganser, Lapins
und Puhl darin, dass in allen Fällen erfolgversprechende
politisch-strategische Konzepte zur Stabilisierung der betreffenden Länder
nach den Militäroperationen entweder gar nicht erarbeitet worden seien
(Libyen) oder nicht durchgesetzt werden konnten (Afghanistan), und sie
konstatieren: "In der NATO steht eine kritische Aufarbeitung solcher Fehler
und Versäumnisse auf der politisch-strategischen Ebene weiter aus. Sie ist
mit Blick auf zukünftige NATO-Einsätze aber dringend erforderlich."

Dieses Diktum ist ebenso zutreffend, wie es leider einen grundsätzlichen
Sachverhalt ausblendet: In der NATO sind keinerlei Ansätze zu einer solchen
Aufarbeitung erkennbar. Mehr noch - es besteht ganz offensichtlich auch
keinerlei Interesse in dieser Richtung. Es ist daher zu befürchten, dass
bei zukünftigen Einsätzen weiter so vorgegangen werden wird wie bisher -
entweder völlig konzeptionslos wie im Irak und in Libyen oder nach dem
Prinzip Versuch und Irrtum wie in Afghanistan. Wie und durch wen, so bleibt
zu fragen, sollte die "kritische Aufarbeitung" in der NATO also in Gang
gesetzt werden?

Durch die Bundesregierung? Legt man deren Agieren in den Merkel-Jahren
zugrunde, ist das wenig wahrscheinlich, denn von dieser Seite wird
bekanntlich jede vergleichbare Auseinandersetzung auch nur mit bisherigen
Auslandsmissionen der Bundeswehr peinlich vermieden.

Warum sich in dieser Hinsicht allerdings selbst der Bundestag bisher
mehrheitlich wie die drei nämlichen Affen verhalten hat, ist schwer
verständlich. Die Bundeswehr als Parlamentsarmee ist jenseits deutscher
Grenzen letztlich stets mit Mandat, vulgo im Auftrag des Bundestages im
Einsatz - ob nun im Rahmen von NATO-Einsätzen oder von UN-, respektive
EU-Missionen. Bisher stets aber auch ohne parlamentarisch klar umrissene
militärische und politische Langzeitzielvorgaben. Mandatsverlängerungen
durch das Parlament erfolgen ohne substanzielle Zwischenevaluationen, von
abschließenden Missionsbewertungen mit abgeleiteten Schlussfolgerungen für
künftige Einsätze ganz zu schweigen.

Müsste man dies angesichts der negativen Bilanz auch großer
Auslandsmissionen der Bundeswehr nicht dringlich ändern? Und wenn ja, wie?
Aus den Bundestagsfraktionen der Volksparteien und selbst der Grünen war in
dieser Hinsicht praktisch bisher nur eines zu hören - das Schweigen im
Walde ...

Ganser, Lapins und Puhl geben zumindest eine Empfehlung, die man nicht dick
genug unterstreichen kann: "Wenn militärische Operationen nicht in ein
erfolgversprechendes politisches Konzept eingebettet werden können, sollte
man davon lassen."


Anmerkungen:

[1] Ignaz Lozo: Poker um die deutsche Einheit. Wurde Russland in der
NATO-Frage getäuscht? (Fernsehdokumentation, Erstsendung: 15.07.2015);


https://www.youtube.com/watch?v=H98tkAtF26E - Aufruf und Download am
18.01.2018, ab Minute 41:06.

[2] https://www.baks.bund.de/sites/baks010/files/arbeitspapier_sicherheitspolitik_2018_03.pdf

[3] https://www.atlantik-bruecke.org/en/interview-ohanlon-2/



Teil I und II dieses Beitrages wurden in den Blättchen-Ausgaben 5/2018 [4]
und 6/2018 [5] publiziert.

[4] http://das-blaettchen.de/2018/02/%25e2%2580%259ewohin-geht-die-nato%25e2%2580%259c-und-ein-paar-fragen-mehr-43268.html

[5] http://das-blaettchen.de/2018/03/%25e2%2580%259ewohin-geht-die-nato%25e2%2580%259c-%25e2%2580%2593-weitere-fragen-43417.html
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World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Berlin brennt" - Gewerkschaften und Senat bereiten Ausverkauf vor

Von Andy Niklaus und Carola Kleinert

18. April 2018



Die Mahnwache "Berlin brennt" ist mittlerweile in die vierte Woche
gegangen. Der tägliche Protest der Feuerwehrleute vor dem Berliner Rathaus
gegen katastrophale Arbeitsbedingungen, Personalmangel und niedrige
Einkommen erregt großes Aufsehen. Alle großen Berliner Zeitungen
berichteten in den vergangenen Wochen darüber.

Der rot-rot-grüne Berliner Senat befürchtet, die Aktion könnte zum Auftakt
zu weiteren Protesten gegen den sozialen Kahlschlag im öffentlichen Dienst
werden und mit einer Radikalisierung anderer Teile der Arbeiterklasse
zusammenkommen. Senat und Gewerkschaften bemühen sich daher, die Aktion
möglichst rasch durch einen faulen Kompromiss zu beenden.
Feuerwehrleute an der Mahnwache

Am Montag fanden die ersten offiziellen Gespräche zwischen dem
SPD-Innensenator Andreas Geisel, den Gewerkschaftsvertretern der Berliner
Feuerwehrleute (Verdi, Gewerkschaft der Polizei und Gewerkschaft der
Feuerwehr) und den Personalräten statt.

Geisel betonte, bei den Gesprächen handle es sich noch nicht um
Verhandlungen, weil er nicht der Behördenleiter sei. Auf einer
Pressekonferenz versuchte er zu beschwichtigen. Schon im Doppelhaushalt
2018/2019 seien Mittel verankert für rund 350 neue Stellen, die Beförderung
von rund 380 Beamten, Besoldungsangleichung auf Bundesniveau bis 2021 sowie
zehn Millionen für die Ausstattung, unter anderem rund 90 neue
Feuerwehrfahrzeuge.

Allein 94 Fahrzeuge sollten noch in diesem Jahr angeschafft werden. Für die
Anschaffung weiterer im nächsten Jahr müsse man auf die SIWANA-Mittel
zurückgreifen, so Geisel. Hierbei handelt es sich um einen "Sondervermögen
Infrastruktur der wachsenden Stadt und Nachhaltigkeitsfond", in welchem
126,4 Millionen Euro für die Feuerwehr und Polizei zur Verfügung stehen.

Ab Mai solle die 48-Stunden-Woche auf 44 Stunden gesenkt werden, wobei die
Umsetzung in den Dienstplänen erst zum September erfolgen werde. Allerdings
wird es beim 12-Stunden-Dienst bleiben, obwohl eine der Hauptforderungen
der Feuerwehrleute die Rückkehr zum 24-Stunden-Dienst ist, der ihnen
zwischen den Diensten vier Tage Freizeit gewährt, statt derzeit 2,5
Freizeittage.

Die Überstunden sollen zwar nun bezahlt werden. Allerdings besteht keine
Möglichkeit, die Überstunden als Freizeitausgleich abzugelten.

Zum Thema der Feuerwehrzulage wollte sich Geisel nicht äußern, da diese
Frage in der Zuständigkeit der Senatsverwaltung für Finanzen liege. Diese
würde gegenwärtig eine Gesetzesvorlage erarbeiten, die im Juli im
Abgeordnetenhaus eingebracht werde.

Auch die Frage der heftig kritisierten Unterbezahlung der Notfallsanitäter
verwies Geisel an die Senatsverwaltung für Finanzen, die von seinem
SPD-Parteikollege Matthias Kollatz-Ahnen geleitet wird. Geisel betonte
jedoch, dass die Eingruppierung der Notfallsanitäter nur im Rahmen von
Tarifverhandlungen zum TV-L geklärt werden könne. Ein Vorgriff auf die erst
2019 stattfindenden Tarifverhandlungen sei "schwer möglich", trotzdem
"werden wir eine Regelung finden".

Geisels Beschwichtigungsrede bestand nur aus leeren Versprechungen und
schon bekannten Absichtserklärungen. Sein Hauptargument richtete sich gegen
die Bevölkerung, die durch unnötige Notrufe "eine nicht unerhebliche Schuld
für den Personalnotstand" habe. Er rief die Gewerkschaften zu einer
"gemeinsamen Kampagne" auf, um die Alarme zu reduzieren.

Angesprochen auf den Widerspruch, dass die Gewerkschaften den Bedarf an
neuen Stellen auf rund 1000 beziffern und der Senat nur eine Erhöhung von
350 neuen Stellen vorsieht, verwies Geisel auf "begrenzte
Ausbildungskapazitäten", die nur langsam und schrittweise erhöht werden
könnten.

Die auf Facebook gepostete Pressekonferenz wurde rund 11.000 Mal aufgerufen
und stark kommentiert. Der Haupttenor der Kommentare ist Unzufriedenheit.
"Toll ihr Gewerkschafter", heißt es zum Beispiel, "die 44-Stunden-Woche
hätte ohnehin kommen müssen." Ein anderer Kommentar geht auf den verhassten
12-Stunden-Dienst ein: "Auch von mir herzlichen Dank, ja für was? Was
mindestens 85 % der Kollegen wollen, wird abgeschmettert!!" Ein weiterer
Kommentator schimpft: "Es muss deutlich mehr herausgeholt werden, sonst ist
es wieder der berühmte Tropfen auf dem heißen Stein."

Es bestätigt sich immer deutlicher, was die Sozialistische
Gleichheitspartei (SGP) [1] in der vergangen Woche geschrieben hat. "In
ganz Deutschland herrschen im öffentlichen Dienst ähnlich üble Bedingungen
wie bei der Berliner Feuerwehr. Doch Verdi setzt ihren gesamten
Organisationsapparat ein, um zu verhindern, dass sich eine Rebellion gegen
die katastrophalen Bedingungen im öffentlichen Dienst, in den Kliniken,
Pflegeheimen und Schulen entwickelt."

Verdi und alle anderen Gewerkschaften stehen in dieser Auseinandersetzung
eindeutig auf der Seite des Senats und nicht der Arbeiter. Viele 
Verdi-Funktionäre besitzen das Parteibuch der SPD, der Linken oder der Grünen und
stecken mit dem Senat unter einer Decke. Schon zu Wowereits Zeiten hatte
Verdi-Chef Frank Bsirske die übelsten Kürzungen in persönlichen Gesprächen
mit dem Regierenden Bürgermeister Wowereit vereinbart.

Verdi fürchtet vor allem, dass sich der Widerstand ausweitet und zu einer
breiten politischen Bewegung entwickelt. Schon Anfang April klagte Roland
Tremper, stellvertretender Verdi-Landesbezirksleiter: "Wenn der Senat nicht
bald reagiert und ernsthaft und zielorientiert mit den Feuerwehrleuten
verhandelt, droht eine Ausweitung der Proteste zum Flächenbrand." Zur
gleichen Zeit hielt Verdi die berechtigte Wut der Vivantis- und 
Charité-Mitarbeiter gegen die Arbeitsbedingungen in den Krankenhäusern mittels
Warnstreiks im Rahmen von Tarifverhandlungen unter Kontrolle.

Ein besonders übles Spiel betreibt die Linkspartei. Sie solidarisiert sich
in Worten und Resolutionen mit dem Protest, doch überall dort, wo sie
politisch Einfluss hat, unterstützt sie die Kürzungspolitik. In den zehn
Jahren des "rot-roten" Senats unter Klaus Wowereit (2001-2011) wurde der
soziale Kahlschlag in Berlin besonders rabiat vorangetrieben. Damals trat
der Senat extra aus dem kommunalen Arbeitgeberverband aus, um die Löhne und
Gehälter im Öffentlichen Dienst um 12 Prozent zu reduzieren.

Jetzt stehen Linksparteifunktionäre an der Mahnwache wieder Schlange. Die
Fraktionsvorsitzende der Linken und ehemalige Senatorin für Arbeit und
Soziales, Carola Bluhm, sowie Hakan Tas, der Vorsitzende des
Innenausschusses im Senat, betonten ihre Solidarität. Und am vergangenen
Samstag war der Betriebsgruppensprecher der Feuerwehr bei Verdi, Stefan
Ehricht, auf dem Landesparteitag der Linkspartei eingeladen, wo ein
Dringlichkeitsantrag einstimmig verabschiedet wurde, der "die Solidarität"
mit den Feuerwehrleuten bekunden soll.

Dieselbe Partei hatte mit ihren Regierungspartnern Grüne und SPD noch zum
Jahresanfang die Anhebung der Besoldung um 2,6 Prozent ab 1. Januar 2018 um
sechs Monate verschoben.

Verdi versuchte in der vergangen Woche bereits die Ankündigung der
Gespräche vom Montag zu nutzen, um erste Schritte einzuleiten, die
Mahnwache einzudämmen und zu reduzierten. Die Verkleinerung des mit Kerzen
markierten Schriftzugs für die Facebook-Seite "#Berlin brennt" erklärte
Verdi-Sprecher Ehricht zum Zeichen des "Entgegenkommens". Und Bruno,
Mitarbeiter der Leitstelle und Gewerkschafsmitglied, ergänzte in der
Liveschaltung vom 12. April: Man wolle die Gespräche "nicht in einer
gereizten Stimmung" führen.

Viele Unterstützer versuchten die Feuerwehrleute zu warnen. "Definitiv ein
Rückschritt", hieß es beispielsweise, und ein "falsches Signal für die
Unterstützung der Bevölkerung". Fast allen Facebook-Eintragungen der
letzten Tage ist gemeinsam, dass sie die Feuerwehrleute aufrufen, "nicht
aufzugeben" und "weiterzumachen". "Haltet durch!", schrieb eine
Unterstützerin. "Es stehen so viele Kollegen und Kolleginnen aus
Deutschland hinter euch!"

Verdi will auch das Wahrzeichen der Mahnwache - eine brennende Feuertonne -
zum Erlöschen bringen. Bruno, der von Ehricht unterstützt wurde, sagte in
der Liveschaltung: "Vielleicht sollte man sogar die Tonne mal vorübergehend
ausmachen, damit man in die Gespräche vernünftig gehen kann." Auf Facebook
hagelte es Protest. "Lasst die Tonne brennen. Ich trau denen nicht über den
Weg!" In anderen Posts heißt es: "Verdi knickt ein. Wie immer."

Während sich die Gewerkschaften und der Berliner Senat darauf vorbereiten,
die Mahnwache abzuwickeln, mehren sich gleichzeitig die Stimmen der
Unterstützer, die eine Ausweitung des Widerstands fordern. Eine
Krankenschwester schreibt: "Ich liebe meinen Job so richtig, aber dieses
'Verheizen' von uns allen ... muss ein Ende haben." Ein Unterstützer aus
Teltow-Fläming betont: "Eigentlich brennt nicht nur Berlin oder die
Feuerwehren in Deutschland, sondern auch der Rettungsdienst bzw. das
gesamte Gesundheits- und Sozialsystem stirbt."


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/04/11/feue-a10.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2244: "Ist der Polizeieinsatz rechtswidrig, kann es auch keinen Landfriedensbruch geben"

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Ist der Polizeieinsatz rechtswidrig, kann es auch keinen
Landfriedensbruch geben"

Michèle Winkler im Gespräch mit der SoZ über die Prozesswelle gegen 
Teilnehmende an den Protesten gegen die G20 im Juli letzten Jahres



"Das politische Großereignis G20 wird nicht durch die von den
Herrschenden gefällten Beschlüsse, sondern durch die vielfältigen
Gegenproteste und massiven Grundrechtseinschränkungen und die
Polizeigewalt in die Geschichte eingehen", schrieb der Bundesvorstand
der Roten Hilfe am 18. März, dem Tag der politischen Gefangenen, in
einer Sonderausgabe der Roten Hilfe. Mit der Einrichtung der
SOKO Schwarzer Block (sic!) wurden 170 Ermittler eigens dafür
abgestellt, Teilnehmende an den G20-Protesten dingfest zu machen. Zu
diesem Zweck wurde Bildmaterial ins Internet gestellt und in der
Boulevardpresse veröffentlicht und die Bevölkerung zur Denunziation
aufgerufen. Schon im Vorfeld waren die Strafen für Widerstand gegen
die Staatsgewalt und schweren Landfriedensbruch heraufgesetzt
worden.

Der bislang längste Prozess betrifft den italienischen Studenten
Fabio V. Er wurde am 7. Juli festgenommen, sein Prozess begann Mitte
Oktober und dauert immer noch an.

Die SoZ sprach mit Michèle Winkler vom Komitee für
Grundrechte und Demokratie. Sie hat den Prozess gegen Fabio V.
beobachtet.


SoZ: Was ist der Stand im Prozess gegen Fabio V.?

Michèle Winkler: Der Prozess endete nach zwölf Prozesstagen,
weil die Richterin schwanger war und dann krank wurde. Er wurde
ausgesetzt und soll irgendwann wieder aufgenommen werden. Er dauert
nun schon seit Mitte Oktober 2017. Der Angeklagte, Fabio V., saß
viereinhalb Monate in Untersuchungshaft. Begründet wurde das mit
Fluchtgefahr, weil er kein deutscher Staatsbürger ist. Bei anderen war
das auch so, offenbar will man "ausländische Gewalttäter" besonders an
den Pranger stellen. Die Begründung für Fabios lange Untersuchungshaft
war krude. Es hieß, ihm drohe auf jeden Fall eine lange Haftstrafe,
weil er bürgerkriegsähnliche Zustände mit zu verantworten habe, und
weil er, da schlecht erzogen, schädliche Neigungen habe. Das alles
wurde schon im Vorfeld des Prozesses über ihn öffentlich gesagt oder
geschrieben. Eine klassische Vorverurteilung!


SoZ: Wurden die Vorwürfe dann fallen gelassen?

Michèle Winkler: Es gab drei Anklagepunkte, schwerer
Landfriedensbruch, tätlicher bzw. versuchter tätlicher Angriff auf
Polizeibeamte und versuchte schwere Körperverletzung. Die letzten
beiden Vorwürfe hat die Richterin in einem Rechtsgespräch als nicht
mehr anzuwenden bezeichnet. Das Oberlandesgericht hatte auch
vorgeschlagen, aus "prozessökonomischen Gründen" könne man diese zwei
Anklagepunkte fallen lassen. Aber auch für den Landfriedensbruch gibt
es keine konkreten Anhaltspunkte. Hat er einen Stein oder etwas
anderes geworfen? Soweit wir wissen, nicht. Die Staatsanwaltschaft
stützte ihre Anklage einzig und allein auf den Vorwurf der
"psychischen Beihilfe", also auf die "Billigung" der Gewalttaten, die
es aus der Menge heraus gegeben haben soll.


SoZ: Wie hätte sich eine solche Billigung geäußert?

Michèle Winkler: Einfaches Mitlaufen reicht dafür nicht. Wenn
man aber einen Stein aufhebt und einer anderen Person reicht, dann
wäre das Unterstützung. Oberlandesgericht und Staatsanwaltschaft haben
sich auf das sog. Hooliganurteil des Bundesgerichtshofs (BGH) bezogen.
Demnach reicht für Landfriedensbruch schon "ostentatives
Mitmarschieren" in einer Gruppe, die auf Gewalttätigkeit aus ist. Da
ging es aber um Fußballhooligans, die sich mit einer anderen Gruppe
vorab dazu verabredet hatten, sich gegenseitig zu verprügeln. Im
Urteil des BGH steht, dass das auf politische Demonstrationen nicht
anzuwenden ist. Das hat die Staatsanwaltschaft wohlweislich
verschwiegen. Sie unterstellt, die komplette Menschenmenge habe einen
einheitlichen Tatplan gehabt, nämlich Dinge zu zerstören und die
Polizei anzugreifen.


SoZ: Was sagt denn Fabio selber, was er getan hat?

Michèle Winkler: Er hat sich zu den Vorwürfen nicht geäußert.
Es gibt aber sehr viel Videomaterial, und viele gehen davon aus, dass
er weit am Ende der Demonstration mitgelaufen ist. Wo man ihn
zweifelsfrei erkennen kann, sieht man, wie er bei einer verletzten
Person steht und in Richtung Polizei gestikuliert, um Hilfe zu holen.
Das war nach der Auflösung der Demonstration durch die Polizei. Fabio
war als einer von ganz wenigen dageblieben, um sich um Verletzte zu
kümmern.


SoZ: Wenn er nun verknackt würde zu schwerem
Landfriedensbruch, dann wäre das ohne irgendeinen Beweis?

Michèle Winkler: Ich glaube an den politischen Willen, eine
Verurteilung zu erzielen. Die Richterin hat in einem Rechtsgespräch
geäußert, man müsse ja nicht viel tun, um Landfriedensbruch zu
begehen, und sie würde sich auf das Hooliganurteil stützen. In den
letzten Sitzungen ist das dann ein bisschen gebröckelt, trotzdem gab
es keinen Freispruch. Aus meinem Rechtsverständnis heraus, hätte er
frei gesprochen werden müssen. Aber aufrgund der gesamten Ausrichtung
der G20-Aufarbeitung glaube ich nicht, dass das für die Gerichte
überhaupt als Option wahrgenommen wird.


SoZ: Gab es überhaupt Freisprüche? Und ging es immer um
Landfriedensbruch?

Michèle Winkler: Bis zum Jahresende 2017 gab es 25 oder 26
Verurteilungen und keinen Freispruch. In den meisten Fällen ging es um
Landfriedensbruch, aber auch um tätliche Angriffe auf Polizisten,
etwa, wenn sie mit Flaschen beworfen wurden. Ein junger Niederländer,
der ebenfalls zu einer sehr langen Haftstrafe verurteilt wurde, hatte
sich bei seiner Festnahme in eine embryonale Haltung gelegt, was ihm
als Widerstand ausgelegt wurde.


SoZ: Auf welche Demonstration bezieht sich das Verfahren
gegen Fabio?

Michèle Winkler: Das war am Freitagmorgen, die Demo war ein
Finger der Blockaden, hier mit schwarz oder überwiegend schwarz
gekleideten Leuten. Meines Erachtens wurde ihnen der Kleidung wegen
Gewalttätigkeit zugeschrieben. Die ganze Gruppe wurde komplett
eingekesselt. Vorne wurden die Betroffenen mit viel Gewalteinsatz zu
Boden gebracht worden. Sie konnten nicht ausweichen. Links war ein
Hang. Rechts war ein Zaun, hinter dem es 2 Meter in die Tiefe ging.
Viele flüchteten dorthin. Dann ist der Zaun gebrochen und einige
wurden schwer verletzt, es gab Knochenbrüche. Der Einsatz war brutal.
Es gab sieben Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte. Es gibt auch
Videos, auf denen man sehen kann, wie Polizisten mit dem Fuß ausholen,
jemanden treten, an jemandem vorbeilaufen und mit der Faust ins
Gesicht schlagen.


SoZ: Solche Dinge haben vor Gericht keine Rolle gespielt?

Michèle Winkler: Nur, wenn es die Anwälte Fabios explizit
benannt haben. Ungeklärt ist die Rechtsgrundlage, auf der die Polizei
den Weg versperrt hat. Es war unbestritten eine Demonstration. Dann
wurden aus der Demonstration heraus Böller und Steine geworfen und da
ist die Polizei sofort reingegangen. Gleichzeitig ist von hinten eine
weitere Bundespolizeieinheit eingefahren. Vorn hinten haben
Wasserwerfer gespritzt. Eine Ansprache oder eine Aufforderung zur
Auflösung der Demo gab es nicht - aus meiner Sicht ist allein das
schon rechtswidrig. Wenn aber der Polizeieinsatz rechtswidrig ist,
kann es auch keinen Landfriedensbruch geben. Die Verteidigung stellte
dazu Anträge, aber vergeblich.


SoZ: Du sagst, dass auch die anderen rund 25 Urteile
fragwürdig waren. Wurde da Berufung eingelegt?

Michèle Winkler: Zum Teil ja. Beim Niederländer z.B., der als
erster verurteilt wurde, das Berufungsverfahren läuft gerade. Ein
anderes Berufungsverfahren hat dazu geführt, dass eine Haft- in eine
Bewährungsstrafe umgewandelt wurde. Dann gibt es den Fall des jungen
Polen, der wegen Böllern oder Vermummungsmaterial im Rucksack
festgenommen wurde. Ob er überhaupt auf einer Demonstration war, ist
unklar. Viele Leute haben Tatvorwürfe zugegeben, weil sie so lange in
U-Haft saßen und auf Bewährung raus wollten."


SoZ: Meinst du, die Polizei hat die wirklichen
"Steineschmeißer" erwischt?

Michèle Winkler: Nein, die haben die Leute verhaftet, die sie
gekriegt haben, das waren die, die nicht so schnell weglaufen konnten
oder wollten. Fabio ist nicht weggelaufen, und der hat am längsten in
U-Haft gesessen. Viele sind festgenommen worden, weil sie einfach
irgendwo herumstanden. Leute, die festgehalten werden können, werden
halt festgehalten, das heißt überhaupt nicht, dass sie irgendwas
gemacht haben.


SoZ: Wie viele Ermittlungsverfahren gibt es denn noch?

Michèle Winkler: Es laufen wohl gegen über 600 Leute Verfahren
bei der Staatsanwaltschaft und Tausende bei der Polizei, wobei es oft
noch keine Anklagen gibt. Ich weiß auch nicht, wie die das machen
wollen. Die haben von September bis Ende des Jahres nur 25 Verfahren
geschafft. Ich glaube, sie müssen sich noch gut überlegen, wen sie
anklagen und wen nicht.


SoZ: Gibt es eine Stelle, die das ganze Bildmaterial
sammelt und Filme daraus macht, um Gegenöffentlichkeit zu schaffen?

Michèle Winkler: Es gibt mehrere Stellen, wo so etwas gemacht
wird, und es gibt einen Sonderausschuss der Bürgerschaft Hamburg, der
zu G20 tagt. Christiane Schneider von der Partei DIE LINKE macht da
richtig gute Arbeit. Anfang des Jahres wurden gegen die Stadt Hamburg
wegen der Räumung des Camps und wegen Polizeigewalt verschiedene
Klagen eingereicht.

Es gibt auch einen unabhängigen Untersuchungsausschuss, der
Informationen zu bündeln versucht. Der hat bisher drei
Pressemitteilungen herausgegeben. Da wird z.B. gezeigt, wie
Polizeibeamte ermuntert wurden, ihre Berichte so zu schreiben, dass
schwerer Landfriedensbruch nahegelegt wird.

Sehenswerte Filme über die Proteste gegen G20 finden sich
unter:

www.festival-der-demokratie.de

www.der-gipfel.hamburg

www.grundrechtekomitee.de
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FEATURE/1008: Deutschlandfunk - In Rechter Gesellschaft, 20.4.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Herd. Heimat. Hass. Über die Verlockungen rechten Denkens (3/5)

In Rechter Gesellschaft

Versuch einer Kommunikation mit der Neuen Rechten

Von Sammy Khamis

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 20. April 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie bezeichnen sich selbst als Avantgarde. Sie setzen auf straffe
Organisation und sind Teil einer europäischen 'Reconquista'. Die
sogenannte Neue Rechte ist nicht neu, aber viele ihrer Akteure sind
es. Einer ist 26 Jahre alt, hat einen Universitätsabschluss, ist
Mitglied mehrerer Burschenschaften und bestens vernetzt: Philip Stein.
Das Feature versucht nicht nur die Annäherung an einen Akteur dieser
vermeintlichen Avantgarde, um darüber die Bruchlinien zu vermessen,
die mitten durch die Gesellschaft gehen. Es macht auch die Annäherung
selbst zum Thema: Kann/darf/soll man mit der Neuen Rechten sprechen?
Und wenn ja, wie?

(Teil 4 am 24.4.2018)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2542: Deutschlandfunk Kultur - Komponieren kann jeder!, 20.4.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Komponieren kann jeder!

Querklang - ein Schulprojekt der MaerzMusik

Von Cornelia de Reese

Einstand

Freitag, 20. April 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Muss ich ein Instrument spielen können, um selbst Musik komponieren zu
können? Nein! Das beweist das Schulprojekt Querklang, das gemeinsam
mit Komponisten und jungen Kompositionsstudierenden Berliner Klassen
besucht. Im Unterricht erfahren Schüler in Experimenten, wo überall
der Klang stecken kann: im bloßen Anschlagen von Heizungskörpern und
auch beim Antippen der Gitarrensaiten, die mit Büroklammern präpariert
sind. Wenn verschiedene Klangmomente gefunden sind, wird mit ihnen
experimentiert, es wird arrangiert und schließlich komponiert - bis
ein eigenes Werk entstanden ist.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2541: WDR 3 - "Die Zaubergeige" von Jacques Offenbach, 20.4.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Welturaufführung in Köln

WDR Funkhausorchester spielt "Die Zaubergeige" zu Bernd Alois
Zimmermanns 100. Geburtstag

WDR 3 Lunchkonzert live, 20.04.2018, 13.04 Uhr

WDR 3 Konzert, 20.05.2018, 20.04 Uhr



Bernd Alois Zimmermann war ein experimentierfreudiger, facettenreicher
Komponist und ein Musiker zwischen den Generationen. In diesem Jahr
wäre der große Kölner 100 Jahre alt geworden. Sowohl das WDR
Funkhausorchester als auch das WDR Sinfonieorchester würdigen
Zimmermanns Kompositionen auch beim "Acht Brücken"-Festival in Köln in
mehreren Produktionen.

Das WDR Funkhausorchester hebt den reichen Schatz seiner Radiomusiken
und präsentiert Werke, die er in den 1950er Jahren speziell für das
WDR Radio arrangierte - unter anderem seine bekannten "Rheinischen
Kirmestänze" sowie seine Arrangements von Modest Mussorgsky und Darius
Milhaud.

Das WDR Funkhausorchester spielt unter der Leitung von Alfred Eschwé
außerdem die Welturaufführung der Operette "Die Zaubergeige" von
Jacques Offenbach, die in der Bearbeitung Zimmermanns eine ganz neue,
leichte Klangfarbe erhält.

Die Gesangssolisten sind neben Sopranistin Annika Boos, Christian
Sturm (Tenor) und Miljenko Turk (Bariton).

Konzerte:

 Freitag, 20.04.2018, 13.00 Uhr, "WDR 3 Lunchkonzert" im Kölner
Funkhaus

 Samstag, 28.04.2018, 20.00 Uhr in der Kölner Philharmonie

 * 

Quelle:

Programmtip vom 10. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DER FILM/379: Münster - Ethnologischer Film über indische Einwandererin Südafrika, 20.04.2018

idw - Pressemitteilung:Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster

Ethnologischer Film über indische Einwanderer in Südafrika

Liebesgeschichte in Johannesburg - Neuer Dokumentarfilm von Ethnologin
Helene Basu mit Forschungsergebnissen zu Süd-Süd-Migration -
Filmpremiere von "Kabul kiya? Do you accept?" am 20. April in Münster



Migrationsbewegungen führen Menschen nicht nur von ärmeren Ländern in
wohlhabendere Staaten: Wie indische Migranten in Südafrika leben,
zeigt der neue Dokumentarfilm "Kabul kiya? Do you accept?" von
Ethnologinnen des Exzellenzclusters "Religion und Politik", der am
Freitag, 20. April, erstmals in Münster zu sehen ist. "Während die
Mehrheit sozialwissenschaftlicher Forschungen sich mit
Süd-Nord-Migrationsbewegungen befasst - zum Beispiel vom ärmeren
Indien in die reichen USA - beschäftigen wir uns mit
Süd-Süd-Migration, etwa von Indien nach Südafrika", sagt die
Ethnologin Prof. Dr. Helene Basu. Zusammen mit der Ethnologin Dr.
Julia Koch und dem Filmemacher Andreas Samland hat sie ein junges Paar
mit indischen Wurzeln im südafrikanischen Johannesburg mit der Kamera
begleitet. Die Filmpremiere beginnt am Freitag, 20. April, um 19.00
Uhr im Cinema Filmtheater in der Warendorfer Straße 45 in Münster. Um
21.00 Uhr folgt eine Diskussion mit den Filmemachern im
Veranstaltungsraum "neben*an". Der Eintritt kostet drei Euro.

"Die Erfahrungen der Protagonisten im Film zeigen, wie 'fremde'
Migranten soziale Gemeinschaften auf der Grundlage gemeinsamer
Herkunft und Sprache bilden und gleichzeitig mittels Heirat in die
'einheimische' Klassengesellschaft in Südafrika eintreten", erläutert
Prof. Basu. Der Film knüpft an Kochs Forschungen in der
Graduiertenschule des Exzellenzclusters "Religion und Politik" an.
"Die südafrikanische Gesellschaft nach dem Ende der Apartheid ist ein
bisher kaum erschlossenes Forschungsfeld. Julia Koch hat hier
Pionierarbeit geleistet", so Basu. Kochs Dissertation ist 2016 unter
dem Titel "Migration und religiöse Praxis. Gujarats sunnitische
Muslime in den ehemaligen 'Homelands' Südafrikas" im Transcript Verlag
erschienen.

"Heirat keine Sache von Gefühlen"

Der Film "Kabul ki ya? Do you accept?" (Nimmst Du an?) erzählt die
Geschichte von Hussein, einem jungen indischen Immigranten, der sich
in Johannesburg in Aqueela verliebt hat. Obwohl beide einer
indo-muslimischen Kaste aus dem indischen Bundesstaat Gujarat
angehören, stößt die Liebe auf Hindernisse: Während die Familie von
Aqueela seit einigen Generationen in Südafrika lebt, ist Hussein ein
Neuankömmling. Er wurde in einem Dorf im westlichen Indien groß und
spricht nur wenig Englisch. Aqueela hingegen wuchs in einer
wohlhabenden, englischsprachigen Familie in Johannesburg auf und kennt
die Sprache ihrer indischen Vorfahren kaum.

Das besondere Interesse von Helene Basu gilt den Prozessen des
Entscheidens zwischen arrangierter Heirat und Liebesheirat. "In der
indischen Gesellschaft ist Heirat keine Sache von individuellen
Gefühlen und Entscheidungen, sondern eine Allianzbeziehung zwischen
Familien", sagt die Ethnologin. Im Fall von jungen männlichen
Migranten wie Hussein sorge üblicherweise die Familie dafür, dass er
eine Frau aus seiner Heimat heirate. Auch in Aqueelas sozialer Klasse
in Südafrika würden Heiraten lokal arrangiert, doch geschehe dies
weniger restriktiv als in Indien. "Eine Liebesheirat ist jederzeit
möglich - allerdings nur dann, wenn die sozio-ökonomische Position der
Heiratspartner nicht zu weit auseinanderliegt. Aus Sicht der
alteingesessenen Familie ist Hussein jedoch ein Habenichts und kein
akzeptabler Ehemann für ihre gebildete Tochter", sagt Prof. Basu. Der
Film folgt dem Prozess, in dem Hussein und Aqueela ihre Entscheidung
zu heiraten, gegen den Widerstand ihrer südafrikanisch-indischen
Familie durchsetzen und zugleich seine Familie in Gujarat dazu
bringen, ihre Beziehung zu akzeptieren.

Das Medium Film ist in der Ethnologie in den vergangenen Jahren immer
wichtiger geworden. Helene Basu: "Ein
wissenschaftlich-ethnographischer Film kann die Lebensrealität von
Menschen anderer Gesellschaften einem Publikum der eigenen
Gesellschaft sehr viel direkter näherbringen, als ein
wissenschaftlicher Text." Die Forscherin hat an der WWU den
Weiterbildungsstudiengang "Visual Anthropology and Documentary Media
Practices" gegründet, der viel nachgefragt wird.

Zu den Migrationsbewegungen von Indien nach Südafrika, die bis ins 19.
Jahrhundert zurückreichen, führen die Ethnologinnen aus, dass Kontakte
zwischen indischen Einwanderern und ihrer indischen Heimat von den
1930er bis 1990er Jahren durch die Apartheid-Regimes unterbunden
wurden. In der Zeit der so genannten Rassentrennung bildete sich in
Südafrika eine indisch-stämmige Teilgesellschaft heraus, die sich
wiederum nach Religionszugehörigkeit, Herkunftsregion und Sprache
sowie sozialen Klassen in Südafrika differenzierte. "Seit Mitte der
1990er Jahre ist wieder Verkehr zwischen Indien und Südafrika möglich:
Indisch-stämmige Südafrikaner bereisen das Land ihrer Vorväter, aus
dem andererseits neue Einwanderer nach Südafrika kommen", berichtet
Prof. Basu. (asc/vvm)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, Viola van Melis, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DER FILM/378: Bielefeld - Vorführung "Hitlerjunge Quex" am 22. April 2018

Filmvorführung "Hitlerjunge Quex" 



Bielefeld (bi). Zur Ausstellung "Jugend im Gleichschritt!?" bietet das
Kino Lichtwerk in Kooperation mit dem Historischen Museum am Sonntag,
22. April, einen besonderen Filmnachmittag an. Um 13.30 Uhr wird Hans
Steinhoffs Film "Hitlerjunge Quex" aus dem Jahr 1933 gezeigt. Er ist
einer der ersten großen nationalsozialistischen Propagandafilme, der
sich zudem direkt an Kinder und Jugendliche wandte.

Der sogenannte Vorbehaltsfilm wurde als rassistisch und
volksverhetzend eingestuft und darf deshalb nur mit Zustimmung und
unter besonderen Bedingungen gezeigt werden. Vor dem Film gibt es
deshalb eine Einführung durch Dr. Wilhelm Stratmann, Leiter des
Historischen Museums. Im Anschluss an die Vorführung besteht die
Möglichkeit zur Diskussion.

Bereits um 11.30 Uhr wird eine Führung durch die Ausstellung "Jugend
im Gleichschritt" angeboten. Die Kombipreise für die Besuche im
Lichtwerk und im Historischen Museum betragen zwölf Euro (ermäßigt
neun Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/1734: Mönchengladbach - Trickfilmworkshop "Brick in Motion" für junge Leute ab 21./22.4.2018

"Brick in Motion": In der Bibliothek Rheydt starten neue
LEGO-Trickfilm-Workshops

Jugendliche von 10 bis 14 Jahren können bei dem kostenlosen Angebot
mitmachen



Ab dem Wochenende Samstag 21. und Sonntag 22. April starten wieder die
erfolgreichen LEGO-Trickfilm-Workshops in der Interkulturellen
Familienbibliothek in Rheydt (Karstadthaus), Am Neumarkt 8.
Die Workshops werden angeboten bis zu den Sommerferien und von Ende
August bis zu den Herbstferien, jeweils am Samstagnachmittag von 14.00
Uhr bis 15.30 Uhr und 15.45 Uhr bis 17.15 Uhr sowie am
Sonntagnachmittag von 13.00 Uhr bis 14.30 Uhr und von 14.45 Uhr bis
16.15 Uhr, Insgesamt sind für die Kurse 12 Termine im 14-tägigen
Turnus vorgesehen. Mitmachen können Jugendliche von 10 bis 14 Jahren -
Einsteiger oder erfahrene Trickfilmer. Unter professioneller Anleitung
können sie ihre eigenen Geschichten entwickeln und in Trickfilmtechnik
umsetzen. Drehbuch, Regie, Kamera und Vertonung übernehmen die jungen
Filmemacher unter Anleitung des Kulturpädagogen und erfahrenen
Trickfilm-Produzenten André Linhoff selbst.

Wer sich einen Eindruck verschaffen will, klickt einfach beim YouTube
Channel der Stadtbibliothek Mönchengladbach rein oder besucht die
Premierenvorstellung der fertiggestellten Trickfilme der
vorangegangenen Workshops 2017/2018 am Samstag, 28. April um 13 Uhr in
der Stadtteilbibliothek Rheydt.

Die Teilnahme an den Workshops ist kostenlos. Anmeldungen sind ab
sofort per Mail an andre.linhoff@gmx.de möglich. Je schneller, je
besser, denn die Plätze sind begrenzt!

Zu folgenden Zeiten werden die Kurse angeboten:

Ab Samstag, 21. April bis Samstag, 13.10.2018

14.00-15.30 Uhr Legofilm-Workshop

15.45-17.15 Uhr Legofilm-Workshop

Ab Sonntag, 22. April bis Sonntag, 14.10.2018

13.00-14.30 Uhr Legofilm-Workshop

14.45-16.15 Uhr Legofilm-Workshop

Insgesamt 12 Termine im 14-tägigen Wechsel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TAGUNG/195: Evangelische Akademie zu Berlin - Von Einhörnern, #hopeSpeech & Memes, 28.-29.05.

Evangelische Akademie zu Berlin

Von Einhörnern, #hopeSpeech & Memes

Digitale Kommunikationstechniken jenseits kirchlicher PR-Guidelines

28. bis 29. Mai 2018, 11:00 Uhr

Seminar 21A/2018



Das Internet als dezentraler Partizipationsraum fordert hierarchische
kirchliche Einrichtungen heraus. In der Debatte um die #DigitaleKirche
taucht immer wieder die Frage der Gestaltung des Priestertum aller als
Graswurzelkirche auf. Wir wollen konkreter fragen: Wie fördern wir
eine Kultur der digitalen Selbstpositionierung, um Hoffnung und
Menschenfreundlichkeit im Netz stärker spürbar werden zu lassen? In
einem zweitägigen Seminar werden Softwaretools und Techniken hinter
Internetphänomenen vorgestellt und gemeinsam ausprobiert. Der
(Regen)bogen soll von glitzer.gifs über Podcasting und Memes zu
Chat-Bots reichen. Präsentiert werden Anwendungen zur schnellen
digitalen Selbstpositionierung. Wir nehmen aber auch Techniken für
große Kampagnen und lokale pädagogische Kontexten in den Blick. Im
gemeinsamen Hands-on soll experimentiert werden: Wie kommen wir über
klassische Formate wie die Tageslosung auf einem Stockfoto hinaus?

Das Seminar richtet sich an Haupt- und Ehrenamtliche in kirchlichen
und kirchennahen Einrichtungen, die Lust und Leidenschaft am Spiel mit
Technik und Kultur haben. Bringt die Geräte mit, mit denen Ihr kreativ
und produktiv arbeiten könnt oder es lernen wollt (Laptop, Tablet,
Smartphone) - Alle Betriebssysteme sind willkommen. Nach Möglichkeit
werden Open-Source-Tools vorgestellt. Das Seminar wird von dem Projekt
NetzTeufel der Evangelischen Akademie zu Berlin organisiert. Wir
analysieren #hateSpeech im Namen des christlichen Glaubens und fördern
die Entwicklung von alternativen Handlungsstrategien im Umgang mit
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit im Netz. Das Projekt wird
gefördert durch das Bundesfamilienministerium im Rahmen des
Bundesprogramms "Demokratie leben!".

Weitere Infos zum Projekt "NetzTeufel": 


www.netzteufel.eaberlin.de


Twitter @Netz_Teufel


Facebook NetzTeufel


Instagram NetzTeufel

Leitung: Timo Versemann

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, Inselstraße 27-28, 14129 Berlin (Nikolassee)

Eintritt: Teilnahme inkl. Übernachtung im Einzelzimmer und Verpflegung
ist kostenfrei.

Anmeldung erforderlich

Informationen und Anmeldung: 

Kristina Herbst

030 203 55 516

herbst@berlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/kul/von-einhoernern-hopespeech-memes/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Mai 2018 (Stand: 11.04.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54,D-10117 Berlin

Silke Ewe - Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0),Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail:ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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INNERE/1394: "Inflamm-Aging" - Ist das Alter eine Entzündung? (idw)

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 13.04.2018

"Inflamm-Aging" - Ist das Alter eine Entzündung?



Rot, geschwollen, schmerzhaft - so stellen wir uns in der Regel eine
Entzündung vor. Entzündungsvorgänge können aber auch sehr viel diskreter
und ohne erkennbare klinische Symptome ablaufen. Gerade diese
unterschwelligen, chronischen Entzündungen sind es, die seit einigen
Jahren im Verdacht stehen, wesentlich zum Alterungsprozess und zu
alterstypischen Erkrankungen wie Arteriosklerose, Diabetes oder Alzheimer
beizutragen.

Wie chronische Entzündungszustände entstehen und wie sich dieser auch als
"Inflamm-Aging" bezeichnete Prozess beeinflussen lässt, ist eines der
Themen auf der Eröffnungs-Pressekonferenz anlässlich Jahrestagung der
Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM), die heute in Mannheim
stattfindet.


Den Begriff Inflamm-Aging ist aus den englischen Wörtern für Entzündung
(inflammation) und Altern (ageing) zusammengesetzt und wurde bereits im
Jahr 2000 geprägt. Der italienische Immunologe Claudio Franceschi
beschrieb damit die heute allgemein anerkannte Tatsache, dass das
Immunsystem im Verlauf seines normalen Alterungsprozesses immer mehr
entzündungsfördernde Botenstoffe freisetzt. "Die Balance zwischen den
verschiedenen Zelltypen des Immunsystems verändert sich mit zunehmendem
Alter", erläutert Professor Dr. med. Cornel C. Sieber, Vorsitzender der
DGIM 2017/2018, Chefarzt der Klinik für Allgemeine Innere Medizin und
Geriatrie am Krankenhaus Barmherzige Brüder Regensburg und Direktor am
Institut für Biomedizin des Alterns, Universität Erlangen-Nürnberg. So
nimmt etwa die Aktivität der adaptiven, also gegen spezifische
Krankheitserreger gerichteten Immunabwehr ab, die der unspezifischeren,
angeborenen Immunabwehr dagegen nimmt zu.

In der Folge werden vermehrt Botenstoffe wie Prostaglandin E2,
Interleukin-6, Interferon-gamma und TNF-alpha produziert, die für
Entzündungen typisch sind. Dieser proinflammatorische Botenstoff-Mix
wiederum fördert die Bildung freier Radikale - aggressiver
Sauerstoffverbindungen, die prinzipiell jedes Gewebe schädigen können.
"Auch dieser oxidative Stress trägt vermutlich zu Alterungsvorgängen bei",
sagt Sieber. Typische Alterskrankheiten, deren Entstehung mit dem
Inflamm-Aging in Verbindung gebracht wird, sind neben der Alzheimer-Demenz auch
Osteoporose, Arteriosklerose, Arthritis oder Diabetes.

Wie stark sich das Zusammenspiel der Immunbotenstoffe verschiebt, ob sich
die Folgen noch zu Lebzeiten klinisch bemerkbar machen und - wenn ja - an
welchen Organen sie sich manifestieren, ist zum Teil genetisch festgelegt.
"Die gute Nachricht ist jedoch, dass die beim Inflamm-Aging ablaufenden
Prozesse sich ganz wesentlich auch durch den Lebensstil beeinflussen
lassen", sagt Sieber. Regelmäßige Bewegung, ausgewogene Ernährung und das
Pflegen von Sozialkontakten - diese drei Faktoren könnten stark dazu
beitragen, Entzündungsphänomene zu begrenzen und oxidativen Stress zu
reduzieren. Besonders die so genannte mediterrane Diät, die reich an Obst
und Gemüse und somit an Antioxidantien ist, hält Sieber für geeignet, um
entzündliche und gewebeschädigende Prozesse zu bremsen. Sein ermutigendes
Fazit: Man kann zwar nicht verhindern, dass man altert - aber das Altern
ist modulierbar.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgim2018.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V., Janina Wetzstein, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3821: Multifunktionsgerät im engsten Raum (idw)

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 16.04.2018

Multifunktionsgerät im engsten Raum

Ein kleines Enzym übernimmt gegensätzliche Aufgaben und hält so die Zellen
im Gleichgewicht. Auch unter Stressbedingungen.



Wenn es uns gesundheitlich gut geht und unser Körper alles hat, was er
braucht,
so sind auch die Zellen im Gleichgewicht. Aber was passiert in
Stresssituationen wie Nahrungsmangel? Wie sind die Ausnahmezustände
reguliert?
Auf diese spannenden Fragen haben nun Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Biologie des Alterns in Köln Antworten gefunden, die selbst
andere Wissenschaftler zum Staunen bringen.

In jeder Zelle unseres Körpers gibt es Mitochondrien, kleine
Zellorganellen, die als Kraftwerke der Zelle bekannt sind, da hier die
Energiegewinnung stattfindet. Im Gegensatz zu allen anderen Zellorganellen
besitzen Mitochondrien nicht nur ihr eigenes Erbgut, die DNA, sondern
dieses liegt auch noch in zahlreichen Kopien vor. In Stressphasen, zum
Beispiel bei Nahrungsmittelknappheit, wird die Anzahl der DNA-Kopien
allerdings verringert und die DNA Bausteine im Recyclingsystem der Zelle
zurückgewonnen.

Obwohl der Abbau mitochondrialer DNA seit langem bekannt ist, blieb
unklar, welcher Mechanismus dahintersteckt und welches Enzym für den Abbau
verantwortlich ist.
"Die mitochondriale DNA Polymerase selber, die für die DNA Synthese und
Qualitätssicherung zuständig ist, baut sie auch wieder ab" erklärt
Max-Planck-Forschungsgruppenleiter Martin Graef und fügt hinzu: "Dies war
wirklich unerwartet, und Experten im Feld haben uns sogar davon abgeraten,
diesen möglichen Mechanismus zu testen, weil es ihnen als so
unwahrscheinlich erschien".
Die nun kürzlich veröffentlichte Studie der Arbeitsgruppe zeigt eindeutig
die vielseitige Funktion dieses Enzym, welches die Kernfunktion zur
Aufrechterhaltung des mitochondrialen DNA Gleichgewichts übernimmt. Gerät
dieses Gleichgewicht außer Kontrolle, kann es zu verheerenden Krankheiten
kommen.

Das neu hinzu gewonnene Wissen der Forscher bildet die Grundlage um
zukünftige Therapieansätze zu etablieren. Zahlreiche Krankheiten, die
sowohl Kleinstkinder als auch ältere Menschen betreffen, basieren auf
Fehlfunktionen der Mitochondrien. Darüber hinaus bietet das hinzugewonnene
Verständnis über die Mulitfunktionalität der Polymerase die Möglichkeit
die Funktionsweise von Krebszellen besser zu verstehen und letztendlich
manipulieren zu können.

Die Forschungsarbeit wurde in Kooperation mit dem CECAD durchgeführt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns, Dr. Maren Berghoff, 16.04.2018
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FORSCHUNG/3820: Was Bakterien antreibt - bakteriellen Motor entschlüsselt (idw)

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V. - 15.04.2018

Was Bakterien antreibt - VAAM-Forschungspreisträger Marc Erhardt entschlüsselt bakteriellen Motor



Der winzige Antrieb von Bakterien, das Flagellum, ist Motor der Forschung
von Prof. Dr. Marc Erhardt von der Humboldt-Universität in Berlin. Für
seine Arbeiten erhält er den Forschungspreis 2018 der Vereinigung für
Allgemeine und Angewandte Mikrobiologie (VAAM). Die VAAM verleiht diese
mit 10.000 Euro dotierte Auszeichnung für herausragende aktuelle Arbeiten
auf dem Gebiet der Mikrobiologie am 15. April im Rahmen ihrer Jahrestagung
in Wolfsburg.

Dank ihrer fädigen Zellanhänge können Bakterien sich zu Nahrungsquellen
hin und von Schadstoffen weg bewegen. Wie mit einem Propeller navigieren
sie damit als Reaktion auf bestimmte chemische Signale. "Dieses komplexe
Fortbewegungsorganell ist aus mehreren tausend einzelnen Untereinheiten
aufgebaut, die sich sinnvoll zusammenfügen müssen", beschreibt Erhardt
seine Faszination für das Flagellum. Mit genetischen, biochemischen
und
mikroskopischen Methoden untersucht seine Arbeitsgruppe diesen Aufbau,
die
dafür notwendigen genetischen Grundlagen und den Export der Bausteine
aus
dem Zellinneren.

Flagellen spielt auch für Krankheitserreger eine Rolle: Mit ihrer Hilfe
erreichen sie den Infektionsort, nehmen Kontakt mit dem Wirt auf und
bilden stabile Biofilme. Erhardts Arbeitsgruppe untersucht den
Modellorganismus Salmonella enterica, der lebensgefährliche
Lebensmittelvergiftungen verursachen kann. Salmonellen bewegen sich
mit
Hilfe von Flagellen zu den Darmzellen und spritzen mit einer Art
Injektionssystem Giftstoffe hinein. Dieses Injektionssystem benutzt
eine
ähnliche Proteinpumpe für den Aufbau wie das Flagellum: das
Typ-III-Sekretionssystem. Vor einigen Jahren zeigte Erhardts Arbeitsgruppe,
welche
Energiequelle dieses Sekretionssystem verwendet. In den letzten Jahren
kamen Erkenntnisse hinzu, wie die Flagellen zusammengesetzt werden,
die
bis zu zehnmal länger als die Bakterienzelle sein können.
Den Anfang bildet ein Protein-Anker in der Membran, der anschließend
wie
eine Pumpe die weiteren Bausteine aus der Zelle schleust. Diese
Flagellin-Bausteine sortieren sich zu einer langen Kette, dem Flagellum. Mit
Fluoreszenz-Farbstoffen konnte die Arbeitsgruppe den Aufbau in
Zeitabschnitten markieren. "Die Flagellen wachsen mit der Zeit langsamer",
schließt Erhardt, "weil die Bausteine bis zum Ende einen immer längeren
Weg zurücklegen müssen". Diese Erkenntnisse sind besonders spannend,
weil
sie auch für die Injektionssysteme von Krankheitserregern gelten dürften,
mit denen Bakterien Giftstoffe in Zellen befördern. Diese "Spritzen"
haben
sich aus den Flagellensystemen entwickelt.

In aktuellen Arbeiten gelang es der Arbeitsgruppe, die Aufgaben zweier
beteiligter Proteine zu charakterisieren: "FliP baut die Pore auf, und
FliO ist der Organisator, der dafür sorgt, dass sich die Porenproteine
korrekt aneinanderlagern", erklärt Erhardt. Damit sind sie mögliche
Ansatzpunkte für Medikamente: "Ein Wirkstoff, der die Porenbildung
verhindert, wäre gleich ein doppelter Erfolg: Er würde Bakterien treffen,
die Flagellen ausbilden, und auch solche, die molekulare Spritzen
einsetzen", skizziert der Preisträger seine Zukunftsvision.
Das internationale Auswahlkomitee der VAAM hebt Erhardts überragende
Leistungen hervor, die sich in 29 Originalveröffentlichungen und hohen
Fördermitteln widerspiegeln. VAAM-Präsidentin Prof. Ruth Schmitz-Streit
lobt sein innovatives Forschungskonzept und das Spektrum an geschickt
gewählten, anspruchsvollen Methoden sowie seine erfolgreichen
interdisziplinären und internationalen Kooperationen. "Marc Erhardt
ist
ein herausragender molekularer Mikrobiologe mit fundiertem Wissen,
überdurchschnittlicher Begabung, hoher Motivation, viel
Organisationstalent und Wissensdurst, der sorgfältig arbeitet, kritisch
diskutiert und sich intensiv in der Nachwuchsförderung engagiert",
begründet die VAAM ihre Wahl.

Prof. Dr. Marc Erhardt (36) leitet seit 2017 die Arbeitsgruppe
Bakterienphysiologie an der Humboldt-Universität zu Berlin. Er studierte
Biologie in Ulm und Konstanz, unterstützt von einem Stipendium der
Studienstiftung des deutschen Volkes. Als Stipendiat des Boehringer
Ingelheim Fonds forschte er für seine Promotion an der University of
Utah,
USA, im Labor von Prof. Kelly T. Hughes und promovierte 2011 an der
Universität Konstanz bei Prof. Dr. Winfried Boos. Für seine
Promotionsarbeiten erhielt er nationale und internationale Preise. Nach
einem von einem Marie Curie International Incoming Fellowship
unterstütztem Postdoktoranden-Aufenthalt an der Université de Fribourg,
Schweiz, leitete er von 2013-2017 eine Helmholtz-Nachwuchsgruppe am
Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung in Braunschweig.

Informationen:

https://www.baktphys.hu-berlin.de

Die VAAM ist Gründungsmitglied im VBIO und vertritt über 3500
mikrobiologisch orientierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aus
Forschung und Industrie. Die Bandbreite der Forschung reicht von
Bakterien, Archaeen und Pilzen in allen Ökosystemen und in Lebensmitteln
über Krankheitserreger bis hin zu Genomanalysen und industrieller Nutzung
von Mikroorganismen, ihren Enzymen und Stoffwechselprodukten. Die
diesjährige Jahrestagung mit über 1000 internationalen
Wissenschaftler/innen findet vom 15. bis 18. April in Wolfsburg statt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V.

Dr. Kerstin Elbing, 15.04.2018
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THERAPIE/165: DAK-Gesundheit bietet Online-Therapie gegen Stottern (DAK-Gesundheit)

DAK-Gesundheit - 17. April 2018

DAK-Gesundheit bietet Online-Therapie gegen Stottern

Krankenkasse und Institut der Kasseler Stottertherapie mit digitalem Angebot



Die DAK-Gesundheit bietet ihren Versicherten ab sofort eine
Online-Therapie gegen das Stottern an. In Zusammenarbeit mit dem
Institut der Kasseler Stottertherapie können Betroffene am heimischen
Computer in Einzel- und Gruppensitzungen trainieren. Das neue Angebot
soll im ersten Schritt helfen, die Scham zu überwinden, überhaupt das
Sprachproblem anzugehen. Mit Hilfe eines virtuellen Therapieraumes
arbeiten Therapeut und Patient am weichen und flüssigen Sprechen. Das
neue DAK-Online-Angebot können Betroffene ab 13 Jahren nutzen.

Deutschlandweit stottern etwa 800.000 Menschen. Männer sind etwa
fünfmal so oft betroffen wie Frauen. "Stottern ist eine Störung des
Redeflusses. Es ist sehr individuell und kann eine erhebliche
seelische Belastung bedeuten", erläutert DAK-Ärztin Dr. Susanne
Bleich. "Viele Menschen schämen sich wegen ihres Sprachproblems.
Deshalb ist eine Online-Therapie ideal für den Start in den eigenen
vier Wänden."

Die Online-Therapie beinhaltet eine Kombination aus regelmäßigen
Einzel- und Gruppensitzungen über den Zeitraum von einem Jahr. Sie
beginnt mit einer Intensivphase von zehn Tagen. In diesem Zeitraum
finden an fünf bis sechs ausgewählten Tagen mehrere Stunden
Einzeltherapie statt. Im Anschluss an die Intensivphase geht es in
kleinen Gruppen und mit einem Therapeuten weiter. Das Konzept der
Kasseler Stottertherapie wurde an die Anforderungen der Teletherapie
angepasst und in den virtuellen Raum übertragen. "Anders als andere
Sprechtechniken setzt das von uns eingesetzte Fluency Shaping nicht
erst an der auftretenden Sprechblockade an", erklärt Dr. Alexander
Wolff von Gudenberg, Gründer der Kasseler Stottertherapie, das
Konzept. "Ziel ist ein durchgängiges weiches Sprechen, was zu einem
flüssigeren Sprechen führt und Blockaden durch ein kontinuierliches
Anwenden vorbeugt." Im Mittelpunkt stehen daher das Fühlen und
Umsetzen eines gelingenden Zusammenspiels von Atmung, Stimme und
Artikulation, auch in stressigen Situationen und im Alltag.
Informationen rund um das neue DAK-Online-Angebot in Zusammenarbeit
mit der Kasseler Stottertherapie gibt es im Internet unter:
www.dak.de/stottertherapie

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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DEMENZ/368: Spaltprodukt des Alzheimer-Schlüsselproteins APP stimuliert Nervenzellkommunikation (idw)

Universität Heidelberg - 16.04.2018

Spaltprodukt des Alzheimer-Schlüsselproteins APP stimuliert Nervenzellkommunikation

Wissenschaftler entdecken Rezeptor für die physiologische Funktion des
Protein-Fragments APPsα



Ein Spaltprodukt des Alzheimer-Schlüsselproteins APP stimuliert
Nervenzellkommunikation und Gedächtnis. Das Protein-Fragment, bekannt als
APPsα, besitzt neuroprotektive Eigenschaften und wirkt als Signalmolekül
auf andere Nervenzellen. Doch auf welche Weise beeinflusst es die
Gehirnfunktionen? Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Prof.
Dr. Ulrike Müller, Wissenschaftlerin an der Universität Heidelberg, hat
neue Erkenntnisse zum molekularen Mechanismus der zugrundeliegenden
physiologischen Funktion gewonnen. Die Forscher entdeckten einen
"Signalempfänger" - einen Rezeptor - für APPsα, was Perspektiven für die
Entwicklung neuer Behandlungsansätze für Alzheimer eröffnet.


Pressemitteilung

Heidelberg, 16. April 2018

Spaltprodukt des Alzheimer-Schlüsselproteins APP stimuliert Nervenzellkommunikation

Wissenschaftler entdecken Rezeptor für die physiologische Funktion des Protein-Fragments APPsα


Ein Spaltprodukt des Alzheimer-Schlüsselproteins APP stimuliert
Nervenzellkommunikation und Gedächtnis. Das Protein-Fragment, bekannt als
APPsα, besitzt neuroprotektive Eigenschaften und wirkt als Signalmolekül
auf andere Nervenzellen. Doch auf welche Weise beeinflusst es die
Gehirnfunktionen? Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Prof.
Dr. Ulrike Müller, Wissenschaftlerin an der Universität Heidelberg, hat
neue Erkenntnisse zum molekularen Mechanismus der zugrundeliegenden
physiologischen Funktion gewonnen. Die Forscher entdeckten einen
"Signalempfänger" - einen Rezeptor - für APPsα, was Perspektiven für die
Entwicklung neuer Behandlungsansätze für Alzheimer eröffnet.

Alzheimer wird ausgelöst durch Ansammlungen unlöslicher
Eiweißbestandteile, die als extrazelluläre Ablagerungen im Gehirn von
Alzheimer-Patienten gefunden werden. Hauptbestandteil ist das
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FORSCHUNG/727: Heilung mit eigenen Zellen in Aussicht (idw)

Medizinische Hochschule Hannover - 16.04.2018

Heilung mit eigenen Zellen in Aussicht

MHH-Wissenschaftler: Menschliche Stammzellen könnten schwere
Lungenerkrankung kurieren / Veröffentlichung im American Journal of
Respiratory and Critical Care Medicine



Zellen von Patienten so zu verändern, dass sie defekte oder fehlende
Zellen des Patienten ersetzen können - diesem Ziel sind Forscher der
Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) ein Stück näher gekommen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beschäftigen sich mit der
erblichen Pulmonalen Alveolarproteinose (PAP). Bei dieser seltenen,
lebensgefährlichen Erkrankung sind die Fresszellen (Makrophagen) in
der
Lunge defekt. Um diese zu ersetzen, stellten die Forscherinnen und
Forscher aus reifen menschlichen Zellen hochpotente sogenannte induzierte
pluripotente Stammzellen (iPS-Zellen) her. Sie ließen diese im Labor
zu
Fresszellen heranreifen, um sie dann in die Lungen erkrankter Mäuse
zu
transplantieren. Bei den Mäusen war das Immunsystem so verändert worden,
dass es dem des Menschen ähnelte und das Anwachsen der Zellen in der
Lunge
erleichterte. Der Erfolg kann sich sehen lassen: Die Zellen passten
sich
dem Lungenmilieu an, die Erkrankung verbesserte sich, und es traten
keine
wesentlichen Nebenwirkungen auf. Die Erkenntnisse veröffentlichte das
renommierte American Journal of Respiratory and Critical Care Medicine.

"Unser Ziel ist es, dass unser neuer Therapieansatz in der Zukunft zu
einer Heilung dieser schwer kranken Kinder beitragen kann", sagt
Professorin Dr. Gesine Hansen, Direktorin der Klinik für Pädiatrische
Pulmonologie, Allergologie und Neonatologie. Es soll möglich werden,
patientenspezifische Makrophagen herzustellen, die aus iPS-Zellen
entwickelt werden. Diese könnten nach einer Genkorrektur im Reagenzglas
zu
Fresszellen reifen und dann direkt in die Lunge transplantiert werden.
Derzeit ist bereits eine klinische Studie in Amerika in Planung, in
der
dieser Ansatz unter Zuhilfenahme von Blutstammzellen auf den Menschen
übertragen werden soll. Das Forscherteam in Hannover soll europäischer
Partner dieser Studie sein. Die Wissenschaftler gehen davon aus, dass
die
Ergebnisse auch auf andere Erkrankungen anwendbar sein werden. Die neue
Methode ist weniger riskant als eine Transplantation genetisch
korrigierter Stammzellen oder eine Knochenmarktransplantation, die beide
für die Patienten mit erheblichen Risiken behaftet wären.

Zum Forscherteam gehören Professorin Hansen und ihre Mitarbeiterin Dr.
PhD
Christine Happle und Professor Dr. Thomas Moritz sowie Privatdozent
Dr.
Nico Lachmann, Institut für Experimentelle Hämatologie. Die Forscherinnen
und Forscher sind Mitglieder des Deutschen Zentrums für Lungenforschung
und des Exzellenzclusters REBIRTH. Bei der Arbeit handelt es sich um
eine
Weiterentwicklung des Konzeptes, für das die Forscher im Jahr 2013 den
Eva
Luise Köhler-Forschungspreis für Seltene Erkrankungen erhalten hatten.

Was ist die pulmonale Alveolarproteinose?

Die erbliche pulmonale Alveolarproteinose (PAP) ist eine seltene,
lebensgefährliche Lungenerkrankung. Es sind bisher weniger als 100 Fälle
weltweit beschrieben worden, in Deutschland gibt es weniger als eine
Handvoll erkrankte Kinder. In ihren Lungenbläschen, die normalerweise
Luft
enthalten, sammelt sich eiweißreiches Material. Dieses wird normalerweise
von Fresszellen (Makrophagen) abgebaut, doch sie sind bei der Erkrankung
defekt. Viele Betroffene ersticken bereits im Kindesalter. Bisher gibt
es
keine Therapie, welche die Ursachen der Erkrankung bekämpft. Die derzeit
einzige Behandlungsmöglichkeit ist eine Spülung der Lunge, die etwa
alle
vier Wochen unter Vollnarkose durchgeführt werden muss. Die Behandlung
dauert lang und ist risikoreich. Die Kinder entwickeln sich schlecht,
leiden ständig an Atemwegsinfektionen und sterben zumeist früh. Eine
Knochenmarktransplantation, bei der die defekten Zellen durch gesunde
Vorläuferzellen ersetzt werden, kann nicht angewendet werden, weil der
kritische Gesundheitszustand der betroffenen Kinder die dafür notwendige
vorbereitende Bestrahlung oder Chemotherapie nicht zulässt.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.atsjournals.org/doi/abs/10.1164/rccm.201708-1562OC

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 16.04.2018
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HERZ/1059: Vorhofflimmern - Operation steht an ... wann Gerinnungshemmer wegen Blutungsrisiko absetzen? (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 16.04.2018

Vorhofflimmern: Operation steht an - wann Gerinnungshemmer wegen Blutungsrisiko absetzen?

Herzstiftungs-Experte erklärt, was vor Eingriffen unbedingt zu beachten
ist



Etwa 1,8 Millionen Patienten mit Vorhofflimmern leben in Deutschland. Zum
Schutz vor Embolien und Schlaganfällen werden die meisten von ihnen mit
einem Gerinnungshemmer behandelt. Bei Vorhofflimmern, der häufigsten
Herzrhythmusstörung, schlägt das Herz unregelmäßig, so dass sich
Blutgerinnsel im Herzen bilden, die vom Blutstrom mitgerissen zu einem
Schlaganfall führen können. Gerinnungshemmer ("Blutverdünner") senken das
Embolierisiko, erhöhen aber zugleich die Gefahr von Blutungen (Infos:
www.herzstiftung.de/gerinnungshemmer). Stehen Eingriffe mit
Blutungsrisiken wie z. B. eine Zahnarztbehandlung, eine Magen- oder
Darmspiegelung oder eine Operation an, muss die Gerinnungshemmung
unterbrochen und das Medikament für kurze Zeit abgesetzt werden. Das
Blutungsrisiko variiert je nach Art des Eingriffs von einem sehr niedrigen
Blutungsrisiko (z. B. medizinische Zahnreinigung) bis hin zum hohen
Risiko, z. B. bei Spritzen in den Muskel (Ischiasbeschwerden) oder
größeren Operationen.

Offene Fragen an den Arzt vor dem Eingriff klären

"Die Ärzte müssen bei der Frage, wie lange die Gerinnungshemmung zu
unterbrechen ist, das Risiko für Blutungen gegen das Risiko eines
Schlaganfalls abwägen. Das führt bei vielen Patienten zu großer
Verunsicherung", berichtet Herzspezialist PD Dr. med. Gerian Grönefeld vom
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung in einem
Experten-Beitrag in der neuen Ausgabe der Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ HEUTE, die
kostenfrei per Tel. unter 069 955128400 oder per E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de (Stichwort: "Gerinnungshemmung") angefordert
werden kann. Der leicht verständliche Beitrag geht auf häufige Fragen ein,
die sich Betroffene vor dem Eingriff stellen: Wann muss die Einnahme des
Gerinnungshemmers vor Operationen unterbrochen werden? Welcher Arzt
(Hausarzt und/oder Spezialist) entscheidet darüber? Welches Risiko muss
man bei einer Unterbrechung in Kauf nehmen? Neue direkte orale
Gerinnungshemmer (kurz DOAK oder NOAK*): Erleichtern sie eine
Unterbrechung für wenige Tage im Unterschied zu den alten
Gerinnungshemmern Marcumar/Falithrom?

Absprache zwischen Hausarzt und Spezialist wichtig

Bei größeren Eingriffen ist die Absprache zwischen dem Spezialisten, der
den Eingriff durchführt, und dem Hausarzt, Internisten oder Kardiologen
des Patienten besonders wichtig. "Naturgemäß hat der Zahnarzt, Gynäkologe,
Urologe wie auch der Magen-Darm-Spezialist immer vorrangig die Risiken
seiner Untersuchung oder Operation im Blick. Die Vorgeschichte des
Patienten kennt aber der behandelnde Hausarzt, Kardiologe oder Internist
besser. Er weiß, welche Risiken ein Unterbrechen der Gerinnungshemmung mit
sich bringt", berichtet PD Grönefeld, der klinisch als Leiter der I.
Medizinischen Abteilung - Kardiologie der Asklepios Klinik Barmbek in
Hamburg tätig ist.

Mit Notfallausweis Komplikationen vermeiden

Gleich ob Zahnarzt, Augenarzt oder Hausarzt - die Ärzte müssen immer
wissen, dass der Patient einen Gerinnungshemmer einnimmt und wie hoch die
verordnete Dosis ist. Dabei kann für die Dokumentation dieser Angaben ein
handlicher Notfallausweis helfen, wie ihn z. B. die Deutsche Herzstiftung
unter www.herzstiftung.de/notfallausweis kostenfrei anbietet. "Schon wenn
der Eingriff geplant wird, sollte der Patient dem behandelnden Arzt diesen
Ausweis zeigen, damit der rechtzeitig entscheiden kann, ob und wie lange
der Gerinnungshemmer abgesetzt werden muss."

*DOAK: direkte orale Antikoagulanzien, NOAK: nicht-Vitamin-K-basierte
orale Antikoagulanzien

Die aktuelle Ausgabe von HERZ HEUTE 2/2018 mit dem Experten-Beitrag
"Vorhofflimmern: Fragen zu den neuen Gerinnungshemmern" (6 Seiten) von PD
Dr. Gerian Grönefeld ist kostenfrei erhältlich unter Tel. 069 955128400
oder per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de (Stichwort:
Gerinnungshemmung).

Tipps: Den kostenfreien Experten-Ratgeber "Gerinnungshemmung bei
Vorhofflimmern" (48 S.) bietet die Herzstiftung unter
www.herzstiftung.de/gerinnungshemmer an.

Der Notfallausweis der Herzstiftung kann kostenfrei angefordert werden
unter www.herzstiftung.de/notfallausweis oder per Tel. unter 069 955128400
und per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de (Stichwort:
Notfallausweis).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/gerinnungshemmer

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65272

PM_Gerinnungshemmung bei Vorhofflimmern_Blutungsrisiko

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 16.04.2018
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INFEKTION/1731: Forschung - Einfluss des Immunzell-Fettsäurestoffwechsels auf die Tuberkulose-Abwehr (idw)

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 16.04.2018

Einfluss des Immunzell-Fettsäurestoffwechsels auf die Tuberkulose-Abwehr



Dass der Fettsäurestoffwechsel die Funktion von Immunzellen beeinflusst -
etwa von T-Zellen - ist inzwischen bekannt und belegt. Aber welche
konkrete Bedeutung haben Veränderungen im Metabolismus von Immunzellen bei
einer Infektion? Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am TWINCORE
wollten genau wissen, welche Folgen eine Veränderung des
Fettsäurestoffwechsels der beteiligten Immunzellen bei einer Infektion mit
Mycobacterium tuberculosis hat. Besonders Makrophagen und Dendritische
Zellen in der Lunge sind an der ersten Abwehr einer Tuberkulose beteiligt
und standen im Fokus der Untersuchungen. Ihre Ergebnisse veröffentlichten
sie jetzt in dem Fachjournal Frontiers in Immunology.

Der Fettsäurestoffwechsel von Immunzellen spielt bei Infektionen mit dem
Mycobacterium tuberculosis eine besondere Rolle, weiß Dr. Luciana Berod,
Leiterin der Arbeitsgruppe Wirt-Pathogen Interaktionen und
Immunmetabolismus am Institut für Infektionsimmunologie: "Es ist bekannt,
dass das Bakterium aktiv den Metabolismus seiner Wirts-Makrophagen
umstellt, wenn es sich in der chronischen Phase zurückzieht und sich die
für Tuberkulose typischen Granulome in der Lunge ausbilden. M.
tuberculosis veranlasst, dass die Makrophagen vermehrt Fettsäuren
ausbilden, die es dann in der Ruhephase für sich nutzt." Und in
Dendritischen Zellen wird der Fettstoffwechsel im Zuge der Abwehrreaktion
über bestimmte Rezeptoren aktiviert und damit die weitere Abwehrreaktion
eingeleitet. "Es liegt also nahe, die Stoffwechselwege dieser zwei
Zelltypen im Zusammenhang mit M. tuberculosis Infektionen näher zu
betrachten."

Allerdings hat das Team um Luciana Berod nicht mit M. tuberculosis
gearbeitet, sondern mit dem weit ungefährlicheren Bacillus Calmette-Guérin
(BCG), einem aus Rindertuberkelbakterien entwickelten Lebendimpfstoff, der
gut als Modell für so grundlegende Untersuchungen geeignet ist. Um den
Einfluss des Fettsäurestoffwechsels während der Infektion zu beurteilen,
hat es die Bildung der Fettsäuren in den Immunzellen genetisch unterbunden
und sie dann mit den Bakterien infiziert. "Was wir gesehen haben, war eine
Überraschung", sagt Philipp Stüve, Nachwuchswissenschaftler in der
Arbeitsgruppe. "Wir haben damit gerechnet, dass der Fettsäurestoffwechsel
in den Makrophagen und Dendritischen Zellen eine ähnlich wichtige Rolle
spielt, wie wir es von den T-Zellen kennen, und die Abwehr gestört ist,
wenn wir den Fettstoffwechsel stören. Was wir gesehen haben, ist, dass die
Makrophagen und DCs in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt sind."
Für die Entwicklung neuartiger Therapeutika, die auf der Veränderung des
Stoffwechsels beruhen, ist das eine bahnbrechende Erkenntnis, denn "wir
müssen offensichtlich für jeden Zelltyp gezielt herausarbeiten, ob und wie
wir die Immunreaktion über den Stoffwechsel beeinflussen können. Damit
sind die Möglichkeiten, die Abwehrreaktion gezielt zu unterstützen,
wesentlich vielfältiger", so Luciana Berod.

Aber um noch einmal zum Fettsäurestoffwechsel der Makrophagen bei
Tuberkulose zurück zu kehren: Charakteristisch für Tuberkulose ist die
Ruhephase, in die die Bakterien übergehen, wenn es dem Immunsystem in der
ersten Infektionsphase nicht gelingt, die Erreger vollständig zu
eliminieren. Sie ziehen sich in alveolare Makrophagen zurück und
überdauern dort, bis die Rahmenbedingungen für einen erneuten Ausbruch
günstig sind. Derweil nutzen sie Fettsäuren des Wirtes für sich. "Hier
könnte ein alternativer Therapieansatz zu finden sein, denn auch wenn der
Fettsäurestoffwechsel der Makrophagen in der akuten Infektionsphase ohne
Einfluss zu sein scheint, ist es durchaus möglich, dass er in der
chronischen Phase wieder relevant wird", schließt Institutsleiter Prof.
Tim Sparwasser.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.twincore.de/de/infothek/infothek-news-details/news/einfluss-des-immunzell-fettsaeurestoffwechsels-auf-die-tuberkulose-abwehr/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung

Dr. Jo Schilling, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1238: Neuer Ansatzpunkt im Kampf gegen Antibiotikaresistenzen (idw)

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 16.04.2018

Neuer Ansatzpunkt im Kampf gegen Antibiotikaresistenzen



Jährlich sterben laut WHO rund 700.000 Menschen an den Folgen von
Antibiotikaresistenzen, in Deutschland sind es rund 6.000 Menschen, denen
mit Antibiotika nicht gegen bakterielle Infekte geholfen werden kann.
Wissenschaftler der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU) und der britischen University of Oxford haben herausgefunden, dass
es einen Punkt im Herstellungsweg der Proteine gibt, an dem Bakterien
diesen regulieren können. Das könnte ein Ansatzpunkt für die Entwicklung
neuer Antibiotika sein und dabei helfen, Antibiotikaresistenzen zu
überwinden.*

Antibiotika sind Medikamente, die zur Behandlung von bakteriellen
Infektionskrankheiten eingesetzt werden. Die Arzneimittel hindern die
Bakterien daran, sich zu vermehren und töten sie ab, die Infektion geht
zurück und der Patient gesundet. In den vergangenen Jahren haben jedoch
immer mehr Bakterien eine so genannte Antibiotikaresistenz, also
Abwehreigenschaften gegen Antibiotika, entwickelt. In der Folge verlieren
die Medikamente ihre Wirkung, und die multiresistenten Bakterien können
sich umso stärker ausbreiten.

Frühe Phase der RNA-Herstellung untersucht

Die Entdeckung der Wissenschaftler, die sie in der wissenschaftlichen
Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht haben, könnte einen
völlig neuen Ansatzpunkt in der Entwicklung von Antibiotika darstellen.
"Nun könnten Präparate entwickelt werden, die auf unseren Erkenntnissen
aufbauen und die krankheitsverursachenden Bakterien töten", hofft Dr.
David Dulin vom Interdisziplinären Zentrum für Klinische Forschung der
FAU. Gemeinsam haben die Erlanger Wissenschaftler um Dr. David Dulin und
das Team von Achillefs Kapanidis von der University of Oxford
herausgefunden, dass die frühe Phase der Produktion von Ribonukleinsäure -
im Englischen ribonucleic acid und deshalb mit RNA abgekürzt - ein
Schlüsselpunkt ist, um die Regulation der Genexpression in Bakterien zu
kontrollieren. Als Genexpression wird die Bildung eines von einem Gen
kodierten Genprodukts, vor allem von Proteinen oder RNA-Molekülen,
bezeichnet.

In Bakterien wird die RNA mit Hilfe eines großen Proteinkomplexes, der
RNA-Polymerase (RNAP), hergestellt. Diese RNAP liest die DNA-Sequenz aus
und stellt eine RNA-Kopie her, indem sie Nukleotide - die fundamentalen
Bausteine der RNA - während der sogenannten Transkription verbindet. Da
diese RNA-Produktion für das Überleben der Bakterien elementar ist, wurde
sie bereits intensiv untersucht und als Ansatzpunkt für Antibiotika, zum
Beispiel gegen Tuberkulose, genutzt. Dennoch war bisher unklar, wie die
RNA-Produktion auch in der frühen Phase der Transkription, in der die RNAP
gerade erst begonnen hat, die ersten Bausteine der RNA zusammenzusetzen,
reguliert wird. Diese Fragestellung haben die Wissenschaftler nun
untersucht.

Die Forscher setzten auf die High-End-Fluoreszenzmikroskopie und konnten
einzelne RNAP-Moleküle während des Beginns der RNA-Herstellung verfolgen.
So fanden sie heraus, dass die initiale RNA-Synthese stark reguliert ist:
Eine bestimmte DNA-Sequenz zwingt die RNAP, für mehrere Sekunden zu
pausieren. Erst danach ist es ihr wieder möglich, mit der RNA-Produktion
fortzufahren.

Dieses Forschungsergebnis verändert das bisherige Bild der initialen
RNA-Synthese in Bakterien völlig. "Die Tatsache, dass die RNAP für längere
Zeit gleichzeitig an die DNA und das kurze RNA-Stück gebunden sein kann,
war für uns sehr überraschend, da es dem bisherigen Wissensstand
widerspricht", sagt Dr. Dulin. Die Entdeckung dieses neuen Kontrollpunkts
in der Genexpression kann für die Entwicklung neuer Antibiotika genutzt
werden. "Zum Beispiel könnten Präparate entwickelt werden, die die RNAP in
dem pausierten Zustand festhalten und dadurch die krankheitsverursachenden
Bakterien töten", stellt sich Dr. Dulin vor. Ein Hoffnungsschimmer im
weltweiten Kampf gegen Antibiotikaresistenzen.

*doi: 10.1038/s41467-018-03902-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Dr. Susanne Langer, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/012: "Medizintechnologien aus der Europäischen HTA-Gesetzgebung herausnehmen" (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 17. April 2018

"Medizintechnologien aus der Europäischen HTA-Gesetzgebung herausnehmen"

Nutzenbewertung



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, spricht sich
dafür aus, den Bereich der Medizintechnologien aus der geplanten
europäischen Nutzenbewertung-Gesetzgebung (Health Technology
Assessment, HTA) herauszunehmen. Der Vorschlag der EU-Kommission
bringe keinen Mehrwert für die Patientensicherheit, führe aber zu
einer weiteren Verzögerung für die Versorgung der Patienten mit
fortschrittlichen Medizintechnologien, so BVMed-Geschäftsführer und
Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt. "Das ist ebenso inakzeptabel wie
die damit verbundenen Zusatzkosten für die Unternehmen."

Der BVMed-Vorschlag zur EU-HTA-Diskussion umfasst drei Punkte:


	Medizinprodukte sollen von dem vorgesehenen HTA-Verfahren vom Anwendungsbereich der geplanten Verordnung des Europäischen Parlamentes und des Rates über die Bewertung von Gesundheitstechnologien ausgenommen werden.

	Arzneimittel und Medizinprodukte sollen aufgrund ihrer jeweiligen Besonderheiten nicht zusammen geregelt werden.

	Das bewährte freiwillige HTA-Verfahren für Medizinprodukte auf EU-Ebene soll fortgesetzt werden.



Zum Hintergrund: 

Der Vorschlag der EU-Kommission "über die Bewertung von
Gesundheitstechnologien" umfasst im Anwendungsbereich neben
Arzneimitteln und In-vitro-Diagnostika auch implantierbare
Medizinprodukte der Klasse III und bestimmte aktive Medizinprodukte
der Klasse IIb. Für ein Medizinprodukt, für das im Rahmen des neuen
Scrutiny-Verfahrens der Medical Device Regulation (MDR) durch das
Expertengremium der MDR ein Gutachten abgegeben wurde, kann nach der
CE-Kennzeichnung ein HTA durchgeführt werden.

Der EU-Vorschlag komme nach Ansicht des BVMed zur Unzeit. Denn
Behörden und Unternehmen seien mitten in der Umsetzung der neuen
europäischen Medizinprodukte-Verordnung MDR, die im Mai 2017 in Kraft
getreten war und ab Mai 2020 gelte. "Die MDR bedeutet eine enorme
Zeit- und Ressourcenbindung für die Unternehmen", so Schmitt. Schon im
Rahmen der CE-Zertifizierung sei bei implantierbaren Medizinprodukten
und Medizinprodukten der Klasse III künftig grundsätzlich eine
klinische Prüfung erforderlich. Zusätzlich müsse bei implantierbaren
Produkten der Klasse III und bestimmten aktiven Medizinprodukten der
Klasse IIb zusätzlich ein sogenanntes Scrutiny-Verfahren durchgeführt
werden, in dem klinische Daten bewertet werden.

Das geplante EU-HTA-Verfahren bedeute für die MedTech-Unternehmen
einen zusätzlichen Zeitaufwand von mindestens 12 weiteren Monaten zu
den bestehenden in Deutschland durchzuführenden, langwierigen
Bewertungsverfahren. Von den Zeitverzögerungen und Doppelprüfungen
seien insbesondere kleine und mittelständische Unternehmen sowie
Start-ups betroffen, die den Doppelaufwand nur schwer kompensieren
könnten. Da der EU-HTA-Vorschlag neben diesen Nachteilen keinen
Mehrwert für die Produktqualität und die Patientensicherheit biete,
müssten Medizintechnologien aus der Regelung herausgenommen werden, so
die BVMed-Forderung.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 25/18

https://www.bvmed.de/bvmed-medizintechnologien-aus-der-europaeischen-hta-gesetzgebung-herausnehmen

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 25/18 vom 17. April 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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VORTRAG/813: Oldenburg - Entscheidung Hörgerät oder Cochlea-Implantat?, Schlaues Haus 25.04.2018

Der Medizinische Mittwoch im Schlauen Haus Oldenburg

Mi., 25.04.2018, 19:30-21:00 Uhr

Entscheidung Hörgerät oder Cochlea-Implantat?

Dr. med. Jan Stumper (Leitender Fachoberarzt), HNO-Klinik,
Evangelisches Krankenhaus Oldenburg und Prof. Dr. Dr. med. Birger
Kollmeier (Wissenschaftlicher Leiter), Kompetenzzentrum HörTech gGmbH



Sowohl Hörgeräte als auch Cochlea Implantate werden durch neue
Forschungsergebnisse immer besser und somit an dem einzelnen Patienten
und seinen individuellen Bedürfnisse angepasst. Im Zwischenbereich
jedoch wird es dann etwas isse immer besser und somit an dem einzelnen
Patienten und seinen individuellen Bedürfnisse angepasst. Im
Zwischenbereich jedoch wird es dann etwas knifflig: Welcher Patient
ist besser mit einem Hörgerät, welcher mit einem Cochlea Implantat
versorgt?

Wie diese Indikationsentscheidung, sowie weitere Entscheidungen rund
um CIs in der klinischen Praxis getroffen werden und welche neuen
wissenschaftlichen Ansätze es gibt, diese in Zukunft zu unterstützen,
wird Thema der Vorträge sein. Die Referenten werden Betroffenen,
Angehörigen sowie Interessierten Einblicke und Hilfestellung geben und
über die Entwicklung auf diesem Gebiet aufklären.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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CROSSOVER/466: Braunschweig - Konzert mit Maik Mondial am 21. April 2018

Stadt Braunschweig

Konzert mit Maik Mondial 



Braunschweig. Ein Konzert mit der Band "Maik Mondial" aus Würzburg
findet am Samstag, 21. April, um 19 Uhr, im Kulturpunkt West,
Ludwig-Winter-Straße 4, statt. Das Konzert markiert den Beginn der
Konzertreihe "Meet The Music", welche sich tanzbarer Musik zwischen
Folk, Polka, Balkan und Weltmusik widmet. Eintrittskarten sind an der
für zehn Euro und im Vorverkauf für siebe Euro erhältlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 86 25 64.

"Mit Vollgas um die WELTmusik!" lautet das Motto der Formation "Maik
Mondial". Deren elegante Mischung aus "Balkan Beat" und "Gypsy Speed"
ist charmant, packend und immer tanzbar. Die Band schöpft bei ihren
musikalischen Eigenkreationen aus einem breiten Spektrum aus Klassik,
Folk und Jazz. Für ihre Auftritte wurden sie 2017 zudem mit dem
"Creole Tour Preis" und dem "Eisernen Eversteiner" ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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JAZZ/2131: Wertheim - Frühschoppen mit der Jörg Linke Jazzgroup am 22. April 2018

Jörg Linke rundet den Jazzfrühschoppen ab

Veranstaltungsreihe auf der Burg endet am 22. April



Wertheim. Die kleine Veranstaltungsreihe "Jazz Up - Frühschoppen auf
der Wertheimer Burg" ist schon fast wieder vorbei. Zum Abschluss
spielt die Jörg Linke Jazzgroup am Sonntag, 22 April, von 11 bis 14
Uhr auf der Burg. Der Eintritt beträgt fünf Euro. Bei frühlingshaften
Temperaturen wird auf der Burgterrasse, bei schlechter Witterung im
Löwensteiner Bau gespielt.

"Jazz ist nicht, was du tust, sondern wie du es tust." Dieses Zitat
von Thomas "Fats" Waller ist die treffendste Beschreibung der Musik
des Quartetts um den Tenorsaxophonisten Jörg Linke. Der in Eisenach
geborene Musiker absolvierte ein sechsjähriges Studium an der
Hochschule für Musik Franz Liszt in Weimar. Dort hatte er die
Möglichkeit sich in vielen namhaften Bands verschiedener
Stilrichtungen von Jazz, Rhythm and Blues, Funk, Soul zu behaupten.
Dazu gehörten die Gruppen "Jazzpohl", "Tune up", "Collage", "Art
comune", "Acustic Art" oder die Radiobigband Leipzig. 1989 war er
Preisträger am internationalen Improvisationswettbewerb in Katowice.
Jörg Linke hat sich seit vielen Jahren immer mehr dem an die Tradition
des zeitlos swingenden Tenorsaxophons anknüpfenden Mainstreamjazz
verschrieben. Als seine großen Idole bezeichnet er Coleman Hawkins,
Lester Young, Don Byas, Dexter Gordon, Stan Gets, Al Cohn oder Zoot
Sims. Zu hören sind bekannte und auch selten gespielte 
Storrytelling-Songs, Bebop-Feuerwerke und Abstecher in den Blues. Mit von 
der Partie sind so hervorragende Ausnahmemusiker wie Frank Eberle am Piano,
Johannes Schädlich am Kontrabass und Hans Fickelscher am Schlagzeug.
Der unvoreingenommene Freund von swingendem, Bop-orientiertem Straight
Ahead-Jazz wird also in jedem Falle auf seine Kosten kommen und mit
guter Laune den Tag beenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSLAND/8678: Aus aller Welt - 18.04.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8678: Aus aller Welt - 18.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreich verschärft Asylrecht

Die rechtskonservative Regierung aus ÖVP und FPÖ in Österreich
will Flüchtlingen bei der Einreise ihre Mobiltelefone und bis zu
840 Euro Bargeld abnehmen. Das Geld der Flüchtlinge soll für die
Kosten des Asylverfahrens verwendet werden. Mit den Telefonen
sollen die Behörden die Standortdaten von Flüchtlingen prüfen und
Asylbewerber gegebenenfalls in das EU-Land zurückschicken, in dem
sie zuvor eingereist waren. Darüber hinaus beschloß die
österreichische Bundesregierung, daß Asylbewerber ihr Bleiberecht
verlieren, sofern sie Urlaub im Heimatland machen sollten. Das
Parlament wird in den kommenden Wochen über den Gesetzentwurf der
schwarz-blauen Koalition abstimmen.

18. April 2018
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JUSTIZ/8678: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote in Köln-Bayenthal gefunden

In einer Wohnung in Köln-Bayenthal hat die Polizei zwei Leichen
gefunden. Dabei handelt es sich nach bisherigen Kenntnissen um
einen 50 Jahre alten Mann und seine 19jährige Tochter. Beide
starben durch Schußverletzungen. Die Ermittler gehen davon aus,
daß der 50jährige zunächst seine Tochter und dann sich selbst mit
einem Revolver tötete. Das Motiv ist unklar. Die
Staatsanwaltschaft ordnete die Obduktion der beiden Leichen an.
Zudem wird geprüft, woher der Mann die Schußwaffe hatte.

18. April 2018
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MILITÄR/8675: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr verschiebt umstrittene Sprengungen in der Ostsee

Die Bundeswehr verschiebt ihre Sprengversuche in der Ostsee vor
Damp und Port Olpenitz von Mai auf Oktober. Eine Sprecherin der
Wehrtechnischen Dienststelle WTD 71 in Eckernförde erklärte, daß
die Verschiebung keine Reaktion auf die Proteste sei. Vielmehr
gebe es Verzögerungen bei einem Hersteller von
Spezialanfertigungen. Die Pläne für Sprengversuche und den
Beschuß einer ausgemusterten Fregatte hatten massive Proteste bei
Naturschützern und Ufergemeinden ausgelöst. Sie fürchten, daß die
Sprengungen erhebliche negative Auswirkungen auf die Umwelt
haben.

18. April 2018
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NPD soll keine staatlichen Gelder erhalten

Das Bundeskabinett will die rechtsextreme NPD von der staatlichen
Parteienfinanzierung ausschließen. Ein entsprechender Antrag beim
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wurde am Mittwoch
beschlossen. Eine Partei, die die freiheitlich-demokratische
Grundordnung bekämpfe, könne keine Staatsgelder erhalten,
erklärte Innenminister Horst Seehofer (CSU). Der Bundesrat hatte
bereits im Februar einen solchen Antrag beschlossen. Der
Bundestag will in der kommenden Woche einen entsprechenden
Beschluß fassen. Im vergangenen Jahr erhielt die NPD rund 850.000
Euro aus der unter anderem auf Grundlage der Wählerstimmen
errechneten staatlichen Parteienfinanzierung.

18. April 2018
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Triebwerk explodiert - Passagiermaschine mußte notlanden

Während eines Inlandflugs in den USA ist das Triebwerk einer
Passagiermaschine der Fluggesellschaft Southwest Airlines
explodiert. Dabei wurde eine Frau von Teilen der Turbine getroffen
und dann fast aus dem Fenster gerissen. Die Boeing 737-700 mußte
nach dem Vorfall in Philadelphia notlanden. Nach Angaben der
Feuerwehr starb eine Frau, weitere sieben Menschen erlitten
leichte Verletzungen. An Bord der Unglücksmaschine befanden sich
144 Passagiere und fünf Besatzungsmitglieder.

18. April 2018
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Flugbahn der ISS korrigiert

Die Internationale Raumstation ISS befindet sich etwa 400
Kilometer über der Erde. In dieser Höhe ist die Atmosphäre noch
so dicht, daß der Orbitalkomplex ohne Anhebung durch einen
Raumtransporter nach etwa zwei bis drei Jahren wieder in die
dichteren Schichten der Erdatmosphäre eintreten und schließlich
auseinanderbrechen und verglühen würde. Am 18. April wurde die
Umlaufbahn der Station routinemäßig um rund 450 Meter angehoben.
Dazu wurden für 126 Sekunden die Triebwerke des am Heck des
russischen Stationsmoduls Swesda angekoppelten Transportschiffs
Progress MS-08 gezündet. Das teilte das Flugleitzentrum (ZUP) in
Koroljow bei Moskau mit. Nach dem als Reboost bezeichneten
Manöver umkreist die ISS die Erde nunmehr auf einer mittleren
Bahnhöhe von 404,5 Kilometern. Die Bahnanhebung erfolgte laut ZUP
in Vorbereitung für den Abflug und die Ankunft der
Sojus-Raumschiffe MS-07 und MS-09, die für den 3. beziehungsweise
6. Juni geplant sind.

18. April 2018
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Starbucks kündigt Antirassismustraining von Mitarbeitern an

In den USA hat die Starbucks-Kette ein Antirassismustraining für ihre
175.000 Mitarbeiter einschließlich oberste Chefs angekündigt. An
einem Nachmittag im Mai werden dafür alle rund 8000 Filialen
schließen. Danach sollen Antirassismuskurse für alle neuen
Mitarbeiter verbindlich werden. Das erklärte der Vorstandsvorsitzende
Kevin Johnson in Philadelphia. Der Anlaß für die Einführung des
Antirassismustrainings ist ein Vorfall von Donnerstag vergangener
Woche. Die Mitarbeiterin einer Starbucksfiliale in Philadelphia hatte
die Polizei gerufen, weil zwei Männer weder eine Bestellung aufgeben
noch die Lokalität verlassen wollten. Die beiden Afroamerikaner
wurden von sechs Beamten in Handschellen abgeführt. Einer der Gäste
erklärte den Polizisten, die beiden Männer hätten auf ihn gewartet.
Ein anderer Gast nahm den Vorgang mit seiner Kamera auf und machte
ihn publik. Um Schaden von Starbucks abzuwenden, waren der
Unternehmensgründer Howard Schultz, Johnson und weitere Manager des
Unternehmens nach Philadelphia gekommen und hatten dort mit dem
Bürgermeister, Stadträten, Mitarbeitern und Vertretern sozialer
Organisationen gesprochen. Johnson entschuldigte sich persönlich bei
den beiden Afroamerikanern. Die Mitarbeiterin, die die Polizei
gerufen hatte, arbeitet nicht mehr für das Unternehmen.
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Bundesbürger nehmen es mit Einnahme von Medikamenten nicht so genau

Ob aus Nachlässigkeit oder mit Absicht - viele Patienten vergessen die
Einnahme von Medikamenten. Laut einer Umfrage hatte rund ein Viertel
der Bevölkerung (23 Prozent) letztes Jahr die Einnahme von
Medikamenten schon einmal vergessen. Weiter haben genau so viele
Bundesbürger ein Medikament ohne Rücksprache mit einem Arzt oder
Apotheker vorzeitig abgesetzt, weil es ihnen schnell wieder besser
ging. Das stößt bei Fachärzten auf Kritik. Diese warnen, daß ein
besseres Befinden kein Gradmesser für das Absetzen von Medikamenten
ist. Gerade Antibiotika sind hierfür ein gutes Beispiel. Vorzeitiges
Absetzen kann nicht nur dazu führen, daß die Infektionskrankheit
wieder aufflammt, sondern zudem die Resistenzentwicklung fördern.
Daher sollten Patienten sich strikt nach den Anweisungen des Arztes
verhalten.

18. April 2018
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Britische Medienaufsicht ermittelt gegen russischen Sender RT

Die britische Medienaufsichtsbehörde OFCOM hat Ermittlungen gegen den
russischen Fernsehsender RT aufgenommen. Der zum staatlichen
russischen TV Nowosti gehörende Sender wird verdächtigt, nach dem
Giftattentat auf den russischen Exspion Skripal und seine Tochter am
4. März im britischen Salisbury in sieben Fällen einseitig berichtet
und damit potentiell gegen den OFCOM Broadcasting Code verstoßen zu
haben. Die Untersuchungen der OFCOM erstrecken sich auf zwei
Nachrichtensendungen von RT, zwei Episoden von Sputnik, zwei Episoden
der RT-Sendungen Crosstalk und eine Episode von "Worlds Apart mit
Oksana Boyko". Laut OFCOM ist RT vor dem Attentat hinsichtlich
Falschmeldungen nicht auffällig geworden. RT versicherte, seine
redaktionelle Arbeit im März nicht geändert zu haben. Nowosti droht
ein Bußgeld oder gar der Entzug der Sendelizenz für RT in
Großbritannien. In letzterem Fall würden auch britischen Medien in
Rußland ihre Lizenz verlieren, warnte das Außenministerium in Moskau.

18. April 2018
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Zahl der Leseclubs für Kinder wird deutlich erhöht

Um die Buchkultur in Deutschland bewahren zu helfen und den seit
Jahren rückläufigen Buchverkäufen etwas entgegenzusetzen, will die
Stiftung Lesen in erster Linie beim Nachwuchs ansetzen und in den
kommenden Jahren die Zahl der derzeit bundesweit gut 400 Leseclubs für
Sechs- bis Zwölfjährige um zusätzlich 265 Einrichtungen aufstocken,
wie ZDF heute berichtete.

In digitalen Zeiten, in denen der Griff zu elektronischen Medien so
selbstverständlich erscheint, soll bei Kindern wieder mehr Interesse
für das gedruckte Buch geweckt werden. Das mache nicht nur Spaß,
sondern erhöhe auch die Bildungschancen für den Nachwuchs.

Kürzlich hatte sich auch Bundeskanzlerin Angela Merkel über die
mangelnde Lesekompetenz der Deutschen beklagt. Daß 14 Prozent der
Bevölkerung sogenannte funktionale Analphabeten seien und nicht über
eine aktive Lesefähigkeit verfügten, sei "sehr traurig", sagte sie in
einem Video-Podcast.

"Und als Bildungsnation, die wir ja eigentlich sein wollen, dürfen wir
das nicht akzeptieren." Auch im Zeitalter der Digitalisierung sei das
Lesen "eine Grundkompetenz, die einem vieles im Leben erschließt",
hieß es weiter.

18. April 2018
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VR China startet Marinemanöver in der Taiwanstraße

Die Marine der Volksrepublik China führt erstmals seit zwei Jahren
wieder ein Manöver in der Taiwanstraße durch. Die Übung soll dem
Schutz der territorialen Integrität Chinas und seiner Souveränität
dienen, hieß es im chinesischen Staatsfernsehen. Die rund 180
Kilometer breite Taiwan-Straße zwischen dem chinesischen Festland und
der Insel Taiwan gehört zu den befahrensten Seestraßen der Welt.
Taiwan (Republik China) wird von Peking als abtrünnige, zur
Volksrepublik zugehörige Provinz betrachtet.

18. April 2018
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Kabinett strebt Ausschluß der NPD von der Parteienfinanzierung an

Das Bundeskabinett hat beschlossen, beim Bundesverfassungsgericht die
Einstellung der Parteienfinanzierung der rechtsextremen NPD zu
beantragen. Das meldete der Regierungssprecher Seibert am Mittwoch.
Laut Bundesinnenminister Seehofer kann und will man nicht hinnehmen,
daß eine Partei, welche die freiheitlich-demokratische Grundordnung
bekämpft, Leistungen aus der staatlichen Parteienfinanzierung erhält.
Das Bundesverfassungsgericht hatte diesen Schritt ermöglicht. Die
Karlsruher Richter hatten ein Verbot der NPD wegen der geringen
Bedeutung der Partei ausgeschlagen, aber auf die Option einer
Finanzierungseinstellung verwiesen. Daraufhin verabschiedete der
Bundestag im letzten Sommer eine Grundgesetzänderung, welche den
Ausschluß einer Partei von der Finanzierung aus Steuermitteln
ermöglicht. Der Bundesrat hat bereits im Februar beschlossen, die
Finanzierung der NPD zu kappen. Der Bundestag wird darüber in der
kommenden Woche abstimmen. Ein Ausschluß der NPD von der
Parteienfinanzierung würde sechs Jahre lang Gültigkeit haben. Danach
müßte er gerichtlich überprüft werden.

18. April 2018
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Flüchtlinge aus Venezuela bereiten Brasiliens Norden Probleme

Die Gouverneurin des Bundesstaats Roraima im Norden Brasiliens, Suely
Campos, hat um eine Genehmigung zur Schließung der Grenze zu Venezuela
gebeten.

Wie brasilianische Medien berichten, strömen täglich rund 800
Flüchtlinge aus dem Nachbarland über die Grenze. Damit fühlt sich die
schwachbesiedelte Grenzregion überfordert, da nicht nur die
Ernährungslage schwierig ist, sondern auch Gewalt aufflammt sowie
Drogen und Krankheiten eingeschleppt werden.

Präsident Temer lehnte eine Grenzschließung weiterhin strickt ab. Er
will die Grenzkontrollen verstärken und lieber Flüchtlinge in andere
Landesteile schaffen.

18. April 2018
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Mehrheit der Hamburger für Erhalt der Roten Flora

Die Hamburger lehnen eine Räumung des Autonomentreffs Rote Flora im
Schanzenviertel mehrheitlich ab. Das ergab eine repräsentative
Umfrage, welche das Forsa-Institut für die Zeitungen Bild und Welt
durchführte. Von den über tausend befragten Hamburgern und
Hamburgerinnen votierten 56 Prozent für den Erhalt der Roten Flora
und 37 für die Räumung. Die CDU in der Bürgerschaft drängt seit dem
G20-Gipfel verstärkt auf die Auflösung der Roten Flora am
Schulterblatt. Dennoch lehnt jeder dritte CDU-Sympathisant die
Schließung des Treffpunkts ab. Unter den jüngeren Leuten im Alter
zwischen 18 und 29 Jahren ist nicht einmal jeder vierte für die
Schließung. Zwei Drittel sind dagegen. In der Altersgruppe über 60
gibt es eine knappe Mehrheit für die Räumung. Die Frage nach dem
Autonomentreff war ein Unterpunkt der Umfrage. Die Demoskopen hatten
nach den drei wichtigsten Problemen der Hansestadt gefragt. Die
Befragten nannten am häufigsten die Wohnungssituation, die
Verkehrsprobleme, den Zustand der Straßen und Radwege, Ausländer und
Integration sowie die Bildungspolitik.

18. April 2018
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Experten erwarten Anstieg der Luftturbulenzen

Nicht wenige Experten warnen, daß der Klimawandel die Meere ansteigen
und Schnee und Eis weltweit schmelzen lassen wird. Damit nicht genug:
Forscher der Universität im britischen Reading kamen anhand von
Modellrechnungen zu dem Ergebnis, daß es zur Mitte des Jahrhunderts
mehr als doppelt so häufig zu Luftturbulenzen kommen wird. Nach den
Hochrechnungen der Forscher soll sich die Zahl leichter Turbulenzen
im Schnitt um 59 Prozent erhöhen, die mittelschwerer um 94 Prozent
und die schwerer um 149 Prozent.

18. April 2018
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Fast zwei Millionen bezahlbare Wohnungen zu wenig in Deutschland

In Deutschland fehlen zur Zeit fast zwei Millionen Wohnungen, deren
Miete zuzüglich Nebenkosten 30 Prozent des jeweiligen
Haushaltseinkommens nicht übersteigt. Vor allem gibt es zu wenige
Wohnungen mit einer Fläche von weniger als 45 Quadratmetern. Hiervon
fehlen 1,4 Millionen. Die Angaben, auf die die Gewerkschaft Verdi
hinweist, stammen aus einer Erhebung der Hans-Böckler-Stiftung. Den
größten Fehlbestand gibt es demnach in Berlin, Hamburg und Köln.
Einen großen Mangel an bezahlbaren Wohnungen haben auch Leipzig,
Bremen, München, Stuttgart und Düsseldorf. Verdi zufolge kann das
Problem nicht allein dadurch behoben werden, daß neue Wohnungen
gebaut werden, denn diese sind meist teurer als die vorhandenen
Wohnungen.

18. April 2018
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Experten raten zu geringerem Datenverbrauch

Auch wenn die meisten Smartphone-Nutzer Internet-Flats verwenden, 
achten viele darauf, ihr Datenvolumen sinnvoll einzusetzen. Experten
raten, daß man auf jeden Fall datenhungrigen Apps auf die Schliche
kommen sollte. Dazu kann man im jeweiligen Betriebssystem den
Datenverbrauch einsehen und alle Apps deaktiviert, die einem nicht
unbedingt notwendig erscheinen. Das schont nicht nur das Volumen,
sondern ebenso den Akku. Auch sollten App-Updates auf keinen Fall
automatisch ablaufen, sondern nur über WLAN zugelassen werden.

18. April 2018
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ZOOLOGIE/1516: Europas Fledermäuse überleben Krankheit, die in Nordamerika ein Massensterben auslöst (idw)

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 17.04.2018

Europas Fledermäuse überleben Krankheit, die in Nordamerika ein
Massensterben auslöst



In Nordamerika sind in den vergangenen zehn Jahren mehr als sechs
Millionen Fledermäuse in ihren Winterquartieren am Weißnasensyndrom
verstorben. Auslöser für das Massensterben ist ein Pilz.
Fledermausforscher der Universität Greifswald haben herausgefunden, dass
die Sterberate in den Winterquartieren der europäischen Fledermäuse
dagegen sehr gering ist und nicht in Zusammenhang mit der Pilzerkrankung
steht. Die Wissenschaftler vermuten, dass sich die europäischen
Fledermäuse seit langem an den Pilz angepasst haben und dieser
versehentlich aus Europa nach Nordamerika verschleppt wurde. Ihre
aktuellen Forschungsergebnisse haben sie in der Fachzeitschrift Mammal
Review veröffentlicht.

Im Winter 2006 entdeckten Fledermausforscher in der Howes-Höhle nahe New
York erstmals eigentümliche weiße Flecken auf den Nasen von Fledermäusen.
In den folgenden Wintern wurden in anderen Fledermausquartieren der Region
weitere Fälle gesichtet. Gleichzeitig fanden die Forscher auf dem
Höhlenboden eine hohe Zahl an toten Fledermäusen mit weißen Nasen. Als
Todesursache wurde der Pilz Pseudogymnoascus destructans festgestellt.
Aufgrund der Symptome nannten die Forscher die Krankheit
"White-Nose-Syndrom" (Weißnasensyndrom). Innerhalb von zehn Jahren breitete
sich die tödliche Krankheit über den halben nordamerikanischen Kontinent
aus. Millionen Fledermäuse starben, und manche Arten sind in einigen
Regionen ausgestorben. Für Fledermauspopulationen sind hohe Todesraten ein
ernstes Problem, da die meisten Arten nur einmal jährlich Nachwuchs
bekommen. Auch in einigen Ländern Europas wurden Fledermäuse mit "weißen
Nasen" beobachtet, aber die Auswirkungen auf die Fledermäuse sind
umstritten und bisher kaum untersucht.

Zoologen der Universität Greifswald erforschen das Weißnasensyndrom seit
2009. In einer aktuellen Studie haben sie Informationen zur Sterberate
europäischer Fledermäuse während des Winterschlafs und zu möglichen
Todesursachen (geographische Faktoren, Umweltfaktoren, Pilzerkrankung)
gesammelt. Mithilfe hunderter Fledermausexperten, die insgesamt 318
Winterquartiere in 30 Ländern untersucht haben, fanden die Forscher
heraus, dass die Fledermausmortalität in den europäischen Winterquartieren
generell gering und nicht auf den Pilzbefall der Fledermäuse
zurückzuführen ist. Marcus Fritze, Mitautor der jüngst veröffentlichten
Studie, erklärt: "Aufgrund unserer Forschungsergebnisse vermuten wir, dass
der Pilz versehentlich durch den Menschen von Europa nach Nordamerika
verschleppt wurde." Er verweist dabei auf Studien, die bereits gezeigt
haben, dass der nordamerikanische dem europäischen Pilz genetisch sehr
ähnlich ist, aber recht unterschiedlich zu asiatischen Isolaten.

Die Wissenschaftler nehmen an, dass sich die europäischen Fledermäuse im
Laufe der Zeit an den Pilz angepasst haben - anders als bei den
amerikanischen Fledermäusen. "Basierend auf unseren genetischen Studien
gehen wir davon aus, dass der Weißnasen-Pilz schon sehr lange in Europa
sein muss", sagt Dr. Sebastien Puechmaille vom Zoologischen Institut in
Greifswald. Zusammen mit Kollegen und Forschern aus ganz Europa sowie mit
ehrenamtlichen Fledermaus- und Naturschützern haben die Wissenschaftler
infizierte Fledermäuse beprobt, um mit Hilfe genomischer Daten zu
erforschen, wann und aus welcher Region der Pilz nach Nordamerika
verschleppt wurde und wie es dazu kommen konnte. Ziel ist, Strategien und
Empfehlungen zu entwickeln, mit deren Hilfe möglichst verhindert werden
kann, dass sich solche Wildtierkrankheiten weltweit verbreiten und
dramatisches Massensterben in Tierpopulationen auslösen.


Originalpublikation

Marcus Fritze, Sébastien J. Puechmaille, Identifying unusual mortality
events in bats: a baseline for bat hibernation monitoring and white-nose
syndrome research. Mammal Review, März 2018. Link zum Artikel:

https://doi.org/10.1111/mam.12122


Weitere Informationen unter:

https://zoologie.uni-greifswald.de/ 

Zoologisches Institut und Museum

https://zoologie.uni-greifswald.de/struktur/abteilungen/angewandte-zoologie-und-naturschutz/ 

(Angewandte Zoologie und Naturschutz)
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ASTRO/362: Können wir Schwarze Löcher voneinander unterscheiden? (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 16.04.2018

Können wir Schwarze Löcher voneinander unterscheiden?



Astrophysiker an der Goethe-Universität, am Max-Planck-Institut für
Radioastronomie in Bonn und in Nijmegen, die im Rahmen des Projekts
"BlackHoleCam" zusammenarbeiten, beantworten diese Frage durch die
erstmalige Berechnung von Bildern Schwarzer Löcher aufgrund alternativer,
nicht-Einsteinscher Gravitationstheorien. Zurzeit ist es noch schwierig,
diese von klassischen Schwarzen Löchern aufgrund der allgemeinen
Relativitätstheorie zu unterscheiden. Die Ergebnisse werden als "Advance
Online Publication" (AOP) am 16. April 2018 auf der Website von Nature
Astronomy veröffentlicht.




[image: © Fromm/Younsi/Mizuno/Rezzolla]

Gegenüberstellung der Schwarzen Löcher, die nach unterschiedlichen
Gravitationstheorien entstehen.

© Fromm/Younsi/Mizuno/Rezzolla



Eine der fundamentalsten Vorhersagen von Einsteins Allgemeiner
Relativitätstheorie ist die Existenz von Schwarzen Löchern. Doch trotz der
erst kürzlich gelungenen Entdeckung der Gravitationswellen binärer
Schwarzer Löcher am LIGO-Experiment steht ein direkter Nachweis mit
Radioteleskopen noch aus. Zum ersten Mal haben nun Astrophysiker der
Goethe-Universität Frankfurt, des Max-Planck-Instituts für Radioastronomie
in Bonn und der Universität Nijmegen im Rahmen des vom Europäischen
Forschungsrat geförderten Projekts "BlackHoleCam" realistische
"Schattenbilder" von Sagittarius A* (Sgr A*) erstellt, dem Kandidaten für
ein supermassereiches Schwarzen Lochs im Zentrum unserer Milchstraße. Sie
wollen damit nicht nur prüfen, ob Schwarze Löcher existieren, sondern
auch, ob sich Schwarzen Löcher im Rahmen von Einsteins Allgemeiner
Relativitätstheorie von denjenigen unterscheiden lassen, die in
alternativen Schwerkrafttheorien auftreten.

Materie, die in den "Ereignishorizont" am Rande eines Schwarzen Lochs
gerät, wird endgültig verschluckt und ist nicht mehr nachweisbar. Doch
einige der Lichtteilchen (Photonen), welche die Materie als letzte Signale
aussendet, können entkommen und von fernen Beobachtern registriert werden.
Die Größe und Form des dadurch erzeugten Schattens hängt dabei von den
Eigenschaften des Schwarzen Lochs und der in die Rechnung eingehenden
Gravititationstheorie ab.

Da die größten Abweichungen von Einsteins Relativitätstheorie sehr nahe am
Ereignishorizont erwartet werden, und da alternative Gravitationstheorien
unterschiedliche Vorhersagen über die Eigenschaften des Schattens treffen,
sind direkte Beobachtungen von Sgr A* ein vielversprechender Ansatz, die
Auswirkung der Gravitation unter den extremsten Bedingungen zu testen.
Solche Bilder vom Schatten eines Schwarzen Lochs zu erzeugen, ist das
oberste Ziel der internationalen "Event Horizon Telescope"-Kollaboration
(EHTC), die Radiodaten von Teleskopen aus der ganzen Welt kombiniert und
so ein Riesenteleskop von nahezu Erddurchmesser simuliert.

Wissenschaftler aus dem "BlackHoleCam"-Team in Europa, die der
EHT-Kollaboration angehören, sind nun einen Schritt weiter gegangen und
haben untersucht, ob es möglich ist, zwischen verschiedenen Typen von
Schwarzen Löchern zu unterscheiden, die von unterschiedlichen
Gravitationstheorien vorhergesagt werden. In Einsteins Theorie ist das der
sogenannte "Kerr"-Typ, während der "Dilaton"-Typ die repräsentative Lösung
einer anderen Gravitationstheorie darstellt.

Die Forscher untersuchten was passiert, wenn Materie auf diese zwei sehr
unterschiedlichen Arten von Schwarzen Löchern fällt und berechneten die
entstehende Strahlung als Grundlage, um die Bilder zu erzeugen. "Zur
Erfassung der Effekte verschiedener Schwarzer Löcher benutzten wir
realistische Simulationen von Akkretionsscheiben mit fast identischen
Ausgangsbedingungen. Diese kostspieligen numerischen Simulationen
benötigten hochmoderne Rechencodes und beanspruchten mehrere Monate
Rechenzeit auf dem LOEWE-CSC-Supercomputer unseres Instituts", sagt
Erstautor Dr. Yosuke Mizuno.

Die erwarteten Radiobilder werden von Natur aus eine begrenzte Auflösung
und Bildgenauigkeit haben. Als die Wissenschaftler ihren Rechnungen
realistische Bildauflösungen zugrunde legten, fanden sie zu ihrem
Erstaunen heraus, dass selbst Schwarze Löcher, die sich in ihren
Eigenschaften stark von klassischen Schwarzen Löchern im Einstein'schen
Sinne unterscheiden, sich in den simulierten Erscheinungsbildern kaum noch
voneinander unterscheiden lassen.

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass man in manchen Gravitationstheorien,
Schwarze Löcher ähnlich aussehen können, wie die in der
Relativitätstheorie. Vermutlich brauchen wir neue Datenanalysemethoden für
das EHT, um diese auseinander zu halten.", sagt Luciano Rezzolla,
Professor der Goethe-Universität und Leiter des Frankfurter Teams. "Wir
müssen offen dafür sein, dass zu Einstein das letzte Wort noch nicht
gesprochen ist. Glücklicherweise werden zukünftige Beobachtungen und
fortgeschrittene Technologien diese Zweifel ausräumen können", ist seine
Schlussfolgerung.

"Tatsächlich werden unabhängige Informationen, beispielsweise von
Pulsaren, die das zentrale Schwarze Loch umlaufen und nach denen wir
intensiv suchen, uns dabei helfen, diese Mehrdeutigkeit zu klären", sagt
Michael Kramer, Direktor am Max Planck-Institut für Radioastronomie in
Bonn. Heino Falcke, Professor an der niederländischen Radboud-Universität,
ist optimistisch. "Es gibt keine Zweifel, dass das EHT letztlich starke
Beweise für den Schatten des Schwarzen Lochs liefern wird. Diese
Ergebnisse hier fordern uns heraus, die Techniken noch weiter zu
entwickeln und schärfere Bilder zu erzeugen." Falcke hat vor fast 20
Jahren als erster vorgeschlagen, Radioteleskope zu benutzen, um die
Schatten von Schwarzen Löchern abzubilden.

BlackHoleCam ist ein ERC-finanziertes Synergie-Projekt, um
astrophysikalische Schwarze Löcher vermessen und verstehen zu können. Die
Projektleiter Falcke, Kramer und Rezzolla testen die grundlegenden
Vorhersagen von Einsteins Allgemeiner Relativitätstheorie. Die
Teammitglieder des BlackHoleCam-Projekts sind aktive Partner der globalen
Event Horizon Telescope Collaboration (EHTC). Die Goethe-Universität ist
als Anteilshalter im Vorstand der EHTC vertreten.


Publikation:

Yosuke Mizuno1, Ziri Younsi1, Christian M. Fromm1, Oliver Porth1,
Mariafelicia De Laurentis1, Hector Olivares1, Heino Falcke2, Michael
Kramer3 and Luciano Rezzolla1,4: The current ability to test theories of
gravity with black hole shadows, Nature Astronomy, doi:
10.1038/s41550-018-0449-5

http://dx.doi.org/10.1038/s41550-018-0449-5.

http://nature.com/articles/doi:10.1038/s41550-018-0449-5

1 Institut für Theoretische Physik Goethe-Universität, Frankfurt,
Deutschland

2 Radboud University, Nijmegen, The Netherlands

3 Max-Planck Institute for Radioastronomy, Bonn, Deutschland

4 Institute for Advanced Studies, Frankfurt, Deutschland
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FORSCHUNG/1470: Gammastrahlungsblitze aus Plasmafäden (idw)

Max-Planck-Institut für Kernphysik - 17.04.2018

Gammastrahlungsblitze aus Plasmafäden



Neuartige hocheffiziente und brillante Quelle für Gammastrahlung: Anhand
von Modellrechnungen haben Physiker des Heidelberger MPI für Kernphysik
eine neue Methode für eine effiziente und brillante Gammastrahlungsquelle
vorgeschlagen. Ein gigantischer Gammastrahlungsblitz wird hier durch die
Wechselwirkung eines dichten ultra-relativistischen Elektronenstrahls mit
einem dünnen leitenden Festkörper erzeugt. Die reichliche Produktion
energetischer Gammastrahlen beruht auf der Aufspaltung des
Elektronenstrahls in einzelne Filamente, während dieser den Festkörper
durchquert. Die erreichbare Energie und Intensität der Gammastrahlung
eröffnet neue und fundamentale Experimente in der Kernphysik.




[image: Bild: © Grafik: MPIK]

Abb. 1: Illustration zur effizienten Erzeugung von Gammastrahlung
(blau) durch einen ultrarelativistischen Elektronenstrahl (grün)
hoher Dichte, der in einer dünnen Metallfolie in Filamente zerfällt.

Bild: © Grafik: MPIK



Die typische Wellenlänge des Lichtes, die mit einem Objekt des Mikrokosmos
wechselwirkt, ist umso kürzer, je kleiner dieses Objekt ist. Für Atome
reicht dies typischerweise vom sichtbaren Licht bis zu Ultraviolett- (UV)
und Röntgenstrahlung. Die Entwicklung immer leistungsfähigerer
Strahlungsquellen für energiereiche Photonen dieser Art konnte in den
letzten zwei Jahrzehnten große Erfolge verzeichnen. Synchrotrons und
Freie-Elektronen-Laser erzeugen hochintensive UV- und Röntgenstrahlen für
Grundlagenforschung oder für vielfältige Anwendungen. Für die
Wechselwirkung mit Atomkernen, die zehn- bis hunderttausend Mal kleiner
sind als Atome, braucht es die noch kurzwelligere und energiereichere
Gammastrahlung. Bis heute existieren keine effizienten Gammaquellen. Das
Interesse der Forscher daran ist aber sehr groß, denn diese würden ganz
neue, bisher unerreichte Möglichkeiten bieten: von der Untersuchung der
Struktur von Atomkernen über exotische Prozesse in Kernmaterie bis hin zu
kerntechnischen und medizinischen Anwendungen.

Es wurden verschiedene Methoden vorgeschlagen, intensive Gammastrahlung
mit Photon-Energien von mehreren Millionen Elektronenvolt (eV) zu
erzeugen. Zum Vergleich: Die Energie eines Photons des sichtbaren Lichts
liegt in der Größenordnung von 2 eV. In allen Fällen wird versucht, mit
einem extrem leistungsstarken Laser Elektronen zu beschleunigen und deren
Energie in Gammastrahlung umzuwandeln. Eine Möglichkeit wurde kürzlich an
der "Extreme Light Infrastructure" (ELI) in Rumänien betrachtet: Hier
kollidieren optischen Photonen eines Laserstrahls mit relativistischen
Elektronen werden dabei auf Gamma-Energien "hochgestreut" (Compton-Effekt).
Die Effizienz der Energieübertragung ist aber - wie auch bei
allen anderen bisher diskutierten Mechanismen - gering: ungefähr 10% bei
Einsatz eines Lasers der 10-Petawatt-Klasse (1 Petawatt = 1015
Watt).

Physiker um Teamleiter Matteo Tamburini in der Abteilung "Theoretische
Quantendynamik und Quantenelektrodynamik" unter Direktor Christoph Keitel
am Heidelberger Max-Planck-Institut für Kernphysik (MPIK) haben nun einen
neuartigen Mechanismus vorgeschlagen: ihre Simulationsrechnungen zeigen,
dass bis zu 60% Konversionseffizienz erreichbar sind, wenn ein
hochenergetischer (2 Milliarden eV) gut fokussierter Elektronenstrahl
extrem hoher Dichte auf eine dünnes (0,5 mm) elektrisch leitendes
Festkörperplättchen als Target geschossen wird. Unter "normalen" Umständen
würde ein solcher Elektronenstrahl wie in einer Röntgenröhre so genannte
"Bremsstrahlung" erzeugen - bei Ablenkung und Abbremsung der Elektronen an
den Atomkernen des Festkörpers handelt es sich um eine beschleunigte
Bewegung geladener Teilchen, wobei nach den Gesetzen der Elektrodynamik
Strahlung freigesetzt wird. Deren Energie erstreckt sich über ein breites
Spektrum bis zur (maximal umwandelbaren) kinetischen Energie der
Elektronen als obere Grenze.




[image: Bild: © Grafik: MPIK]

Abb. 2: Spektrale Brillanz der erzeugten Gammastrahlung für
Synchrotronstrahlung (rot), Comptonstreuung von Laserlicht an
relativistischen Elektronen (gelb) und die neu vorgeschlagene Methode
(blau).

Bild: © Grafik: MPIK



Bei sehr hoher Dichte des Elektronenstrahls (vergleichbar mit der Dichte
von Molekülen in der Luft) wird das Targetmaterial verändert und dies hat
Rückwirkungen auf den Elektronenstrahl selbst. Hierzu tragen in erster
Linie die im leitfähigen Material frei beweglichen Elektronen bei, welche
in einer Art "Gegenstrom" den eindringenden Elektronenstrahl kompensieren.
Beide sich überlappenden Ströme erzeugen starke elektromagnetische Felder
und Instabilitäten, wodurch der einfallende Elektronenstrahl in einzelne
Filamente zerfällt (siehe die Illustration in Abbildung 1). Dies wiederum
verstärkt nochmals die selbsterzeugten Felder, welche heftige
Beschleunigungen der ultra-relativistischen Elektronen bewirken, was
letztendlich zu einer gigantischen Emission von Synchrotronstrahlung
führt. Diese übertrifft die gewöhnliche Bremsstrahlung um bis zu einen
Faktor 1000 an "Brillanz". Diese ist ein Maß für die Zahl der Photonen pro
Zeit, Fläche, Energieintervall und Raumwinkel. Letzterer beschreibt die
Bündelung der Strahlung in Vorwärtsrichtung.

Abbildung 2 zeigt die spektrale Brillanz in Abhängigkeit von der
Photonenenergie für die leistungsfähigsten Synchrotron-Quellen (rot), für
Energieumwandlung durch den Compton-Effekt (gelb, ELI) und für die neue
Methode (blau). Im Vergleich mit ELI ist eine jeweils um mehr als zwei
Größenordnungen höhere Brillanz und höhere Gamma-Energien zu erwarten.
Darüber hinaus ist die neue Methode sehr effizient - bis zu 60% der
Elektronenenergie könnte in Gammastrahlen umgewandelt werden. Die Dauer
der Gammastrahlungsblitze ist durch die Länge der Elektronenpakte bestimmt
und liegt unter ultrakurzen 30 Femtosekunden (1 Femtosekunde =
10-15 s).

Die für den Mechanismus selbstverstärkender Felder erforderliche
Elektronendichte ist eine technische Herausforderung. Herkömmliche Laser
mit 200 Terawatt Leistung (1 Terawatt = 1012 Watt) und einer
Wiederholrate von 1 bis 10 Hertz, also einigen Blitzen pro Sekunde, stehen
zur routinemäßig Erzeugung und Beschleunigung ultra-relativistischer
Elektronenstrahlen zur Verfügung. Allerdings liegt die bisher erreichte
Elektronendichte noch einen Faktor 10 bis 100 zu niedrig. Der erreichbare
gesamte Elektronenfluss wäre aber ausreichend, wenn es gelingt, den Strahl
stärker auf das Target zur Erzeugung von Gammastrahlung zu fokussieren.
Ein typisches Target wäre eine Metallfolie von 0,5 mm Stärke. In der
Simulation wurde Strontium untersucht, die Art des Metalls ist aber
unkritisch - auch herkömmliches Aluminium sollte sich eignen.

Originalpublikation:

Giant collimated gamma-ray flashes

Alberto Benedetti, Matteo Tamburini, and Christoph H. Keitel

Nature Photonics (2018),

doi:10.1038/s41566-018-0139-y
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FORSCHUNG/1469: Freigesetzt lassen sich Elektronen besser fangen (idw)

Forschungsverbund Berlin e.V. - 16.04.2018

Freigesetzt lassen sich Elektronen besser fangen



Forscher der UNIGE und des MBI in Berlin haben erstmalig ein Elektron in
einen Doppelzustand versetzt, in dem es weder ganz frei, noch an den
Atomkern gebunden ist. Damit bestätigen sie eine Hypothese aus den 1970er
Jahren.




[image: Bild: © UNIGE - Xavier Ravinet]

Schematische Darstellung des Kramers-Henneberger-Potenzials, das die
Mischung aus Atompotenzial und starkem Laserfeld zeigt.

Bild: © UNIGE - Xavier Ravinet



Atome bestehen aus einem Atomkern sowie Elektronen, die an diesen gebunden
sind und ihn umkreisen. Die Elektronen lassen sich auch aus ihrem Atom
herauslösen, etwa durch das starke elektrische Feld eines Lasers, der die
anziehende Kraft des Atomkerns überwindet. Vor einem halben Jahrhundert
schon fragte sich der Theoretiker Walter Henneberg, ob es möglich sei, mit
einem Laserpuls Elektronen so aus einem Atom freizusetzen, dass sie
trotzdem noch in der Nähe ihres Atomkerns bleiben. Viele Wissenschaftler
hielten dies für unmöglich. Kürzlich jedoch gelang es Physikern von der
Universität Genf (UNIGE) in der Schweiz sowie vom Max-Born-Institut (MBI)
in Berlin, diese Hypothese zu bestätigen. Zum ersten Mal schafften sie es,
die Form des Laserpulses zu gut zu kontrollieren, dass ein damit
bestrahltes Elektron frei wurde und zugleich an den Atomkern gebunden
blieb. Die Forscher konnten außerdem die Elektronenstruktur des Atoms mit
ihrem Laserstrahl gezielt beeinflussen. Darüber hinaus gelang es ihnen
sogar, diese ungewöhnlichen Zustände zu nutzen, um Laserlicht zu
verstärken. Die Wissenschaftler konnten aber auch eine "verbotene Zone"
ausmachen. In diesem "Death Valley" ("Tal des Todes") genannten Bereich
verloren sie jede Kontrolle über das Elektron. Diese Ergebnisse, die nun
im Fachblatt "Nature Physics" erschienen sind, erschüttern die bisherigen
Vorstellungen von Ionisationsprozessen von Materie.

Schon seit den 1980er Jahren wurden viele Experimente durchgeführt, um die
Hypothese des Theoretikers Walter Henneberg zu bestätigen: Ein Elektron
kann in einen Doppelzustand versetzt werden, in dem es weder völlig frei,
noch fest an seinen Atomkern gebunden ist. Gefangen im Laserstrahl, würde
das Elektron dazu gezwungen sein, sich abwechselnd in Richtung Atomkern
und wieder von ihm weg zu bewegen. Auf diese Weise würde es sowohl das
elektrische Feld des Lasers als auch das des Atomkerns spüren. Bei einem
solchen Doppelzustand sollte es möglich sein, die Bewegung des Elektrons
im Wechselspiel dieser beiden elektrischen Felder zu kontrollieren und
damit Atome mit neuartiger Elektronenstruktur zu erzeugen, die sich mit
Hilfe des Laserlichts einstellen lässt. Doch ist das wirklich machbar?

Die natürlichen Schwingungen des Elektrons ausnutzen

Je stärker ein Laserstrahl ist, desto einfacher sollte es sein, damit
Atome zu ionisieren - mit anderen Worten, ihnen mindestens ein Elektron
aus dem anziehenden elektrischen Feld des Atomkerns zu entreißen und in
die Umgebung freizusetzen. "Aber sobald die Elektronen frei sind,
verlassen sie ihre Atome nicht einfach so wie ein Zug den Bahnhof, sie
spüren immer noch das elektrische Feld des Lasers", erklärt Jean-Pierre
Wolf, Professor am Institut für Angewandte Physik an der Universität Genf.
"Deshalb wollten wir wissen, ob es möglich wäre, die Elektronen nach ihrer
Freisetzung im Laserstrahl gefangen zu halten und sie dazu zu bringen,
sich weiterhin in der Nähe ihres Atomkerns aufzuhalten, so wie Walter
Henneberg es vorgeschlagen hatte", fügt er hinzu.

Die einzige Möglichkeit hierzu besteht darin, die passende Form für den
eingesetzten Laserpuls zu finden, der das Elektron zu absolut identischen
Schwingungen in Richtung Atomkern und wieder von ihm weg zwingt. Dadurch
bleiben seine Energie und sein Zustand stabil. "Das Elektron oszilliert
natürlicherweise im Laserfeld, aber wenn die Stärke des Laserfelds sich
ändert, verändert sich auch die Oszillation des Elektrons. Und das bringt
das Elektron dazu, auch sein Energieniveau und damit seinen Zustand
ständig zu wechseln und eventuell auch das Atom gänzlich zu verlassen. Das
macht die Beobachtung solcher ungewöhnlichen Zustände so schwierig",
ergänzt Misha Ivanov, Professor für Theoretische Physik am MBI Berlin.


"Tal des Todes" mit passender Laserintensität umgehen

Die Physiker probierten verschiedene Laserintensitäten aus, um die
freigesetzten Elektronen zu regelmäßigen Oszillationen anzuregen. Dabei
machten sie eine überraschende Entdeckung: "Entgegen der natürlichen
Erwartungen - dass ein Laser ein Elektron umso eher freisetzen sollte, je
stärker er ist - stellten wir fest, dass es eine bestimmte Grenze für die
Intensität gibt, ab der wir ein Atom nicht mehr ionisieren können",
bemerkt Misha Ivanov. "Oberhalb dieser Grenze können wir das Elektron
wieder kontrollieren." Die Forscher tauften diese Grenze "Death Valley"
nach dem Vorschlag von Professor Joe Eberly von der University of
Rochester.

Bestätigung der alten Hypothese könnte Laser-Theorie revolutionieren

Indem sie das Elektron in einen solchen Doppelzustand versetzten, in dem
es weder ganz frei, noch an den Atomkern gebunden ist, konnten die
Forscher dessen Schwingungen nach Wunsch kontrollieren. Das ermöglicht es
auch, die Elektronenstruktur des Atoms gezielt zu beeinflussen. Nach
einigen Justierungen gelang es den Physikern von UNIGE und MBI dann zum
ersten Mal, ein Elektron aus einem Atomkern zu befreien und zugleich in
dessen Nähe in einem Laserfeld festzusetzen, so wie Walter Henneberg
vorgeschlagen hatte. "Wir haben ein Laserfeld mit einer Intensität von 100
Billionen Watt pro Quadratzentimeter erzeugt und konnten so das 'Tal des
Todes' überwinden und die Elektronen in der Nähe ihres Atomkerns
festhalten, und zwar über ein Periode normaler Oszillationen im
elektrischen Feld des Lasers", sagt Jean-Pierre Wolf enthusiastisch. Zum
Vergleich: Die Intensität der Sonnenstrahlen auf der Erde liegt bei nur
rund 100 Watt pro Quadratmeter.

"Das gibt uns die Möglichkeit, durch die Bestrahlung mit passendem
Laserlicht neuartige Atomzustände zu erzeugen, deren Elektronen ganz neue
Energieniveaus aufweisen", erklärt Jean-Pierre Wolf. "Früher hielt man es
für unmöglich, solche Doppelzustände zu erzeugen, und jetzt haben wir das
Gegenteil bewiesen. Darüber hinaus haben wir herausgefunden, dass
Elektronen in solchen Zuständen Licht verstärken können. Das wird eine
fundamentale Rolle bei neuen Theorien und Vorhersagen spielen, die die
Ausbreitung starker Laserstrahlen in Gasen beschreiben, etwa in Luft",
schließt Wolf.
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EUROPA/1705: EU-Erweiterung - Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Mazedonien eröffnen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

EU-Erweiterung: Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Mazedonien eröffnen



Anlässlich der im Rahmen des EU-Beitrittsprozesses veröffentlichten Länderberichte der EU-Kommission, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Zu Recht hat die EU-Kommission die Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Mazedonien empfohlen. Die Bundesregierung sollte dieser Empfehlung folgen und der Eröffnung von Beitrittsgesprächen zustimmen. Albanien und Mazedonien haben in wesentlichen Bereichen wie Justiz, öffentliche Verwaltung, Korruption und Organisierte Kriminalität erste Fortschritte erzielt. Im Namensstreit zwischen Mazedonien und Griechenland gibt es konstruktive Annäherung.

Der Beginn von Beitrittsverhandlungen ist kein Automatismus für einen EU-Beitritt. Es ist der Beginn eines langen und knallharten Reformprozesses. Aber die schrittweise Angleichung der Länder an EU-Recht und EU-Standards würde vor allem diejenigen unterstützen, die sich schon heute für mehr Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Menschenrechte und Umwelt einsetzen. Zweifelsohne stehen beide Länder weiterhin vor großen Herausforderungen. Der Beginn von Beitrittsverhandlungen würde den begonnenen Transformationsprozess jedoch noch stärker vorantreiben können.

Der Reformstau in Serbien und Montenegro ist bedauerlich. Wenn beide Länder ihr "frontrunner"-Etikett beibehalten wollen, müssen sich die serbische und montenegrinische Regierung deutlich stärker um Reformen für Demokratie und Rechtstaatlichkeit bemühen. Ansonsten droht ein EU-Beitritt zu Recht in weite Ferne zu rücken. 2025 kann als Beitrittsjahr nur dann realistisch sein, wenn auch alle Beitrittskriterien erfüllt sind. Vor allem die Situation für kritische Medien und unabhängige Zivilgesellschaft ist umgehend zu verbessern. Auch im Annäherungsprozess mit Kosovo sollte Serbien stärker auf Konstruktivität statt Eskalation setzen.

Eine ehrliche EU-Beitrittsperspektive ist für alle Länder des westlichen Balkans unerlässlich. Sie ist wichtiger Motor für den sensiblen Friedens- und Transformationsprozess in einer weiterhin fragilen Region. Kosovo und Bosnien und Herzegowina brauchen mehr und nicht weniger europäisches Engagement. Wir begrüßen, dass die EU-Kommission den Kandidatenstatus für Bosnien und Herzegowina prüft. Es wäre für die Stabilität in der Region hochriskant, die Beitrittsperspektive für beide Länder zunehmend zu einer hohlen Phrase verkommen zu lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FRAKTION/090: Gremienbesetzungen der Grünen Bundestagsfraktion

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2018

Gremienbesetzungen der Grünen Bundestagsfraktion



Der Pressesprecher Andreas Kappler teilt mit:

Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen hat auf ihrer heutigen Sitzung Dieter Janecek als Sprecher für digitale Wirtschaft und digitale Transformation gewählt.

Darüber hinaus hat die Fraktion folgende Abgeordnete als Vorsitzende für Parlamentariergruppen nominiert:

Manuel Sarrazin für den Vorsitz der Deutsch-Polnischen Parlamentariergruppe

Omid Nouripour für den Vorsitz der Deutsch-Ukrainischen Parlamentariergruppe

Uwe Kekeritz für den Vorsitz der Parlamentariergruppe Westafrika

Renate Künast für den Vorsitz der Parlamentariergruppe ASEAN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AGRAR/303: Höhere Wertschätzung von Lebensmitteln und heimischer Landwirtschaft

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. April 2018

Höhere Wertschätzung von Lebensmitteln und heimischer
Landwirtschaft 



Bundesministerin Julia Klöckner hat am heutigen Mittwoch im
Agrarausschuss des Deutschen Bundestages ihre Prioritäten der
Legislaturperiode vorgestellt. Dazu können Sie den agrarpolitischen
Sprecher der Unionsfraktion, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

Zentrales Anliegen der Unionsfraktion ist es, die Akzeptanz unserer
heimischen Landwirtschaft in der Gesellschaft zu stärken. Dies fängt
mit einer höheren Wertschätzung von Lebensmitteln an. Hierfür
arbeiten täglich viele Menschen in unserem Land. Die Achtung für
Lebensmittel und die Wertschätzung für die Arbeitsleistung der
Landwirte bedingen sich.

Deshalb unterstützen wir Bundesministerin Julia Klöckner darin, die
zusätzlichen 1,5 Milliarden Euro in ihrem Ressort für die
Landwirtschaft und die ländlichen Regionen gezielt einzusetzen: zum
Beispiel für Innovationen in der Tierhaltung oder den
ressourcenschonenden und effizienten Ackerbau. Aber auch auf der
Stärkung der Infrastruktur und der Unterstützung des Ehrenamtes auf
dem Land muss der Fokus liegen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BILDUNG/992: Berufliche Bildung ist Top-Priorität für die Union

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. April 2018

Berufliche Bildung ist Top-Priorität für die Union

Umsetzung des Koalitionsvertrages wird berufliche Bildung weiter
spürbar stärken



Am heutigen Mittwoch hat das Kabinett den Berufsbildungsbericht 2018
beschlossen. Hierzu erklären der bildungs- und forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Albert Rupprecht, und der zuständige
Berichterstatter, Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Die Union hat die berufliche Bildung zur
Top- Priorität im Koalitionsvertrag gemacht. Denn nur die berufliche
Bildung sichert den Fachkräftenachwuchs und die Wettbewerbsfähigkeit
Deutschlands. Sie ist seit Jahren eine unserer großen Stärken. Der
Berufsbildungsbericht 2018 belegt erneut, wie robust und positiv sich
der Ausbildungsmarkt entwickelt. Wer einen Ausbildungsplatz sucht,
hat rechnerisch eine so große Auswahl wie selten zuvor. Doch nicht
alles läuft rund. Es sind erneut mehr Ausbildungssuchende
unvermittelt und mehr offene Stellen unbesetzt. Die Quote der
ausbildenden Unternehmen sinkt. Deshalb haben wir im
Koalitionsvertrag einen Berufsbildungspakt mit einem ganzen Bündel
von Maßnahmen für die Stärkung der beruflichen Bildung verankert. Wir
werden bis 2021 Milliardensummen in die Zukunft junger Menschen
investieren."

Stephan Albani: "Bei der Frage 'Studium oder Ausbildung?'
entscheiden sich viele junge Menschen für ein Studium. Dabei bietet
eine Ausbildung oft bessere Perspektiven für sie. Wir werden die
berufliche Aufstiegsfortbildung im Sinne einer 'höheren
Berufsbildung' ausbauen und die Attraktivität von Berufslaufbahnen
mit einem Innovationswettbewerb in der beruflichen Bildung erhöhen.
Geplant sind zudem gezielte Mobilitätshilfen und ein Ausbau der
Berufsorientierung. Mit dem Digitalpakt für Schulen und der
'Initiative Berufsbildung 4.0' machen wir junge Menschen fit für die
digitale Arbeitswelt von morgen. Und wir werden mit der Novelle des
Berufsbildungsgesetzes und des Aufstiegs-BAföG moderne
Rahmenbedingungen für eine attraktive berufliche Bildung schaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3362: Jeder Cent für NPD ist einer zu viel

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. April 2018

Jeder Cent für NPD ist einer zu viel



Das Bundeskabinett hat heute beschlossen, einen Antrag auf Ausschluss
der NPD von der staatlichen Parteienfinanzierung zu stellen. Dazu
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

Das richtige Signal wäre, wenn Bundestag, Bundesregierung und
Bundesrat gemeinsam einen Antrag auf Ausschluss der NPD von
staatlicher Finanzierung stellen würden. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion tritt deshalb für einen Antrag des
Deutschen Bundestages ein. Wir wollen sehr zeitnah einen solchen
Antrag im Parlament verabschieden. Man kann nicht ständig über den
wachsenden Antisemitismus in Deutschland klagen, Programme zur
Antisemitismusbekämpfung finanzieren und dann eine Partei mit rund
einer Million Euro im Jahr unterstützen, die nach Feststellung des
Bundesverfassungsgerichts wesensverwandt mit dem Nationalsozialismus
ist. Wir wollen hier auch ein klares Signal an die jüdische Gemeinde
geben. Jeder Cent, den die NPD von staatlicher Seite erhält, ist
einer zu viel.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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RECHT/844: Facebook muss beweisen, dass es den Datenschutz ernst nimmt

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. April 2018

Facebook muss beweisen, dass es den Datenschutz ernst nimmt



Im Zuge des Datenskandals bei Facebook wird der Rechtsausschuss des
Deutschen Bundestages in einer Sondersitzung am Freitag, dem 20.
April 2018, Joel Kaplan, Vice President for Public Policy Global bei
Facebook, befragen. Dazu können Sie die rechts- und
verbraucherschutzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Facebook wirbt gerne damit, jeder Nutzer könne seine Privatsphäre
innerhalb des Netzwerks individuell anpassen. Gleichzeitig konnten
Dritte mit eigenen Apps jahrelang gewaltige Datenmassen über die
Nutzer ohne deren Wissen und in Übereinstimmung mit Facebook aus dem
Netzwerk abziehen. Auch wenn Facebook nun versucht, sich als Opfer
einer unerlaubten Datenweitergabe an Cambridge Analytica
darzustellen, bleibt weiterhin Fakt, dass die Möglichkeit des
Datenzugriffs durch Dritt-Apps jahrelange Praxis des Unternehmens
ist. Besonders skandalös ist dabei die Zugriffsmöglichkeit auf Daten
von Facebook-Freunden, die zum Teil erschreckende Ausmaße angenommen
hat. Dies passt vorne und hinten nicht mit dem Selbstbild zusammen,
das Facebook seit Jahren von sich selbst zeichnet. Vieles spricht
auch dafür, dass Facebook hier gegen geltendes AGB-Recht verstößt.
Ich bin gespannt, ob Facebook sich am Freitag in der Sondersitzung
des Rechtsausschusses kooperationsbereit zeigen wird oder ob die
entscheidenden Fragen abgeblockt werden. Facebook muss gegenüber der
Politik und seinen Nutzer beweisen, dass es den Datenschutz er
nst nimmt und zwar sowohl innerhalb als auch außerhalb des
Netzwerks."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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UMWELT/769: Wolfsbestände müssen reguliert werden

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. April 2018

Wolfsbestände müssen reguliert werden

Anhörung im Deutschen Bundestag zeigt dringenden Handlungsbedarf



Der Umweltausschuss des Deutschen Bundestages hat sich am heutigen
Mittwoch in einer Anhörung damit beschäftigt, wie mit den wachsenden
Wolfspopulationen in Deutschland umzugehen ist. Hierzu erklären der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Georg
Nüßlein und der zuständige Berichterstatter Klaus-Peter Schulze:

Georg Nüßlein: "Beim Wolf ist es höchste Zeit für
Realitätssinn und Pragmatismus. Die Sicherheit der Menschen hat
oberste Priorität. Außerdem ist es nicht hinnehmbar, wenn die
Weidetierhalter die Zeche für unregulierte Wolfsbestände zahlen
müssen. Deshalb muss künftig der Grundsatz gelten: Die Wolfsbestände
werden auf das für den Artenschutz erforderliche Maß begrenzt.
Prävention bleibt weiterhin wichtig, um den Artenschutz in einem
dicht besiedelten Land wie Deutschland zu ermöglichen. Aber auch die
Entnahme von Wölfen darf dort, wo es erforderlich ist, kein Tabu mehr
sein. Wir werden alle rechtlichen Möglichkeiten prüfen, wie
Menschen-, Herden- und Artenschutz in einen sinnvollen Ausgleich
gebracht werden können - und entsprechend politisch entscheiden."

Klaus-Peter Schulze: "Die Populationsentwicklung in den
letzten Jahren zeigt die hohe Anpassungsfähigkeit des Wolfes. Als
Generalist besiedelt er alle Lebensräume, hat ein breites
Nahrungsspektrum und keinerlei natürliche Feinde. Es ist daher von
zentraler Bedeutung, die dem natürlichen Erhaltungszustand
zugrundeliegende Populationsgröße neu zu definieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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ARBEIT/1778: Einigung im Tarifstreit des Öffentlichen Dienstes

DIE LINKE - Presseerklärung vom 17. April 2018

Einigung im Tarifstreit des Öffentlichen Dienstes



In den Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst haben sich Gewerkschaften und Arbeitgeberseite geeinigt. Dazu der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Arbeitskämpfe haben Wirkung. Die harte Haltung der Arbeitgeberseite hat gezeigt, dass der massive Druck der Vielen nötig ist, um bessere Löhne zu bekommen. Die Beschäftigten haben erfolgreich für mehr Lohngerechtigkeit gekämpft und können dieses und nächstes Jahr mit guten Erhöhungen rechnen. Im dritten Jahr fällt diese aber zu dürftig aus. Die Laufzeit von 30 Monaten für den Abschluss ist zu lang angesichts der insgesamt nur mäßigen Zuwächse. Der von ver.di geforderte Mindestbetrag von 200 Euro für die unteren Lohngruppen bleibt aus - die Arbeitgeberseite ist offenkundig nicht bereit, ein Signal für mehr Lohngerechtigkeit an alle Beschäftigten zu senden, wenn sie ausgerechnet die geringen Einkommen nicht aufwertet.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/7089: Heute im Bundestag Nr. 238 - 18.04.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 238

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 10.24 Uhr

1. Vielehen in Deutschland

2. Kriterien von Hochschulförderung

3. Keine Vorteile für ausländische Versicherte

4. Behinderung von Betriebsratswahlen

5. Weitere Fragen zum Kindergeld

6. Nachhaltige Geldanlagen



1. Vielehen in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Zweit- oder weitere Ehegatten erhalten im Rahmen des
Ehegattennachzuges keine Aufenthaltserlaubnis in Deutschland. Dies sei
ausdrücklich gesetzlich ausgeschlossen, heißt es in einer Antwort der
Bundesregierung (19/1574) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1321). Diese hatte unter Verweis auf einen Zeitungsbericht
gefragt, wieso es möglich sei, dass Ausländer ihre Zweit- und weiteren
Frauen nach Deutschland nachholen können.

Wie das Bundesjustizministerium namens der Bundesregierung schreibt,
sei in diesem in der Presse beschriebenen Fall die Einreise nicht auf
der Grundlage des Ehegattennachzuges erfolgt. Zudem würden Zweit- und
weiteren Ehefrauen Sozialleistungen nach ihrer Hilfebedürftigkeit als
anerkannte Flüchtlinge oder Asylbewerber gewährt, nicht nach deren
Status als Ehefrau. Zur Frage der Strafbarkeit einer Mehrehe heißt es
in der Antwort, unter Strafe gestellt sei nicht das Führen einer
solchen, sondern deren Eingehung im Inland. Die Rechtsfrage, ob eine
nach dem deutschen Internationalen Privatrecht im Ausland wirksam
geschlossene Mehrehe eine Einbürgerung in den deutschen Staatsverband
ausschließt, liege gegenwärtig dem Bundesverwaltungsgericht zur
Entscheidung vor (BVerwG 1 C 15.17). Diese Entscheidung bleibe
abzuwarten.

 * 

2. Kriterien von Hochschulförderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Zuständigkeit für die Hochschulen liegt gemäß
der föderalen Kompetenzverteilung bei den Ländern. Im Übrigen gelten
alle strafrechtlichen Sanktionsmöglichkeiten zum Umgang mit
extremistischen Gruppen, die gesetzlich verankert sind. Das
unterstreicht die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1584). Die
AfD-Fraktion hatte sich in einer Kleinen Anfrage (19/1326) nach
"nicht-akademischen Kriterien für die Hochschulförderung aus
Bundesmitteln" erkundigt und argumentiert, dass "die Ablehnung
jeglicher Unterstützung oder Billigung extremistischer Bestrebungen
an Universitäten, ein Kriterium" sein kann, um die Unterstützung
abzulehnen.

 * 

3. Keine Vorteile für ausländische Versicherte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat nicht vor, die bestehenden
Regelungen der Familienversicherung im Rahmen von binationalen
Sozialversicherungsabkommen abzuschaffen. Das betont sie in ihrer
Antwort (19/1561) auf eine Kleine Anfrage (19/1323) der AfD-Fraktion.
"Aufgrund von Sozialversicherungsabkommen kommt es nicht zu einer
Besserstellung ausländischer Versicherter in der deutschen
gesetzlichen Krankenversicherung. Die geltenden Regelungen entsprechen
internationalem Standard, wie er bereits seit vielen Jahrzehnten
üblich ist", schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Behinderung von Betriebsratswahlen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Für Betriebsratsmitglieder gilt ebenso wie für den
Arbeitgeber zur Vermeidung von Gefährdungen des Betriebsfriedens ein
generelles Verbot parteipolitischer Betätigung im Betrieb. Das stellt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1555) auf eine Kleine Anfrage
(19/1324) der AfD-Fraktion klar. Gleichzeitig gelte laut
Betriebsverfassungsgesetz die Behinderung von Betriebsratswahlen und
Betriebsratsarbeit als Straftatbestand. Die Bundesregierung schreibt
weiter, dass ihr keine Kenntnisse über die Behinderung von als rechts
oder rechtsextrem geltenden Kandidaten für die Betriebsratswahlen
vorliegen.

 * 

5. Weitere Fragen zum Kindergeld

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Indexierung von Kindergeldzahlungen für
ausländische EU-Bürger in Deutschland, deren Kinder im Ausland leben,
macht die AfD-Fraktion erneut zum Thema einer Kleinen Anfrage
(19/1614) und stellt damit eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung zur Kleinen Anfrage auf Drucksache (19/754). Darin
hatte die Regierung mitgeteilt, die EU-Kommission sei mehrfach
aufgefordert worden, einen Vorschlag zur Änderung des europäischen
Koordinierungsrechts (Verordnung Nr. 883/2004) vorzulegen, um eine
Indexierung des Kindergeldes zu ermöglichen. Die Abgeordneten wollen
nun wissen, ob die Bundesregierung der Verordnung zugestimmt habe und
ihr im Falle der Zustimmung klar gewesen sei, dass dem deutschen
Gesetzgeber damit die Möglichkeit genommen werden würde, eine
Indexierung des Kindergeldes vorzunehmen. Außerdem wird nach der Höhe
der Ausgaben für das Kindergeld an im Ausland lebende Kinder von
Ausländern gefragt. In der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage zitiert
die AfD-Fraktion die EU-Sozialkommissarin Marianne Thyssen, die gesagt
habe, es gebe keinen Grund warum Eltern, deren Kinder im EU-Ausland
leben, weniger Kindergeld erhalten sollen als andere. "Das sind die
Regeln der Fairness", wird die Kommissarin zitiert, und an die
Bundesregierung wird die Frage gerichtet, ob sie die Haltung der
Kommissarin teilt. Nach Angaben der AfD-Fraktion müssen Eltern, die in
Deutschland arbeiten und ihre Kinder groß ziehen, mehr Geld aufwenden
als Eltern, die in Deutschland arbeiten, aber in Ländern ihre Kinder
großziehen, die deutlich niedrigere Lebenshaltungskosten haben.

 * 

6. Nachhaltige Geldanlagen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nachhaltige Geldanlagen macht die Fraktion der FDP
zum Thema einer umfangreichen Kleinen Anfrage (19/1487). Hintergrund
ist ein EU-Aktionsplan, mit dem Nachhaltigkeitsaspekte effektiver in
den europäischen Finanzmärkten verankert werden sollen und mit dem
mehr Geld in nachhaltige Investments gelenkt werden soll. Die
Bundesregierung soll definieren, was nachhaltige Investments sind, wie
sie die Vorschläge der Kommission bewertet und ob sie sich für die
Umsetzung der Pläne einsetzen will. Außerdem wird gefragt, welchen
Umfang die nachhaltigen Investments derzeit in Deutschland haben.

 * 
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BUNDESTAG/7088: Heute im Bundestag Nr. 237 - 18.04.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 237

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 09.40 Uhr

1. Adressangabe im E-Personalausweis

2. Ermittlungsverfahren mit PKK-Bezug

3. Fluggastkontrolle bei Kopfbedeckung

4. Geringere Eigenanteile durch Reformen

5. Gebärdensprache ist schon eigene Sprache

6. Angebote für die Geburtshilfe



1. Adressangabe im E-Personalausweis

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt Bemühungen, die
elektronische Ausweisfunktion des Personalausweises auch für deutsche
Staatsbürger mit Wohnsitz im Ausland nutzbar zu machen. In der Sitzung
am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten einstimmig, eine
dahingehende öffentliche Petition dem Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat (BMI) als Material zu überweisen und den Fraktionen
des Bundestags zur Kenntnis zu geben.

Der in Antibes (Frankreich) wohnhafte Petent hatte gefordert, dass
auch eine ausländische Adresse in den Personalausweis eingetragen
werden kann, um diesen als elektronischen Identitätsnachweis nutzen zu
können. Derzeit werde bei Deutschen mit Wohnsitz im Ausland keine
Adresse sondern die Angabe: "keine Hauptwohnung in Deutschland" im
Personalausweis eingetragen, heißt es in der Petition. Damit sei die
Nutzung des elektronischen Identitätsnachweises für Auslandsdeutsche
ausgeschlossen, wenn an Diensteanbieter die tatsächliche Adresse für
die Geschäftszwecke übermittelt werden muss, beklagt der Petent. Auch
der Versand amtlicher Dokumente sei an die Angabe der tatsächlichen
Anschrift gekoppelt. Gleiches gelte bei der Eröffnung eines Bankkontos
oder auch der Bestellung bei Onlineversandhändlern, die den
elektronischen Personalausweis für die Abwicklung von
Onlinebestellungen verwenden.

Wie der Petitionsausschuss in der Begründung zu seiner
Beschlussempfehlung schreibt, dient der Personalausweis der
eindeutigen Identifizierung einer Person. Als hoheitliches Dokument
dürfe er nur "behördlich überprüfte und überprüfbare Angaben" über den
Ausweisinhaber enthalten. Einen Wohnsitz im Ausland könnten deutsche
Behörden jedoch nicht in jedem Fall verlässlich nachvollziehen, da
nicht alle Staaten ein Melderegister oder vergleichbare Einrichtungen
unterhielten. Daher habe der Gesetzgeber entschieden, im Datenfeld
Anschrift nur die in allen Fällen nachprüfbare Information "keine
Hauptwohnung in Deutschland" einzutragen und im Chip zu speichern.

Die Abgeordneten stellen zugleich jedoch fest, dass
Dienstleistungsanbieter offenbar viele ihrer Dienste so konzipieren
würden, das eine Authentifizierung mittels Online-Ausweisfunktion nur
dann erfolgreich abgeschlossen wird, wenn der Chip eine geprüfte
Meldeadresse enthält. Daher begrüßt der Petitionsausschuss der Vorlage
zufolge, "dass das BMI derzeit nach einer Lösung sucht, die die
Interessen der Anbieter von Online-Anwendungen mit sicherer
Authentifizierung per Online-Ausweisfunktion berücksichtigt und für
die deutschen Staatsangehörigen mit Wohnsitz im Ausland sinnvoll und
handhabbar ist". Allerdings könne eine Verbesserung der Situation
nicht kurzfristig erreicht werden. Vor diesem Hintergrund hält der
Ausschuss die Petition für geeignet, in die laufende Prüfung der
Thematik einbezogen zu werden, heißt es in der Beschlussempfehlung.

 * 

2. Ermittlungsverfahren mit PKK-Bezug

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über vom Generalbundesanwalt eingeleitete
Ermittlungsverfahren mit Bezug zur verbotenen Arbeiterpartei
Kurdistans (PKK) "wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in oder der
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung im Ausland" berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1576) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/1364). Wurden danach im Jahr 2013 im
Zuständigkeitsbereich des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof
(GBA) 16 solcher Ermittlungsverfahren mit PKK-Bezug eingeleitet, stieg
diese Zahl über jeweils 21 in den beiden Folgejahren und 36 im Jahr
2016 auf 135 im vergangenen Jahr.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wurden in zehn Strafverfahren
elf Angeklagte rechtskräftig zu Freiheitsstrafen verurteilt.
Diejenigen Fälle, in denen das Verfahren nach einer Abgabe durch den
GBA gemäß Paragraf 142 des Gerichtsverfassungsgesetzes von einer
Generalstaatsanwaltschaft weitergeführt wurden, sind in diesen Angaben
laut Vorlage nicht enthalten. Der Anstieg von Ermittlungsverfahren mit
PKK-Bezug wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in oder der
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung im Ausland erklärt
sich laut Bundesregierung "maßgeblich durch die Fälle, in denen
Personen, die nach einer Flucht nach Deutschland hier einen Asylantrag
stellten, sich in ihrer Anhörung durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge selbst der Mitgliedschaft in oder der Unterstützung der
PKK oder einer ihrer Teilorganisationen bezichtigten".

 * 

3. Fluggastkontrolle bei Kopfbedeckung

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Luftsicherheitskontrollen sind ein Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/1575) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1325). Darin hatte sich die Fraktion unter anderem danach
erkundigt, ob nach Erkenntnissen der Bundesregierung ein höheres
Risiko für die Luftsicherheit im Schengen-Raum besteht, "wenn während
der Sicherheitskontrolle der Kopfbereich ganz oder teilweise (zum
Beispiel Haarbereich) durch Textilien (zum Beispiel Basecap, Kopftuch,
Burka, Chimar, Hidschab, Niqab, Tschador, Dastar oder Turban) bedeckt
ist".

Wie die Bundesregierung dazu ausführt, umfassen
Luftsicherheitskontrollen in Deutschland die Kontrolle von Fluggästen,
Handgepäck und aufgegebenem Gepäck und sind so vorzunehmen, "dass
hinreichend sichergestellt ist, dass Fluggäste keine verbotenen
Gegenstände mitführen". Hierbei stünden dem Kontrollpersonal neben der
Nutzung von Kontroll- und Detektionstechnik die Durchsuchung von Hand
und Inaugenscheinnahme von Personen und Sachen zur Verfügung.

Es entspreche der Lebenswirklichkeit, dass Situationen entstehen, die
eine individuelle und auf besondere Umstände ausgelegte Anwendung der
zur Verfügung stehenden Kontrollmethoden erfordern, führt die
Bundesregierung weiter aus. Hierzu zählten "beispielsweise
Gipsverbände und medizinische Prothesen ebenso wie religiöse
Kopfbedeckungen und Menschen mit eingeschränkter Mobilität". Die durch
das Kontrollpersonal zu wählenden Kontrollmethoden müssten hinreichend
sicherstellen, dass auch solche Fluggäste keine verbotenen Gegenstände
mitführen. Gipsträger, Träger von Prothesen wie auch Träger religiöser
Kopfbedeckungen könnten in extra hierfür vorgesehenen Kontrollkabinen
und Diskretionsbereichen kontrolliert werden, wo Kopfbedeckungen
beispielsweise abgenommen und kontrolliert werden können. Ein höheres
Risiko bestehe insofern nicht.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, erkennen Sicherheitsscanner
unter der Kopfbedeckung verborgene Gegenstände "genauso wie unter
Pullovern, Hemden und Hosen, welche grundsätzlich auch nicht abzulegen
sind".

 * 

4. Geringere Eigenanteile durch Reformen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mit den in den vergangenen Jahren beschlossenen
Reformgesetzen entrichten nach Angaben der Bundesregierung
Pflegebedürftige der bisherigen Pflegestufen II und III in der
vollstationären Pflege geringere Eigenanteile. Der Anteil der
Pflegebedürftigen, die ergänzend Hilfe zur Pflege in Anspruch nehmen
mussten, sei zwischen 2011 und 2016 leicht rückläufig gewesen, heißt
es in der Antwort (19/1572) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/1170) der Fraktion Die Linke.

Die durchschnittlichen einheitlichen Eigenanteile lagen den Angaben
zufolge zu Jahresbeginn 2017 bundesweit bei rund 555 Euro. In den
bisherigen Pflegestufen I, II und III lagen die Eigenanteile zum Ende
des Jahres 2015 bei rund 426 (I), rund 643 (II) und rund 873 (III)
Euro.

Die durchschnittlichen Eigenanteile fallen in den jeweiligen
Bundesländern aktuell sehr unterschiedlich aus. Die Spannweite liegt
zwischen rund 171 Euro in Thüringen und rund 830 Euro in Berlin. Zur
Entwicklung des durchschnittlichen einheitlichen Eigenanteils und der
sonstigen Heimkosten seit Jahresbeginn 2018 lägen noch keine
Informationen vor, hieß es.
Zum Seitenanfang

05. Gebärdensprache ist schon eigene Sprache

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat nicht vor, die Deutsche
Gebärdensprache als Minderheitensprache im Sinne der Europäischen
Charta der Regional- und Minderheitensprachen anzuerkennen. Das
schreibt sie in ihrer Antwort (19/1620) auf eine Kleine Anfrage
(19/1242) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Gebärdensprache sei
bereits als eigenständige Sprache anerkannt, während die Europäische
Charta der Regional- und Minderheitensprachen auf den Schutz von
herkömmlicherweise in einem bestimmten Gebiet eines Staates
gebrauchten Sprachen abzielt, so die Regierung.

 * 

6. Angebote für die Geburtshilfe

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Angeboten für die Geburtshilfe befasst sich in
einer Kleinen Anfrage (19/1619) die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Schwangere könnten zwar theoretisch wählen, wo sie ihr Kind zur Welt
bringen wollten, faktisch müssten sie aber lange Anfahrtswege in Kauf
nehmen oder spontan eine neue Geburtsklinik suchen, weil Kreißsäle
überfüllt oder nicht vorhanden seien.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Einzelheiten
erfahren über die Angebotsstrukturen der klinischen und
außerklinischen Geburtshilfe in Deutschland.

 * 
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AUSSEN/1825: 70 Jahre Israel, 70 Jahre Hoffnung

FDP-Pressemitteilung vom 18. April 2018

BEER: 70 Jahre Israel, 70 Jahre Hoffnung



Zum 70. Jahrestag der
Staatsgründung Israels erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Der Staat Israel feiert heute sein 70. Jubiläum der Staatsgründung.
Israel steht seither als Symbol für Heimat und Hoffnung. Als
demokratischer Staat mit all seinen Werten bietet er eine Heimat für
alle Juden in der Welt. Und Israel steht für Hoffnung, weil es seit
seiner Gründung stetigen Konflikten ausgesetzt ist und dennoch nicht
den Glauben an Frieden in der Region aufgibt. Deutschland wird auch
weiterhin Israel auf diesem Wege unterstützen und als enger Partner
an der Seite des israelischen Staates stehen.

Im Hinblick darauf ist es umso abscheulicher, dass antisemitische
Vorfälle wie heute in Berlin geschehen. Kein Mensch jüdischen oder
anderen Glaubens darf in Deutschland Opfer eines Angriffs aufgrund
seiner Religion werden."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4337: HVV-App zeigt Fähren an, wo nur Wasser ist (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. April 2018

Schöne neue Welt: HVV-App zeigt Fähren an, wo nur Wasser ist



Gestern noch lobte der HVV seine neue App in den höchsten Tönen, heute bringt eine Anfrage (Drs. 21/12613) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft eine erhebliche Schwachstelle ans Licht: Fahrplanabweichungen der HADAG werden in der HVV-App nicht zuverlässig angezeigt. So müssen Fahrgäste der nur stündlich verkehrende Linie Neuenfelde-Blankenese raten, ob das Schiff vom geplanten Anleger oder von Finkenwerder fährt.

"Da feiert sich der HVV auf seiner Jahrespressekonferenz für App-Funktionen wie Check-in/Be-out und die Integration von Mietwagenanbietern, aber bei der HADAG sollen sich die Fahrgäste selbst bei lange absehbaren Abweichungen telefonisch durchfragen. Denn wer sich auf die App verlässt, bekommt auch die umgeleiteten Fähren als pünktlich auf dem Regelweg anzeigt - völlig unabhängig von der Realität", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion. "Ob Hamburg die nur in Kombination mit der telefonischen Störungsauskunft verlässliche App wohl beim ITS-Weltkongress 2021 auch als Modellprojekt vorstellt? Nach ,City of Solutions' sieht das jedenfalls nicht aus!"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4336: Bei Rot-Grün wird Integration kleingeschrieben (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. April 2018

Bei Rot-Grün wird Integration kleingeschrieben



Integration spielte in der Regierungserklärung des neuen Ersten Bürgermeisters am Mittwoch keine Rolle. Auf einer Veranstaltung der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft am vergangenen Donnerstag lobte zwar Charlotte Wohlfarth vom Sachverständigenrat der deutschen Stiftungen für Integration und Migration (SVR) das Integrationskonzept des Senats als "insgesamt überzeugend", wies aber auch auf Verbesserungsmöglichkeiten hin. "Nach dem Vortrag von Frau Wohlfarth wundert es nicht, dass das Thema Integration in Tschentschers Regierungserklärung nicht vorkam", erklärt dazu Carola Ensslen, Fachsprecherin für Integration der Fraktion. "Bereits das Integrationskonzept von 2017 ist darauf angelegt, bis zur Wahl 2020 keine allzu großen Fortschritte mehr anzustreben. Entgegen der Empfehlung des Sachverständigenrats hat der Senat nur Ziele bis 2018 formuliert. Und die gehen kaum über den Status Quo hinaus. So kann das Integrationskonzept kaum Steuerungswirkung entfalten."

Beispielsweise wurde als Ziel ausgegeben, die Zahl der erwerbslosen Leistungsberechtigten aus den acht Hauptherkunftsländern bis 2018 unter 22.000 zu bringen - dabei lag diese Zahl bei der Erstellung des Konzepts bereits bei rund 22.000. "Rot-Grün muss also gar keine Anstrengungen unternehmen, um Geflüchtete in Arbeit zu bringen - und erreicht dennoch sein selbst formuliertes Ziel", kritisiert Ensslen. "Der Senat unternimmt viel zu wenig, um eine echte Integration zu erreichen. Sein Konzept dient in erster Linie dazu, der Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen und zur Wahl gut dazustehen. Das werden wir nicht durchgehen lassen. Wir werden auch beim Zwischenbericht Mitte/Ende 2019 genau darauf schauen, mit welchen Mitteln im Haushalt 2019/20 Maßnahmen für Integration hinterlegt sind. Denn nach wie vor ist dies eine große gesellschaftliche Herausforderung und Aufgabe."

Hintergrund:

Der Sachverständigenrat der deutschen Stiftungen für 
Integration und Migration hat im Auftrag der Behörde für Soziales, 
Familie und Integration eine Stellungnahme zum Hamburger Integrationskonzept 
erstellt. Sie kann abgerufen werden unter:

https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2017/09/SVR-FB_Stellungnahme_Hamburger-Integrationskonzept.pdf

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4784: Bund, Land und Bezirk starten Langzeit-Projekt für Pfälzerwald (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.04.2018

Bund, Land und Bezirk starten Langzeit-Projekt für Pfälzerwald



Zum heutigen Start des Naturschutz-Projekts "Neue Hirtenwege im
Pfälzerwald" erklärt der umweltpolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Andreas Rahm:

"Der Pfälzerwald, die größte zusammenhängende Waldlandschaft
Deutschlands, ist auch von Wiesen und Weiden geprägt, auf denen
Schaf-Herden die traditionelle Kulturlandschaft pflegen und erhalten.
Sie sorgen für Artenvielfalt; sie sichern den Lebensraum für bedrohte
Tier- und Pflanzenarten. Dass der Bund, das Land und der
Bezirksverband Pfalz nun mit zwei Millionen Euro ein Langzeit-Projekt
anschieben, so dass zwischen entfernten Weideflächen neue Hirtenwege
identifiziert werden und langfristig entstehen, ist beispielhaft. Das
Projekt, das Bundesumweltministerin Svenja Schulze und die
rheinland-pfälzische Umweltministerin Ulrike Höfken heute vorgestellt
haben, ist Natur- und Artenschutz im besten Sinne."

Rahm betont: "Dieses Projekt kann ein Baustein sein, um den
Pfälzerwald für die Ortsansässigen und die Besucher noch attraktiver
zu machen. Als SPD-Fraktion setzen wir darauf, dass das
Biosphärenreservat Pfälzerwald für die Entwicklung der Region eine
bedeutende Rolle spielt. Es geht darum, Natur- und Artenschutz sowie
Tourismus gemeinsam im Blick zu haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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INNEN/3014: Beauftragter für Kirchen/Religionsgemeinschaften eingesetzt

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. April 2018

Beauftragter für Kirchen/Religionsgemeinschaften eingesetzt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer heutigen Sitzung den Beauftragten für Kirchen/Religionsgemeinschaften eingesetzt. Die Aufgabe übernimmt: Lars Castellucci

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018 

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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GEWERKSCHAFT/252: GEW fordert Recht auf Ausbildung und Verbesserungen beim Berufsbildungsbericht (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. April 2018

GEW fordert Recht auf Ausbildung und Verbesserungen beim
Berufsbildungsbericht

Mehr Studierende, mehr Auszubildende, weniger Ausbildungsplätze: Es muss
gehandelt werden



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
bekräftigt mit Blick auf den Berufsbildungsbericht der Bundesregierung ihre
Forderung nach einer gesetzlichen Ausbildungsgarantie. "Mehr als 2,1
Millionen junge Erwachsene hatten nach Angaben des Berufsbildungsberichts
im vergangenen Jahr keinen Berufsabschluss, Tendenz steigend. Das ist ein
gesellschaftspolitischer Skandal ersten Ranges", sagte Ansgar Klinger,
GEW-Vorstandsmitglied für berufliche Schulen und Weiterbildung, am Mittwoch
in Frankfurt a.M.

Laut Bericht sei zwar die Zahl der Ausbildungsverträge im dualen System
erstmals seit 2011 leicht gestiegen und liege bei gut 490.000. Demgegenüber
stehe jedoch eine Abbrecherquote von über 25 Prozent; in einigen Berufen
liege diese sogar bei 50 und mehr Prozent. Zudem sei der Anteil der
Betriebe, die ausbilden, erstmals unter 20 Prozent gesunken. "Das sind
Fehlentwicklungen, die ein genaues Hinsehen und Überprüfen der
Ausbildungsqualität erfordern. In der von der Großen Koalition angestrebten
Reform des Berufsbildungsgesetztes müssen sich diese Zahlen in konkreten
Maßnahmen niederschlagen", betonte Klinger.

Der Gewerkschafter kritisierte weiter, dass der aktuelle Ausbildungsbericht
nicht dem aktuellen Stand der Entwicklungen gerecht werde. Deshalb müsse er
reformiert werden. So sei die Zahl der Auszubildenden im
vollzeitschulischen Bereich in den Erziehungs-, Gesundheits- und
Sozialberufen auf 175.000 stark gestiegen. "Die Ausbildungsgänge sind
mittlerweile - genau wie die duale Ausbildung - eine wichtige Stütze der
Berufsbildung", unterstrich Klinger.

Die Zahl der Studienanfänger sei seit Mitte des vergangenen Jahrzehnts um
knapp 41 Prozent auf 515.000 gestiegen - ein wachsender Teil davon in
dualen Studiengängen. Für die GEW sei das jedoch kein Beleg für die
Entwertung beruflicher Abschlüsse, sondern ein Zeichen für den starken
Wunsch nach Bildung und gesellschaftlichem Aufstieg. "Statt also über den
Fachkräftemangel zu jammern, sollten die Arbeitgeber klare Ausbildungs- und
Berufsperspektiven schaffen", sagte das GEW-Vorstandsmitglied. Dafür
brauche es auch eine Ausbildungsgarantie, die mit der Novelle des
Berufsbildungsgesetzes umgesetzt werden könne.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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GEWERKSCHAFT/251: Bildungsgewerkschaft zu den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. April 2018

GEW: "Guter Abschluss: im Schnitt rund 7,5 Prozent für die
Beschäftigten!" 

Bildungsgewerkschaft zu den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst
Bund und Kommunen



Potsdam - Als einen "guten Abschluss" wertet die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) das Tarifergebnis für die im öffentlichen Dienst bei
Bund und Kommunen Beschäftigten. "Im Schnitt werden die Kolleginnen und
Kollegen rund 7,5 Prozent mehr Gehalt in der Tasche haben, bei einer
Laufzeit des Tarifvertrages von 30 Monaten. Zugleich haben die
Gewerkschaften einen Mindestbetrag von 178 Euro durchgesetzt", sagte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe nach den Verhandlungen am Mittwoch in Potsdam.

"Mit dem Abschluss wird der öffentliche Dienst gestärkt und attraktiver: Es
ist gelungen, die Funktions- und Konkurrenzfähigkeit zu verbessern",
betonte Tepe. Der Grund: Der Abschluss folge drei Leitprinzipien. "Für
Berufseinsteiger und damit insbesondere junge Menschen steigen die
Gehälter. Beschäftige in sozialen, technischen und IT-Berufen, in denen das
Gefälle zur Wirtschaft besonders groß ist, werden besser bezahlt. Zugleich
machen die Kolleginnen und Kollegen mit den unteren und mittleren Gehältern
einen Sprung, weil sie vom Mindestbetrag profitieren", erläuterte die GEW-
Vorsitzende.

Zudem werde die Jahressonderzahlung für die Beschäftigten in den östlichen
Bundesländern schrittweise auf das Westniveau angehoben. "30 Jahre nach der
deutschen Einheit wird damit endlich eine Benachteiligung der Beschäftigen
in Ostdeutschland beendet", betonte Tepe. Sie wies darauf hin, dass die GEW
einen weiteren Erfolg verbucht habe. "Wir haben die Zusage, dass die GEW
mit dem Kommunalen Arbeitgeberverband (KAV) Bayern über eine tarifliche
Entgeltordnung für angestellte Lehrkräfte an den kommunalen Schulen
verhandeln wird", sagte Tepe. Auf Druck der Bildungsgewerkschaft habe die
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) den Weg für
Tarifverhandlungen frei gemacht.

Info: Die Gehaltserhöhungen kommen bei einer Vertragslaufzeit von 30
Monaten in drei Schritten (jeweils im Schnitt):

Rückwirkend zum 1. März 2018: 3,19 Prozent

Ab 1. April 2019: 3,09 Prozent

Ab 1. März 2020: 1,06 Prozent

Zusätzlich gibt es zum 1. März 2018 für die Entgeltgruppen 1- 6 eine
Einmalzahlung in Höhe von 250,- Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2199: Bayern - Wahrnehmung von gesellschaftlichen Aufgaben gehört zum Selbstverständnis der Hochschulen (idw)

Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung -
17.04.2018

Wahrnehmung von gesellschaftlichen Aufgaben gehört zum Selbstverständnis
der Hochschulen



Die Wahrnehmung von gesellschaftlichen Aufgaben in der Region gehört zum
Selbstverständnis der Hochschulen für angewandte Wissenschaften in Bayern.
Dies zeigt erstmalig eine neue Studie des Bayerischen Staatsinstituts für
Hochschulforschung und Hochschulplanung (IHF), die auf Anregung von
Hochschule Bayern e.V. entstanden ist. So gibt es eine bemerkenswerte
Anzahl und ein breites Spektrum an gesellschaftlichen Aktivitäten, bei
denen alle Gruppen von Hochschulangehörigen einbezogen werden.

In der IHF-Fallstudie wurden die Hochschulstandorte Coburg, Neu-Ulm und
Rosenheim mit Mühldorf am Inn untersucht. "Die bayerischen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften nehmen ihren umfassenden gesellschaftlichen
Auftrag ernst. Sie setzen nicht nur entscheidende wirtschaftliche
Entwicklungsimpulse in den Regionen, sondern zeichnen sich auch durch ihr
hohes soziales und kulturelles Engagement aus, indem sie gesellschaftliche
Entwicklungen und damit verbundene Herausforderungen aktiv begleiten",
kommentiert die Vorsitzende von Hochschule Bayern e.V. Frau Professor Dr.
Uta M. Feser die Studie des IHF.

Die Hochschulen reagieren mit ihren gesellschaftlichen Aktivitäten häufig
auf externe (zumeist regionale) Bedürfnisse und nehmen konkrete
gesellschaftliche Aufgaben in der Region wahr (z.B. im Rahmen
ehrenamtlichen Engagements der Studierenden und Lehrenden). Ein
durchgängig institutionalisierter Ansatz ist an den betrachteten
Hochschulen bislang noch nicht zu erkennen. Die Aktivitäten basieren
überwiegend auf Eigeninitiative der Lehrenden und Studierenden und stellen
Adhoc- oder Einzelmaßnahmen dar.

Die vom IHF befragten politischen Vertreter der Regionen
(Oberbürgermeister, Landräte) und Kulturbeauftragten verweisen auf die
enorme Wirkung der Hochschulen auf die jeweilige Region im sozialen und
kulturellen Bereich. So profitierten die Regionen zum Beispiel durch die
Unterstützung der sozialen und kulturellen Infrastruktur, die
demographische Entwicklung und die Repräsentation der Region nach außen.
Die untersuchten Hochschulen sprechen gesellschaftlichen Aktivitäten zwar
ebenfalls eine hohe Bedeutung zu. Sie sehen aber auch die Gefahr, dass ein
verstärktes gesellschaftliches Engagement auf Kosten der beiden
Leistungsdimensionen "Lehre und angewandte Forschung" gehen könnte. Als
zwingend notwendig erachten sie daher einen thematischen Schnittpunkt des
gesellschaftlichen Engagements mit dem Profil und den Kernaufgaben der
Hochschulen.

Die Publikation "Gesellschaftliche Wirkung von Hochschulen im regionalen
Kontext" ist über die Homepage www.ihf.bayern.de als pdf-Datei verfügbar.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution738

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung,

Dr. Lydia Hartwig, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/315: Studierenden platzt der Kragen - Mehrere Institute der Universität Hamburg besetzt (Pferdestall besetzt)

Pferdestall besetzt - Meldung vom 18. April 2018

Studierenden platzt der Kragen - Mehrere Institute der Universität
Hamburg besetzt



Leistungsdruck, schlechte Arbeitsbedingungen und Elitarismus: Nach der
Besetzung der ehemaligen HWP am Dienstag, ist nun auch das Institut für
Sozialwissenschaften besetzt worden. Die Studierenden fordern eine Uni von
allen für alle. Sie kritisieren auch die Arbeitsbedingungen.

Soziologiestudent Till Meerpohl erklärt: "Uns geht es darum, den
Uninormalbetrieb bewusst zu stören, uns den Raum zu nehmen und damit ein
Zeichen gegen Leistungsdruck und Konkurrenz zu setzen. Wir stehen damit
auch nicht alleine da. Ob in Kitas, Krankenhäusern oder bei der Post,
überall platzt den Leuten der Kragen!"

AStA-Referentin Karima Schulze sagt: "Ob man studieren kann oder nicht,
hängt immer noch maßgeblich davon ab, ob die Eltern studiert haben. Klar
wird: "Wer viel leistet kann viel erreichen" ist ein Märchen, dass wir uns
nicht länger erzählen lassen. Wir fordern die Abschaffung des Numerus
Clausus, einen vereinfachten Zugang zum Studium unabhängig von Herkunft,
Klasse und Geschlecht."

Auch die Arbeitsbedingungen stehen in der Kritik:

Till Meerpohl: "Die Uni Hamburg stellt tatsächlich Verträge über unbezahlte
Lehraufträge aus. Die Bedingungen für Mensaangestellte oder
Sicherheitspersonal sind unter aller Sau. Studentische Hilfskräfte
verdienen hier nur knapp über dem Mindestlohn. Wer soll davon gut leben
können? Wir fordern nicht weniger als die klassenlose Gesellschaft. Ein
Zwischenziel wäre bis dahin gut bezahlte und unbefristete
Arbeitsverhältnisse für Mitglieder des gesamten Universitätsbetriebes zu
erstreiten."

Die Besetzer*innen kündigen an die Universität weiter besetzt halten zu
wollen. Ein umfangreiches selbstorganisiertes Bildungsprogramm und weitere
Aktionen sind in Planung. Alle Interessierten sind eingeladen sich zu
beteiligen.

 * 

Quelle:

Pferdestall besetzt

E-Mail: pferdestallbesetzt@gmail.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MARKT/2254: Einführung eines Flüssigmilch-Futures gut für die Milcherzeuger (DBV)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MARKT/2254: Einführung eines Flüssigmilch-Futures gut für die Milcherzeuger (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. April 2018

Einführung eines Flüssigmilch-Futures gut für die Milcherzeuger

Rukwied: Zusätzliches Instrument für Risikomanagement



Die Warenterminbörse European Energy Exchange (EEX) erweitert am 15.
August 2018 den Handel mit Milchprodukten um einen
Flüssigmilch-Future. Aus Sicht des Deutschen Bauernverbandes (DBV)
wird die Einführung des Flüssigmilch-Futures den Zugang zur
Warenterminbörse für den einzelnen landwirtschaftlichen Unternehmer
erleichtern. "Jedes Instrument, das hilft Risikomanagement zu
betreiben, ist ein gutes Instrument", sagt der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

Insbesondere die Molkereien - aber auch Milcherzeugergemeinschaften -
bleiben jedoch in der Verantwortung, die Absicherung für ihre
Mitglieder und Lieferanten zu übernehmen und ihnen so feste
Abnahmepreise über einen längeren Zeitraum anzubieten. Molkereien im
internationalen Wettbewerb (z. B. Müller Milch UK, Dairy Farmers of
America, Glanbia Irland, usw.) bieten diese Dienstleistung für ihre
Lieferanten erfolgreich an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1257: Niedersachsen - Recht auf Familienleben jetzt umsetzen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 17. April 2018

Recht auf Familienleben jetzt umsetzen



Anlässlich der für Donnerstag geplanten Aktuellen Stunde im Landtag
"Eskalation in Syrien - Familiennachzug in Niedersachsen ermöglichen,
Menschenleben retten!" fordert der Flüchtlingsrat Niedersachsen die
Landesregierung auf, alle in ihrer Zuständigkeit liegenden Maßnahmen zu
ergreifen, um Familienzusammenführungen zu Schutzberechtigten in
Niedersachsen zu ermöglichen und zur Beschleunigung beizutragen. Beim Blick
auf die Entwicklung des Krieges in Syrien wird deutlich, dass eine Rückkehr
dorthin auf absehbare Zeit keinerlei Option sein wird.

"Das Grundrecht auf Familienleben als Menschenrecht gilt für alle Menschen
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit", so Karim Alwasiti, Referent des
Flüchtlingsrats Niedersachsen. "Für Geflüchtete folgt daraus das Recht auf
Familienzusammenführung in Deutschland, wenn das Familienleben andernorts
nicht möglich ist. Dies trifft im Falle Syriens zu."

Die Bundesregierung verfolgt seit Jahren die politische Strategie, das
Recht auf Familienleben einzuschränken und Familienzusammenführungen zu
verhindern. Allein aus innenpolitischen Erwägungen werden Kinder, Frauen
und Männer weiter der Kriegsgefahr ausgesetzt oder müssen unter schlimmsten
Bedingungen in den Nachbarländern Syriens ausharren.

Für von Tod und Folter bedrohte Menschen (in Bürokratendeutsch: "Subsidiär
Schutzberechtigte") hat die neue Berliner Koalition ungeachtet aller
menschenrechtlich begründeten Einwände den zunächst ausgesetzten
Rechtsanspruch auf Familienzusammenführung abgeschafft und zu einer bloßen
Ermessensentscheidung herabgestuft, die ab August 2018 greifen soll.

Dem Flüchtlingsrat ist bewusst, dass das Land Niedersachsen hier nur
begrenzten Einfluss nehmen kann. Es gibt aber Spielräume, die in
Niedersachsen noch viel zu wenig genutzt werden. Der Flüchtlingsrat
Niedersachsen fordert, dass das Land Niedersachsen das - im Juni 2015
(vorläufig) beendete - niedersächsische Aufnahmeprogramm neu startet und
syrischen Familien die Möglichkeit einräumt, Familienangehörige auf eigene
Kosten in Niedersachsen aufzunehmen. Andere Bundesländer wie Berlin,
Thüringen oder Schleswig-Holstein machen vor, dass es möglich ist, auch als
Bundesland Verantwortung zu übernehmen und das Leid der Betroffenen zu
lindern.

Darüber hinaus sollte die Landesregierung die Ausländerbehörden dazu
anhalten, beim Nachzug von Geschwisterkindern mehr Großzügigkeit an den Tag
zu legen. Derzeit wird der Nachzug zu unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen systematisch über die Blockade des Nachzugs von
Geschwisterkindern verhindert. Eltern erhalten Visa, minderjährige
Geschwister nicht. Eine weitere Familientrennung ist die Folge. Die
Landesregierung könnte hier über die kommunalen Ausländerbehörden zu
menschlicheren Lösungen beitragen, indem sie etwa auf unzumutbare
Anforderungen an den Nachweis von Lebensunterhaltssicherung und Wohnraum
verzichtet und für umsetzbare Alternativen der Aufnahme von Angehörigen
Sorge trägt. Im März 2017 hatte sich der Staatssekretär des nds.
Innenministeriums Manke an die Bundesregierung gewandt und beim
Geschwisternachzug für eine humanere Gestaltung des Aufenthaltsgesetzes
appelliert.

Anfang des Jahres hatte sich der Flüchtlingsrat Niedersachsen bereits
gemeinsam mit über 50 Initiativen und Gruppen aus Niedersachsen in einem
Appell an die niedersächsischen Abgeordneten der CDU und SPD gewandt und
die Beendigung der Aussetzung der Familienzusammenführung für subsidiär
Geschützte gefordert. Von der SPD steht bis heute eine Antwort aus. CDU/CSU
halten ungeachtet des Bekenntnisses der Partei zum "Schutz der Familie"
Familientrennungen bei Geflüchteten weiterhin für richtig.


Hintergrund:

Hinter dem technischen Begriff "subsidiär Geschützte" verbergen sich
Personen, deren Schutz nicht nur, wie öffentlich oftmals dargestellt,
eingeschränkt besteht. Vielmehr sind unter diesem technischen Begriff
Menschen gefasst, denen Schutz vor Folter, Todesstrafe und Lebensgefahr in
kriegerischen Konflikten gewährt wurde. Dieser Schutz besteht auch
keineswegs nur vorläufig. In nahezu allen Fällen wird die
Aufenthaltserlaubnis nach einem Jahr um zwei Jahre verlängert, so dass
faktisch dieselbe Aufenthaltsdauer wie bei übrigen anerkannten Flüchtlingen
besteht.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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STANDPUNKT/750: Zur bevorstehenden Neuwahl des kubanischen Staatspräsidenten (Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba e.V.)

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - 17. April 2018

Zur bevorstehenden Neuwahl des kubanischen Staatspräsidenten



Am kommenden 19. April werden die Abgeordneten der kubanischen
Nationalversammlung einen neuen Präsidenten wählen. Die Tatsache, dass der
Inhaber dieses Amtes zum ersten Mal seit seiner Einführung im Jahr 
1976 weder Fidel noch Raúl Castro heißen wird, ist hierzulande so interpretiert
worden, dass in Kuba eine "Ära" zu Ende gehe.

Petra Wegener, Vorsitzende der 1974 gegründeten Freundschaftsgesellschaft
BRD-Kuba erklärt dazu: "Die seit 1959 fortdauernde kubanische Revolution
stellt mit der Übergabe der Präsidentschaft wieder einmal ihre Fähigkeit
unter Beweis, sich selbst zu aktualisieren. Dabei gibt sie ihre
Grundausrichtung nicht auf: ein alternatives Gesellschaftsmodell weiter zu
entwickeln dessen Entwicklung in Kuba selbst bestimmt wird."

Die Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba erklärt weiter: Der
neue Präsident wird von einer Nationalversammlung bestimmt, die auf eine
große Unterstützung der Bevölkerung zählen kann." Die 605 Angeordneten
wurden am 11. März dieses Jahres bei einer Beteiligung von 82,9 % der
Wahlberechtigten gewählt. Über 40% der gewählten Abgeordneten haben
afrikanische Vorfahren, über 53% sind Frauen. "Die Präsidentenwahl steht
damit im Kontext eines Prozesses, in dem die kubanische Gesellschaft ihre
weitere Entwicklung unter sozialistischen Vorzeichen nachhaltig bestimmt.
Wer meint, nach Raúl Castro wird es in Kuba keinen Sozialismus geben, wird
sich täuschen", so Petra Wegener weiter.

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de
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AGRAR/1834: Agrarfinanztagung 2018 (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. April 2018

Agrarfinanztagung 2018

Rukwied: Landwirtschaft ist verlässlicher Kunde für die Banken



Anlässlich der Agrarfinanztagung des Deutschen Bauernverbandes (DBV)
und der Landwirtschaftlichen Rentenbank ermuntert DBV-Präsident
Joachim Rukwied die Vertreter der Banken, die landwirtschaftlichen
Betriebe weiter zu begleiten und das volle Spektrum von
Finanzierungsmöglichkeiten anzubieten - von Investitionskrediten bis
hin zur Sicherstellung von Liquidität. "Das sind in aller Regel auch
für die Banken Investitionen mit guter Perspektive", sagt Rukwied.

Obwohl die Liquidität der landwirtschaftlichen Betriebe als
vergleichsweise gut beurteilt wird, bleibt die wirtschaftliche
Stimmungslage in der deutschen Landwirtschaft laut aktuellen
Ergebnissen des DBV-Konjunkturbarometers eher verhalten. Nach den
neuesten Daten des Konjunkturbarometers liegt das für die nächsten
sechs Monate geplante Investitionsvolumen bei 4,5 Milliarden Euro. 35
Prozent der Landwirte wollen in den kommenden sechs Monaten
investieren - vor allem in Technik. Investitionen in Gebäude- und
Ställe liegen dagegen auf niedrigerem Niveau.

Mit heute 536.000 Euro Kapital je Erwerbstätigen (ohne Boden) gehört
die Landwirtschaft zu den kapitalintensivsten Branchen der deutschen
Wirtschaft. "Im Vergleich zu anderen Wirtschaftsbereichen ist die
Landwirtschaft mit ihren hohen Sicherheiten nach wie vor ein
verlässlicher und solider Kunde für die Banken", so der DBV-Präsident.
Das Sachkapital der deutschen Landwirtschaft sei zu 32 Prozent mit
Fremdmitteln und zu 68 Prozent mit Eigenkapital finanziert. Rukwied
fordert eine verlässliche Politik und unternehmerische Freiräume.
"Genauso brauchen wir aber auch eine vertrauensvolle Begleitung
unternehmerischen Wirkens durch die Agrarkreditwirtschaft
einschließlich der Landwirtschaftlichen Rentenbank", so der
DBV-Präsident.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ARBEIT/2804: Klarer Trend zu längeren Pendeldistanzen (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 17.04.2018

Klarer Trend zu längeren Pendeldistanzen



Die mittlere Pendeldistanz von sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
ist im Zeitraum von 2000 bis 2014 von 8,7 auf 10,5 Kilometer gestiegen.
Das entspricht einem Zuwachs von 21 Prozent. Dabei pendeln Beschäftigte
mit hohem Bildungsabschluss und komplexen Tätigkeiten am weitesten. Das
zeigt eine aktuelle Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB).

Während der Anteil von Pendlern mit kürzeren Fahrstrecken zum Arbeitsplatz
bis zehn Kilometer rückläufig ist, steigt der Anteil der Personen, die
Distanzen zwischen zehn und 50 Kilometern zurücklegen. "Ein Grund hierfür
ist, dass vermehrt nicht nur vom Land in die Stadt, sondern auch zwischen
städtischen Regionen gependelt wird", erklären die IAB-Forscher Wolfgang
Dauth und Peter Haller.

Dabei pendeln Beschäftigte mit einem Hochschulabschluss mit im Mittel 14,5
Kilometern am weitesten. Die Distanz fällt für Personen ohne
Berufsabschluss mit 8,8 und für Personen mit Berufsabschluss mit 10,5
Kilometern deutlich kürzer aus. Allerdings sind bei ihnen die
Pendeldistanzen im Zeitraum von 2000 bis 2014 mit 22 bzw. 18 Prozent
deutlich stärker angestiegen als die bei Hochqualifizierten mit sieben
Prozent. "Offenbar ist auch für Personen mit niedrigerem formalem
Bildungsniveau (mehr und mehr) eine höhere regionale Flexibilität
erforderlich. Gerade in Großstädten sind die Mieten sehr stark gestiegen,
sodass diese Beschäftigten eher in Vororten wohnen und in das Zentrum
fahren müssen", schreiben die IAB-Arbeitsmarktforscher.

Unterscheidet man die Distanzen nach den beruflichen Tätigkeiten der
Pendler, bestätigt sich der Trend, der bei der Auswertung der
Pendeldistanzen nach dem Bildungsniveau sichtbar wurde. Einfache
Tätigkeiten sind mit kürzeren Strecken zum Arbeitsplatz verbunden (9,2
km), mit steigendem Anforderungsprofil erhöht sich die Entfernung (10,9 km
bei qualifizierten Tätigkeiten). Besonders auffällig ist die Pendelstrecke
für Ingenieurinnen und Ingenieure. Sie pendeln mit mehr als 18 Kilometern
am weitesten.

Aus der IAB-Studie geht zudem hervor, dass die Entfernung zum Arbeitsplatz
für Männer im Schnitt größer ist als für Frauen. So liegt die mittlere
Pendeldistanz von Männern bei 12,5 km, die von Frauen bei 8,8 km. Für
Frauen ist die mittlere Pendeldistanz aber stärker gestiegen als für
Männer (26 Prozent bzw. 18 Prozent).

Um die Pendelverflechtungen von Metropolen mit ihrem Umland zu
veranschaulichen, haben die Forscher drei Beispiele miteinander
verglichen: Berlin, München sowie die Rhein-Ruhr-Region um Düsseldorf,
Essen und Dortmund. Im Umland von Großstädten wie Berlin und München leben
viele Beschäftigte mit langem Weg zur Arbeit. Dagegen sind die
Pendeldistanzen in der dicht besiedelten Region um Düsseldorf, Essen und
Dortmund deutlich kürzer.

Für die Studie wurden neue Daten und Analyseverfahren genutzt, um die
Pendlerbewegungen erheblich genauer als in bisherigen Studien üblich
abzubilden. Dies erlaubt, Aussagen über Pendelbewegungen innerhalb und
zwischen Metropolregionen, Städten und Gemeinden zu treffen, die bisher
nicht möglich waren.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1018.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1648: Durchbruch im öffentlichen Dienst des Bundes und der Kommunen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. April 2018

Durchbruch im öffentlichen Dienst des Bundes und der Kommunen

Bsirske: "Bestes Tarifergebnis seit vielen Jahren"



Berlin - Bei den Tarifverhandlungen für die 2,3 Millionen Beschäftigten im
öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen wurde eine Einigung
erzielt. Der neue Tarifvertrag soll am 1. März 2018 in Kraft treten.

7,5 Prozent Lohnerhöhung bei 30 Monaten Laufzeit, darauf haben sich
die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes in Potsdam
verständigt. Der Verhandlungsführer der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank Bsirske sprach vom "besten
Ergebnis seit vielen Jahren". Besonders hohe Zuwächse habe man in den
Bereichen vereinbaren können, in denen der öffentliche Dienst die
größten Personalgewinnungsprobleme auf dem Arbeitsmarkt hat: Bei
Fach- und Führungskräften, Technikern, Ingenieuren, IT-Fachleuten und
bei den sozialen Berufen, betonte Bsirske.

Der ver.di-Vorsitzende hob hervor, dass es zugleich gelungen sei,
auch für Beschäftigte in den unteren und mittleren Entgeltgruppen
einen deutlichen Sprung nach oben zu sichern. Bsirske: "100 Euro mehr
an Ausbildungsvergütung und eine Anhebung der Löhne um
durchschnittlich 10 Prozent bei Beschäftigungsbeginn. Dies erhöht die
Attraktivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber. Das ist
wichtig, weil alle Bürgerinnen und Bürger auf einen funktionsfähigen
öffentlichen Dienst angewiesen sind."

Die Warnstreiks von 220.000 Beschäftigten in den letzten Tagen hätten
dazu beigetragen, dass jetzt ein Durchbruch erzielt werden konnte,
unterstrich der ver.di-Vorsitzende. Er begrüßte zugleich, dass
Bundesinnenminister Horst Seehofer in den Verhandlungen die zeit- und
wirkungsgleiche Übertragung auf die Beamtinnen und Beamten zugesagt
habe.

Nach einer intensiven Diskussion hat die Bundestarifkommission den
ver.di-Mitgliedern für die anstehende Mitgliederbefragung die Annahme
des Ergebnisses empfohlen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06538: Glück des Mutigen (SB)

Solide Buchfortsetzungen, nein danke, sagen sich viele Schachspieler,
ist alles zu behäbig, ich spiele lieber irgendein Gambit. So beginnt
die Partie und weicht nach ein paar Zügen vom Pfad konventioneller
Theorie ab. Das Bauern- oder seltener Figurenopfer muß gar nicht den
strengen Richtlinien der Herren Theoriewächter genügen. Das
Temperament des Spielers ist der Lenker seines eigenen Geschicks. Er
spielt, um zu spielen, besser noch, um zu gewinnen und stellt sich auf
den Standpunkt, daß der Verteidiger keinen Fehler machen darf, er
selbst dagegen ja bereits alle Brücken hinter sich abgeschlagen habe,
also sich um Fehler oder Nichtfehler keine Sorgen mehr machen braucht.
Sein riskantes Unterfangen ist freilich zur Zeit auf Offenen
Meisterschaften groß in Mode ist. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte
Schachfreund Manca mit den weißen Steinen gegen die Philidor-
Verteidigung zu kämpfen. Deren langatmige positionelle Gefechte
entsprachen jedoch nicht seinem freibeuterischen Stil. Kurzum wurde
ein Bauer geopfert, eine Figur angeboten, dann noch ein zweiter Bauer
in den schwarzen Schlund geworfen, und das alles in nur 12 Zügen. Und
nun flackerten die Nerven seines Kontrahenten Braga. Freund Manca
tauschte nun die Läufer mit 13.Lc4xe6. Nach 13...Dg4xe6! wäre nicht zu
sehen gewesen, wofür Weiß die beiden Bauern geopfert hatte. Doch Braga
ließ sich zu 13...Sc5xe6? verführen, und was dann folgte, war ein
Angriffsspiel reinsten Wassers, Wanderer.
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Manca - Braga

Reggio Emilia 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die taktischen Parameter schrieben den Opferzug 1.Lc4xf7+!! geradezu
vor. Genauestens berechnet werden mußten die Folgen nicht, zumal der
schwarze König den weißen Figuren mehr oder weniger hilflos
ausgeliefert war. Der direkte Gewinnzug ergab sich dann aus der
Situation heraus: 1...Tf8xf7 2.Te1-e8+ Lg7-f8 3.Sf3-e5 Dd6-f6 -
3...Sb6-d5? 4.Sc3xd5 Dd6xd5 5.Db3xd5 c6xd5 6.Se5xf7 nebst 7.Tc1xc8 -
4.Sc3-e4 - die Kavallerie prescht voran - 4...Df6-f4 5.Tc1xc6 Kg8-g7!
6.g2-g3! - wer hätte schon solche Verwicklungen voraussehen können,
denn nun wäre der weiße Angriff nach 6.Tc6xg6+ Kg7-h7 7.g2-g3 Df4-c1+
8.Kg1-g2 Dc1-c4 nicht weitergekommen - 6...Df4-f5 7.g3-g4! Df5-f4
8.Tc6xg6+ Kg7-h7 9.Se4-g5+! und Schwarz gab auf, da 9...h6xg5 10.Db3-
h3+ sofort entscheidet und 9...Kh7-h8 10.Se5xf7+ die Dame kostet.



Erstveröffentlichung am 21. April 2005

18. April 2018
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VORTRAG/441: Magdeburg - "Was haben Psychologen mit Klimaschutz zu tun?" am 23.4.2018

Was haben Psychologen mit Klimaschutz zu tun?

"Wissenschaft im Rathaus" am 23. April



Wann sind umweltpolitische Maßnahmen erfolgreich und wie lässt sich
Umweltbewusstsein entwickeln und steuern? Warum sind Anreizprogramme,
wie die Kaufprämie für Elektroautos nicht erfolgreich? Diese Fragen
werden am kommenden Montag, den 23. April 2018 bei "Wissenschaft im
Rathaus" diskutiert und erörtert. Referent ist Prof. Florian Kaiser
von der Otto-von-Guericke-Universität. Beginn ist um 19.00 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Seit vielen Jahren wird versucht, politisch gewollte Veränderungen wie
die Energiewende oder die Reduzierung des CO2-Ausstoßes mithilfe
finanzieller Anreizprogramme, z.B. der Abwrackprämie und mittels
gesetzlicher Vorgaben, z.B. das Erneuerbare-Energien-Gesetz zu
steuern.

Nicht wenige dieser Maßnahmen verfehlen aber die gewünschte Wirkung
oder bleiben hinter ihren Erwartungen zurück. So kam es bislang trotz
aller Förderungsbemühungen zu keiner merklichen Reduktion des
Pro-Kopf-Energieverbrauchs in Deutschland. Nicht selten zeigt sich
auch gesellschaftlicher Widerstand gegen geplante Maßnahmen, der sich
bis zur offenen Widersetzung auszuweiten vermag, wie z.B. bei
Stuttgart 21. Warum sind einige umweltpolitischen Maßnahmen
erfolgreich und andere nicht?

Der Professor für Persönlichkeits- und Sozialpsychologie wird in
seinem Vortrag zeigen, wie sich politisch motivierte
Verhaltenssteuerung nur dann strategisch zielsicher einsetzen lässt,
wenn die Eigenmotivation der Bevölkerung und damit die Psychologie in
die Überlegungen mit einbezogen wird.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus" ist ein
Gemeinschaftsprojekt der Magdeburger Forschungseinrichtungen, der
Städtischen Volkshochschule und der Stadtverwaltung. Jeweils am
letzten Montag des Monats präsentieren Magdeburger Wissenschaftler
ihre aktuelle Forschung und tauschen dafür ihr Forschungslabor und den
Hörsaal mit dem Alten Rathaus. Dabei werden aktuelle Forschungsthemen
aus unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen beleuchtet, die sowohl
die ganze Bandbreite als auch die Schwerpunkte des
Wissenschaftsstandorts Magdeburg verdeutlichen. Die Teilnahme an den
Veranstaltungen ist kostenlos.

Die Termine und Themen der Vorträge für das Jahr 2018 sind unter
www.magdeburg.de/Start/Wissenschaft-Bildung zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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MELDUNG/2247: Leichtgewicht - Heimkehr in vertraute Sphären ... (SB)



Mikey Garcia zieht sich aus dem Halbweltergewicht zurück

Miguel Angel "Mikey" Garcia gehört zu den herausragenden Akteuren des
aktuellen Boxgeschäfts. Der 30 Jahre alte US-Amerikaner mexikanischer
Herkunft aus Oxnard in Kalifornien ist in 38 Kämpfen ungeschlagen und
Weltmeister im Federgewicht (WBO), Superfedergewicht (WBO),
Leichtgewicht (WBC) und Halbweltergewicht (IBF) geworden. Vor ihm
gelang nur Manny Pacquiao und Juan Manuel Marquez dieses Kunststück,
in den genannten vier Gewichtsklassen einen Titel zu gewinnen. Garcia
ist jedoch nicht nur ein überragender Boxer, sondern auch gewandt im
Umgang mit den Medien und mithin ausgesprochen präsentabel.

Nachdem ihn Streitigkeiten mit seinem Promoter für mehr als zwei Jahre
außer Gefecht gesetzt hatten, schien ungewiß, ob er seine Karriere
unbeschadet wieder aufnehmen könnte. Er beantwortete die offene Frage
auf seine Weise, indem er Anfang 2017 in seinem zweiten Kampf nach
langer Abwesenheit im MGM Grand in Las Vegas mit Dejan Zlaticanin den
WBC-Weltmeister im Leichtgewicht entthronte. Zudem gelang ihm das auf
höchst überzeugende Weise, da der zuvor in 22 Kämpfen unbesiegte
Titelverteidiger bereits in der dritten Runde geschlagen auf den
Brettern lag.

Daß er sich auch in höheren Limits gegen hochklassige Gegner
durchsetzen kann, stellte Garcia im Juli unter Beweis, als er im
Barclays Center in Brooklyn einen vielbeachteten Sieg im Prestigekampf
gegen Adrien Broner, ehemals Champion in vier Gewichtsklassen bis
hinauf zum Weltergewicht, errang. Am 10. März 2018 wurde er
schließlich Weltmeister in der vierten Gewichtsklasse, indem er sich
im texanischen San Antonio durch einen einstimmigen Punktsieg über den
zwei Jahre jüngeren Russen Sergej Lipinets auch den Gürtel der IBF im
Halbweltergewicht sicherte. Wenngleich das Ergebnis eindeutig für
Mikey Garcia sprach, hatte er doch erheblich größere Probleme als
erwartet. Er war zwar schneller und technisch versierter als der
Titelverteidiger, der jedoch ständig Druck machte und härter schlug.
Da etliche Runden nahezu ausgeglichen verliefen, hätte der insgesamt
verdiente Vorsprung des Herausforderers auf den Zetteln der
Punktrichter durchaus knapper ausfallen können.

Nachdem Mikey Garcia noch vor kurzem in Erwägung gezogen hatte, im
Halbweltergewicht zu bleiben, hat er nun seine Meinung geändert. Er
legt den IBF-Titel nieder und kehrt ins Leichtgewicht zurück, wo er
nach wie vor WBC-Weltmeister ist. Die Entscheidung für einen der
beiden Gürtel war erforderlich, da der Verband WBC darauf bestanden
hatte. Berücksichtigt man, daß Garcia den Titel im Leichtgewicht fast
eineinhalb Jahre nicht verteidigt hat, muß man der WBC-Führung große
Geduld attestieren. Für die Konkurrenz war diese Situation natürlich
höchst unerfreulich, da sich sehr lange keine Gelegenheit bot, den
Champion herauszufordern.

Am 12. Mai tritt der hoch gehandelte Ukrainer Wassyl Lomatschenko
gegen WBA-Weltmeister Jorge Linares an, worauf sich Mikey Garcia mit
dem Sieger messen könnte. Eine Alternative böte ein Kampf gegen den
IBF-Champion Robert Easter, bei dem sich der Kalifornier ebenfalls
einen zweiten Gürtel im Leichtgewicht sichern könnte. Da es sich in
beiden Fällen um einen Vereinigungskampf mit einem anderen Titelträger
handelt, würde das WBC höchstwahrscheinlich grünes Licht geben. Danach
stünde für Garcia aber wohl eine Titelverteidigung gegen einen
Pflichtherausforderer an. [1]

Verständlicherweise hatte Mikey Garcia sogar Pläne geschmiedet, ins
Weltergewicht aufzusteigen, wo erheblich namhaftere Akteure
anzutreffen sind und viel mehr Geld zu verdienen ist. Als ihm jedoch
bereits Lipinets im Halbweltergewicht ungeahnte Probleme bereitete,
war im Grunde klar, daß er gegen herausragende Weltergewichtler wie
wie Errol Spence, Keith Thurman oder Terence Crawford chancenlos wäre.
Mit dem Titelgewinn in der vierten Gewichtsklasse hatte Garcia ein
selbstgesetztes Ziel erreicht, wobei er durchaus Kritik einstecken
mußte, sich den schwächsten Weltmeister dafür ausgesucht zu haben. Daß
sein Gesicht nach diesem Kampf derart gezeichnet war, als habe er
verloren, war ein Warnsignal, dem der Kalifornier nun Rechnung trägt.

Wie sich gezeigt hatte, konnte er im Halbweltergewicht nicht jene
Schlagwirkung aufbieten, die ihn im Leichtgewicht ausgezeichnet hatte.
Dadurch hatte er einem druckvoll angreifenden Gegner wie Lipinets
nichts entgegenzusetzen, was diesen gebremst hätte. Er mußte ihn
folglich ausmanövrieren, dabei aber mehr Treffer einstecken, als ihm
lieb sein konnte. Ähnlich oder schlimmer würde es ihm vermutlich gegen
Jose Ramirez, Regis Prograis oder Kyrill Relich ergehen, die alle hohen
Druck ausüben und hart zuschlagen können. Davon abgesehen stand
aktuell eine Pflichtverteidigung gegen den Belarussen Ivan Barantschik
an, der fünf Jahre jünger als Garcia und in 18 Auftritten ungeschlagen
ist. Auch das wäre wohl ein harter Kampf geworden, der ihm viel
abverlangt, aber relativ wenig eingebracht hätte.

Diese Aussicht dürfte neben der Vorgabe des WBC, er könne nicht
Champion in zwei Gewichtsklassen bleiben, maßgeblich dazu beigetragen
haben, daß Mikey Garcia den Aufstieg abgebrochen hat und ins
Leichtgewicht zurückgekehrt ist. Dort braucht er sich nicht mit
Kontrahenten herumschlagen, die erheblich größer und massiver gebaut
sind, sondern kann im Gegenteil neben seinen technischen Fertigkeiten
auch seine Physis ausspielen. Im angestammten Limit gehört er zu den
schwersten Akteuren, was ihm zusätzliche Vorteile verschafft.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/04/mikey-garcia-vacates-ibf-140lb-title/#more-261154

18. April 2018
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Ohne Flügel fliegen

Wie die Unmute Dance Company aus Kapstadt Übergänge schafft

Von Livia Kern



In gemeinsamen Performances überwinden südafrikanische Tänzerinnen
und Tänzer Zuschreibungen und Barrieren zwischen Menschen mit und ohne
Behinderungen.


"Mami, sind die echt?" Ein kleines Kind in den Zuschauerreihen
ist irritiert. Auf der Bühne sind schaurige Figuren zu sehen. Manche
leben - manche nicht. Sie tragen hautenge dunkelbraune Overalls, die
jeden Flecken Menschlichkeit abdecken. Ihre Gesichter sind hinter
ausdruckslosen Masken verborgen. Ihnen fehlt jede Mimik, nur
Einbuchtungen weisen auf verflossene Gesichtszüge hin. Mit
ruckartigen, kraftvollen, kämpfenden und immer wieder erstarrenden
Bewegungen beginnen die Figuren, auf einem Meer aus Holzspänen zu
erwachen. Zudem sind leblose, schmerzverkrümmte Skulpturen derart gut
in das Bild integriert, dass scheinbar alle Grenzen verwischen. Und
doch sind es nur den menschlichen Körpern nachempfundene Drahtgestelle
- mit feinen Stoffen umwoben und aus Südafrika eingeflogen, wo das
Stück "Ashed", auf Deutsch "Eingäschert", der Unmute Dance Company
2015 zum ersten Mal gezeigt wurde.

Unmute - Unstumm

Schon der Name der Truppe ist symbolreich: Unmute - Unstumm grob
übersetzt. Schließlich ist Andile Vellem gehörlos. Es ist vielsagend,
dass der 42-jährige Profitänzer neben seiner Perfektion in
zeitgenössischem (afrikanischem) und integrativem Tanz seine eigene
Tanzsprache entwickelt hat. Sign Dance - ein Ausdruck basierend auf
der Zeichensprache.

Vellem ist ein Multitalent, er hat Unmute mitbegründet und ist ihr
künstlerischer Direktor. Damit das Publikum die Symbole und Metapher
versteht, werden vor jeder Aufführung szenische Zusammenfassungen
verteilt. Sie erläutern die Objekte und Figuren auf der Bühne und
beschreiben die Rollen der Tänzerinnen und Tänzer. Alle Bilder und
Begegnungen haben eine Bedeutung. Unmute legt Wert darauf, dass man
weiss, was und wer genau repräsentiert wird. So bricht die Kompanie
mit etablierten Theatermustern und fordert die Zuschauerinnen und
Zuschauer heraus.

Versteinert und eingeäschert

Das Bühnenbild zeigt eine Landschaft nach einem Vulkanausbruch. Die
Holzspäne auf dem Boden versinnbildlichen die Asche, Figuren und
Skulpturen symbolisieren versteinerte Menschen. Das Stück ist keine
geschichtliche Auseinandersetzung mit dem Ausbruch des Vesuvs vor 2000
Jahren und den Versteinerten von Pompeji. Andile Vellem zeigt in
diesem Bild vielmehr seine Wahrnehmung der südafrikanischen
Gesellschaft: 23 Lavasteine hängen von der Decke - Zeichen für 23
Jahre Demokratie in Südafrika. Auch Skulpturen und Tänzer
repräsentieren verschiedene gesellschaftliche Gruppen des Landes.

Ohne Flügel fliegen - ohne Beine tanzen

Nadine Mckenzie, die als Kleinkind bei einem Autounfall ihre Beine
verlor und auf einer Schule für Behinderte Tanzunterricht erhielt,
rollt im Stuhl, fliegt durch die Luft und landet auf dem Boden. Sehr
gekonnt bewegt sie ihren Oberkörper und ihre Arme. Sie drückt ihre
Hände auf die Brust, zieht mit einem Arm am anderen und hastet auf
ihren Rädern über die Bühne. Sie personifiziert Frauen mit
Gewalterfahrungen, die aber stark bleiben und für Frauenrechte und
Gerechtigkeit einstehen. Neben ihr kauert eine bewegungslose Skulptur,
die vergewaltigte und getötete Frauen repräsentiert. Sie bleibt wie im
Schock erstarrt, wird von Tänzern verschoben, getragen - mit anderen
leblosen Körpern aufgeschichtet. Dazu zählen Darstellungen von
Männern, die ihre Identität verloren und vergessen haben, und von
Kindern, die in einer gewalttätigen Gesellschaft aufgewachsen sind.

Ein Tänzer steht für Andries Tatane aus Fixburg, der 2011 während
eines Township-Protestes für bessere Infrastruktur aus nächster Nähe
von der Polizei angeschossen wurde und kurz darauf seinen Verletzungen
erlag. Ein anderer vertritt diskriminierte Ausländer aus anderen
afrikanischen Ländern. Sie alle zeigen mit ihren Bewegungen Gewalt,
Missbrauch, Selbsthass, Manipulation, schließlich Versteinerung.
Obwohl die kostümierten Körper ohne Augen sich viel bewegen, wirken
sie wie tot.

Zudem gibt es einen Boten, der keiner gesellschaftlichen Gruppe
angehört, sondern vom Choreographen ausgesandt wird, um die
Versteinerten aufzuwecken. Yaseen Manuel fällt diese Rolle zu. Der
25-jährige tanzt seit seiner Schulzeit. Neben klassischem Ballett
gehören Jazztanz sowie die in Südafrika entwickelten Gumboot- und
Pantsula-Tänze zu seinem Repertoire. Er führt auch durch die
Performance und durch die Geschichte Südafrikas.

Mama Afrika

Nur eine Frau im erdfarbenen voluminösen Kleid hat Augen: Sie wird
Mama Afrika genannt und verkörpert die Autorität der Älteren. Ihre
Aufgabe ist es, die Nation zu führen. Sie singt. Und wie. Babalwa
Makwethus volle, tragende Stimme prägt die ganze fünfzigminütige
Performance. Sie hat unter anderem in der Future Line Arts Academy in
Khayelitsha, einem Township bei Kapstadt, als Schauspielerin und
Sängerin gearbeitet. Nun singt sie die südafrikanische Nationalhymne
auf Xhosa sowie Gedichte, die speziell für "Ashed" geschrieben wurden
- klagend, manchmal anklagend. Man hört eine ungeheure Stärke und
Tiefe. In ihrem eindringlichen Gesang wiederholt sie manche Worte
immer wieder. Zweimal wechselt sie auf Englisch: "Wieso hassen sie die
anderen so sehr? Ich sehe sie kommen. Ich sehe sie töten. Wie ein
kopfloses Huhn."

Ringen um Einheit

Für das Schlussbild werden alle Skulpturen und Menschen übereinander
getürmt. Der Bote besteigt diesen Hügel aus Körpern. Dort oben singt
er in der südafrikanischen Gebärdensprache die Nationalhymne. Was man
sieht, ist ein gesunder junger Mann, der auf gepeinigten Figuren steht
und für die nationale Einheit gebärdet. Ein schwieriges Bild - wieder
stellt sich die Frage, ob nicht Tanz und Bewegungsbilder für sich
sprechen sollten, ohne dass man intellektuell die symbolischen
Bedeutungen kennt.

Weiß man, dass es sich um eine imaginäre Figur handelt, die es nicht
gibt - aber geben sollte -, verändert sich die Wahrnehmung. Sie
versinnbildlicht hier die geteilte Identität unterschiedlicher
Gruppierungen und die Aussage: "Zusammen sind wir stark". So
positioniert sich der Bote gegen eine Verdrängung des Leides. Einmal
mehr bricht hier die Unmute Dance Company bestehende Kategorien - ohne
den Bruch explizit zu thematisieren.

Findet dieser selbstverständliche Bruch zwischen separierten
Gruppierungen auch in der südafrikanischen Gesellschaft statt, um bald
gemeinsam auf geteilte Identität aufbauen zu können? Rae' Classen,
jüngstes Unmute-Mitglied und Absolventin der School of Dance an der
Universität von Kapstadt, meint: "Aus meiner Perspektive sehe ich das
in naher Zukunft nicht kommen. Es gibt zurzeit eine solch große
Trennung in unserem Land in Bezug auf wirtschaftliche Macht und
verschiedene Gruppen. Tiefe Risse durchziehen die Gesellschaft - vor
allem zwischen Arm und Reich. Wir sind weit entfernt von Gemeinschaft,
Kameradschaft und effizientem Funktionieren als Nation."

Um so wichtiger sind die vielen Übergänge und Verbindungen, die Unmute
schafft. Dazu zählen die Artikulation gesellschaftlicher Wünsche, die
Integration von Menschen mit und ohne Behinderung sowie die Teilhabe
für Alle über den eigenen kulturellen Raum hinaus - eine klare
politische Botschaft.

Arbeitsprozesse

Für die Erarbeitung eines neuen Stücks nehmen alle Künstlerinnen und
Künstler der Kompanie an einem Rechercheprozess teil, erklärt Rae'
Classen. Alle Unmute-Mitglieder sammeln relevante Texte zu einem neuen
Thema und diskutieren diese in der Gruppe. Sie wenden sich
Teilaspekten zu, setzen diese mit ihren eigenen Erfahrungen in
Beziehung, improvisieren und finden neue Ausdrucksformen.

Die Entscheidung, was auf der Bühne gezeigt wird, fällt der
Choreograph Themba Mbuli. Er begann sein Training im Jugendclub von
Soweto im Jahr 2000, später bei Moving into Dance Mophatong. 2008 trat
er der Inzalo Dance and Theatre Company bei, zudem ist er
künstlerischer Direktor des Broken Borders Arts Projects. Er hat für
und mit zahlreichen Choreographen gearbeitet. Sein eigenes Schaffen
hat er meist politisch brisanten Themen gewidmet, beispielsweise der
Auseinandersetzung mit politischen Gefangenen. Seit 2013 sind Mbuli
und Vellem ein Team. Ihre Unmute Dance Company ist die erste und
einzige, in der südafrikanische Tänzerinnen und Tänzer mit und ohne
Behinderungen gemeinsam auf der Bühne stehen, Trennlinien und
Barrieren überwinden. Sie treten in Schulen und bei Kulturfestivals im
ganzen Land auf. Das Publikum findet es gut, dass sich Unmute diesen
Themen stellt.

Grauzonen des Ausdrucks

Die Unmute Dance Company zeigt ihre Stücke auch auf anderen
Kontinenten, beispielsweise im Rahmen des Wildwuchsfestivals in Basel,
wo der Fokus auf "Kultur für Alle" lag - dieses Jahr im Speziellen auf
Inklusion und Diversität. Hier fiel "Ashed" auf, weil sich das Stück
thematisch nicht dem Erleben und der Auseinandersetzung mit
Verschiedenheit durch Behinderungen zuwandte, sondern andere
gesellschaftliche und politische Entwicklungen thematisierte. Die
Künstlerinnen und Künstler setzten sich nicht mit Inklusion
auseinander - sie handelten danach. Und das gut abgestimmt und
vorbehaltlos eingeführt. Nur die Lautstärke der Musik für Andile
Vellem, der beinahe taub ist und die Musik als Tänzer trotzdem hören
musste, wirkte störend und irritierend.

So war der (verstärkte) Gesang von Mama Afrika unerträglich laut.
Mehrere Zuschauer hielten sich die Ohren zu. Gleichzeitig wurden
Schüsse inszeniert, sterbende Körper vom Schock verzerrt. Die Mutter
mit dem kleinen Kind hatte den Saal bereits verlassen. Das war nicht
erstaunlich und man konnte sich fragen: Wieso schauen wir so etwas
Schreckliches mit an? Und das ist wohl gerade der Grund für die
Performance: Realisieren, dass man selbst keine versteinerte Skulptur
ist. Dass das, was da passiert, bewegt.

Im zeitgenössischen Tanz wollen Tänzer und Körper für sich sprechen -
ohne symbolisches Gerüst. Folglich ist es ein Wagnis, mit expliziten
Symbolen und klaren Aussagen zu arbeiten, aber auch ein interessanter
Ansatz - gerade von einem Choreographen, der die Gebärdensprache
spricht. Seine Art, auch im Alltag mit dem Körper zu kommunizieren,
mit Gesten, die eine explizite Bedeutung haben, findet in der Grauzone
zwischen Ausdruck durch Tanz und verbaler Sprache statt. Und in dieser
Grauzone ist eben auch sein Zugang zur Choreographie angesiedelt.

Nach der Aufführung diskutierte das Publikum nicht über die politische
Botschaft, sondern nur über das "Afrikanische". Gibt es etwas
grundsätzlich Anderes, Charakteristisches von Kampanien aus Afrika im
Vergleich mit Europa? Das reduziere die Kunst auf für sie irrelevante
Kriterien, sagt die Tänzerin Rae' Clasens. Die Arbeit mit Symbolen
oder die Lautstärke der Musik seien ihrer Kompanie eigen und nicht
eine Art und Weise, die sie mit anderen Kompanien aus Südafrika teile.
Und dennoch kommt die geisterhafte Mama Afrika in "Ashed" vor, sie
zeigt das Ringen um Identität und den Wunsch nach Einheit.


Autorin Livia Kern wirkte an internationalen Tanzfestivals,
-workshops und -ausbildungen mit. Sie studiert Philosophie und
Ethnologie in Basel und schrieb ihre BA-Arbeit über den kenianischen
Tänzer James Mweu.

 * 
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AKTUELL


ANGOLA

DIKTIERTER WAHLSIEG DER MPLA

Angola hat am 23. August gewählt. Neuer Präsident ist João
Lourenço. Der Wahlsieg der MPLA wird wegen möglicher Fälschung von der
Opposition angefochten. Lothar Berger erläutert die Gründe.

ANGOLAS NEUER PRÄSIDENT JOÃO LOURENÇO

Nach 38 Jahren Herrschaft von José Eduardo dos Santos bekommt Angola
einen neuen Präsidenten: João Lourenço. Was ist von dem
bisherigen Verteidigungsminister, zu erwarten? Antonio Cascais stellt
ihn vor.


MOSAMBIK

BLICK ZURÜCK IM ZORN MIT KROLL

Der Bericht des Buchprüfungsunternehmens Kroll zu den geheimen
Schulden Mosambiks wurde veröffentlicht. Wegen verwehrter
Akteneinsicht erhält er nur wenig erhellende Kenntnisse. Gottfried
Wellmer hat sich die Auswertung angeschaut.

MIT DEM GÜTERZUG DURCH EIN MINENFELD

Der Lohn der Angst: Im Spielfilm "The Train of Salt and Sugar"
unternehmen Händlerinnen eine lebensgefährliche Bahnreise durch das
Kriegsgebiet in Mosambik. Catherine Silberschmidt hat den Film
angeschaut.


SAMBIA

DER GUTE RUF IN GEFAHR

Sambia unter Edgar Lungu. Mit der vorübergehenden Verhaftung seines
Kontrahenten Hakainde Hichilema ließ der sambische Präsident seine
Muskeln spielen. Peter Meyns analysiert die Problemsituation.


MALAWI

VERLAGERTE KONFLIKTE

Afrikanische Flüchtlinge auf dem Weg nach Europa stehen im Fokus des
politischen und medialen Interesses. Doch die meisten Menschen suchen
in ihren Nachbarländern Zuflucht. Das führt zu vielschichtigen
Problemen, wie Watipaso Mzungu in Malawi zeigt.


SWASILAND

BESORGT UM MENSCHENRECHTE

Zwanini Shabalala ist Pastor der Evangelisch Lutherischen Kirche im
südlichen Afrika - Östliche Diözese in Swasiland. Tobias Schäfer-Sell
hat ihn zur Lage in Swasiland interviewt.


SÜDAFRIKA

TRANSNETS LÄSTIGE VERMITTLER

Haben deutsche Softwarehersteller wie die SAP und Software AG sog.
Kickbacks an skurrile Gupta-Firma bezahlt - als Erfolgsprämie für
Großaufträge des Frachtlogistik Unternehmens Transnet? Gottfried
Wellmer kennt die Antwort.

MIT SCHMIERENKAMPAGNE VERZOCKT

Die PR-Agentur Bell Pottinger steht unter Insolvenzverwaltung. Sie
sollte mit einer dreisten Kampagne vom Guptagate-Skandal in Südafrika
ablenken. Doch sie hat sich verzockt. Gottfried Wellmer über die
Hintergründe.

Südafrika: Literatur

WIR SIND VIELES

In Kapstadt leben über 800.000 Coloureds. Für viele ist der Islam Teil
ihres Lebens. Sean Jacobs und Dan Magaziner haben die Kapstädter
Schriftstellerin Nadia Davids zu Coloured-Identitäten in der
Literatur interviewt.

Südafrika: Geschichte

"LET US DIE LIKE BROTHERS"

Vor 100 Jahren ist die SS Mendi untergegangen. Dabei sind Hunderte
schwarze Südafrikaner ertrunken, die auf Geheiß der Briten am Ersten
Weltkrieg teilgenommen haben. Von Fabrice Bornkessel.

Südafrika: Tanz

OHNE FLÜGEL FLIEGEN

Livia Kern beschreibt, wie die Unmute Dance Company aus Kapstadt in
ihren Aufführungen Zuschreibungen und Barrieren zwischen Menschen mit
und ohne Behinderungen überwindet.


SÜDLICHES AFRIKA

URBANES AFRIKA UND URBANISIERTE AFRIKANER

Afrikas Bevölkerung ist jung und urban. Das betrifft auch die
SADC-Länder. Rita Schäfer stellt innovative Studien zur Urbanisierung
aus der Region vor.


SERVICE

REZENSIONEN
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SCHAUSPIEL/1178: Kiel - "Ein Bericht für eine Akademie", Premiere im Theater die Komödianten am 19.04.2018

Theater Die Komödianten

"Ein Bericht für eine Akademie"

von Franz Kafka

Premiere am 19. April 2018

Weitere Vorstellungen im April und Mai






[image: Plakat zur Aufführung -Quelle: Theater Die Komödianten]

Quelle: Theater Die Komödianten



Der Kulturaustausch zwischen dem Theater Die Komödianten und dem
Tilsit-Theater aus Sovetsk geht weiter. Diesmal ist es der Austausch von
Regisseuren. Unter dem Motto: "Regie öffnet Welten" wird Ivan Dentler im
Oktober 2018 in Sovetsk in Russland inszenieren. Den Auftakt macht der
Regisseur Artjom Terjochin vom Tilsit-Theater, Sovetsk. Er inszeniert am
Theater Die Komödianten "Ein Bericht für eine Akademie" von Franz Kafka.

Ein Affe mit Namen Rotpeter stattet Bericht ab - vor einer Akademie hoher
Herren, die sich für sein »äffisches« Leben interessieren. Doch der Affe
berichtet über fünf Jahre der Menschwerdung.




[image: Rotpeter gespielt von Anke Pfletschinger - Foto: © Thomas Eisenkrätzer]

Rotpeter gespielt von Anke Pfletschinger

Foto: © Thomas Eisenkrätzer



1. Lektion: Den offenen Handschlag lernen. 2. Lektion: Rauchen. 3. Lektion:
Die Schnapsflasche... Mit schier übernatürlicher Kraft gelingt es ihm, dem
Affen, die Durchschnittsbildung eines Europäers zu erlangen. Er sucht einen
Ausweg aus der Gefangenschaft. Am Ende kann er wählen: Zoo oder Varieté,
Käfig oder Zurschaustellung.

Regie: Artjom Terjochin (vom Tilsit-Theater, Sovetsk, Russland)

Rotpeter: gespielt von Anke Pfletschinger

Mit Unterstützung der Landeshauptstadt Kiel und dem Ministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein.




Premiere am Donnerstag, den 19. April 2018 um 20 Uhr

Weitere Vorstellungen:

April: FR + SA am 20., 21. um 20 Uhr

Mai: FR + SA am 11., 12. / 18., 19. um 20 Uhr

Kartenpreise: 16 EUR, ermäßigt 10 EUR, Schüler 6 EUR

Kartenreservierung: Telefonisch: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Theater Die Komödianten

Wilhelminenstraße 43, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 55 34 01

E-Mail: theater@komödiantentheater.de

Internet: www.komoedianten.com
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SCHAUSPIEL/1177: Bremen - Premiere "die unverheiratete", 28.04.2018

Theater Bremen

Schauspiel-Premiere "die unverheiratete"

Nina Mattenklotz inszeniert Ewald Palmetshofers kunstvolle
Sprachpartitur für sieben Schauspielerinnen 

- Premiere am 28. April im Kleinen Haus



Wie geben sich Schuld und Verantwortung über Generationen durch
Schweigen und Verdrängung weiter? Dieser Frage geht Regisseurin Nina
Mattenklotz in ihrer aktuellen Produktion am Theater Bremen nach. "die
unverheiratete" von Ewald Palmetshofer ist - nach
der Uraufführung von Thomas Melles "Ännie" (2016) - ihre zweite
Inszenierung eines zeitgenössischen Dramatikers für das Kleine Haus
und nach "Pippi Langstrumpf" und "Pünktchen und Anton" die vierte
Arbeit für das Theater Bremen. Annemaaike Bakker, Karin Enzler, Gina
Haller, Irene Kleinschmidt, Iris Minich, Gabriele Möller-Lukasz und
Stephanie Schadeweg bilden - ergänzt von drei jungen Akteurinnen - das
Ensemble für die sich über drei Generationen erzählende Geschichte.
Die Premiere ist am Samstag, 28. April um 20 Uhr im Kleinen Haus.

Eine wahre Begebenheit: Im April 1945 wird ein Soldat wenige Tage vor
Kriegsende als Deserteur hingerichtet. Einige Monate später - nach dem
Ende der Nazi-Diktatur - wird die Frau, die ihn angezeigt hatte, der
Denunziation für schuldig befunden und zu einer mehrjährigen
Haftstrafe verurteilt. Ewald Palmetshofer verknüpft die historischen
Fakten in seinem 2015 mit dem Mülheimer Dramatikerpreis
ausgezeichneten Drama "die unverheiratete" mit der Gegenwart und
erzählt von der alt gewordenen Täterin, ihrer Tochter und ihrer
Enkelin als zeitgenössischem Elektra-Stoff. Im Krankenhaus, in das
?die Alte? nach einem Sturz eingeliefert wurde, überlagern sich in
ihrem Bewusstsein Vergangenheit und Gegenwart, dringt lange Jahre
Verdrängtes wieder an die Oberfläche. Personifiziert im Chor der
"hundsmäuligen Schwestern" melden sich - Rache fordernden Erinnyen
gleich - die Stimmen der Vergangenheit zurück, konfrontieren ?die
Alte? mit ihrer Tat, die als blinder Fleck in die Gegenwart
hineinreicht und auf diese Weise die Biografien der Tochter und der
Enkelin prägt. Die altgewordene Täterin erkennt ihre Schuld bis heute
nicht an, beruft sich darauf, sich seinerzeit gesetzeskonform
verhalten und nicht gewusst zu haben, dass ihr Handeln die Exekution
des Soldaten nach sich ziehen würde.

Die Schuldfrage sei sehr vielschichtig, meint Meike Schmitz, die die
Produktion als Dramaturgin betreut und zum ersten Mal am Theater
Bremen arbeitet. Es gehe um die Frage, wie die Tat das Leben von drei
Generationen beeinflusse und ein Netz aus Verdrängung, Liebe und Hass
auslege, in dem die Protagonistinnen verfangen seien. "Aber die
Thematik geht über den intergenerativen familiären Konflikt noch
hinaus", so Schmitz. "Der Text formuliert eine generelle Forderung
nach Menschlichkeit und Moral, die unabhängig ist von Systemen und
Zeiten."

Nina Mattenklotz studierte Medienkultur, Neuere Deutsche, Literatur
und Psychologie an der Universität Hamburg sowie Regie an der
Theaterakademie Hamburg. Ihre während des Studiums erarbeiteten
Inszenierungen wurden zum Körber Studio Junge Regie sowie zum
Heidelberger Stückemarkt eingeladen. 2008 wurde sie mit dem
Doctores-Völschau-Preis für Nachwuchsregie ausgezeichnet. Nina
Mattenklotz inszeniert u. a. am Schauspielhaus Wien, am Schauspielhaus
Graz und am Luzerner Theater. Am Theater Bremen war zuletzt ihre
Uraufführung von Thomas Melles "Ännie" zu sehen.

Premiere am Samstag, 28. April um 20 Uhr im Kleinen Haus.

Regie: Nina Mattenklotz

Bühne: Johanna Pfau

Kostüme: Lena Hiebel

Komposition: Carsten Meyer

Musikalische Leitung:Romy Camerun

Dramaturgie: Meike Schmitz

Mit: Annemaaike Bakker, Karin Enzler, Gina Haller, Charlotte
Kleinschmidt, Emilie Kleinschmidt, Irene Kleinschmidt, Josefine Kröll,
Iris Minich, Gabriele Möller-Lukasz, Stephanie Schadeweg

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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TREFF/433: Berlin - Theater trifft Wissenschaft, Diskussionsabend zumThema Willensfreiheit, 25.04.

idw - Pressemitteilung:Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren

Theater trifft Wissenschaft: Diskussionsabend zum Thema
Willensfreiheit



Wer oder was prägt unsere Lebensgeschichte? Welche Rollen nehmen wir
ein? Und sind unsere Entscheidungen und Handlungen frei?

Das Theaterstück "Eine Frau - Mary Page Marlowe" von Tracy Letts am
Berliner Ensemble wirft viele Fragen rund um Identität und die
Freiheit des menschlichen Willens anhand einer Lebensgeschichte auf.
Vier Schauspielerinnen unterschiedlichen Alters geben Einblicke in das
Leben einer amerikanischen Frau zwischen Alkoholismus, Sucht und
zerrütteten Familienverhältnissen. In der Inszenierung des Regisseurs
David Bösch dreht sich die Bühne wie ein Karussell des Lebens.

Nach der Vorstellung am 25. April 2018 diskutieren in einem
Nachgespräch die Dramaturgin Sibylle Baschung sowie die
Schauspielerinnen Bettina Hoppe und Corinna Kirchhoff mit den
Wissenschaftlern Johannes Beckers und Andreas Meyer-Lindenberg über
das Thema "Willensfreiheit". Der Epigenetiker und der Neuropsychologe
geben Hintergrundwissen zu Fragen rund um familiäre Prägung,
Veranlagung und Willensfreiheit. Dazu laden wir Sie herzlich ein.

Podium:

Johannes Beckers (Helmholtz Zentrum München, Deutsches

Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt)

Andreas Meyer-Lindenberg (Zentralinstitut für Seelische Gesundheit in
Mannheim)

Sibylle Baschung (Dramaturgie)

Bettina Hoppe und Corinna Kirchhoff (Hauptdarstellerinnen)

Moderation: Andreas Kosmider, Helmholtz-Gemeinschaft

Nachgespräch nach der Vorstellung von "Eine Frau - Mary Page Marlowe"
von Tracy Letts

Theatervorstellung im Berliner Ensemble: 25. April, 19:30 Uhr, Großes
Haus. Anschließende Diskussion: ab 21.15 Uhr, Großer Salon.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution422

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, Roland Koch, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/517: Sag mir, wo die Blumen sind - Pflanzenvorkommen in Deutschland per App erfassen (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 18. April 2018

Sag mir, wo die Blumen sind: Pflanzenvorkommen in Deutschland per
App erfassen

- Kartierung von Pflanzenvorkommen jetzt bundesweit per Smartphone
möglich

- Daten geben Aufschluss über Entwicklung der Gefäßpflanzenarten



Bonn, 18. April 2018: Welche Pflanzenarten kommen wo in Deutschland
vor? Mit der neuen App "Deutschlandflora" kann das Vorkommen von Farn-
und Blütenpflanzen jetzt bundesweit per Smartphone dokumentiert
werden. Damit können künftig alle fachkundigen Bürgerinnen und Bürger
zum Wissen über Gefäßpflanzen in Deutschland beitragen. Die
Beobachtungsdaten werden in das Deutschlandflora-Portal eingespeist
und in zusammengefasster Form als Verbreitungsdaten vom Bundesamt für
Naturschutz (BfN) auf der Website www.floraweb.de öffentlich zur
Verfügung gestellt. Die App für iOS und Android Smartphones steht im
jeweiligen App-Store zur Verfügung. Das Deutschlandflora-Portal und
die App werden vom Botanik-Verband "Netzwerk Phytodiversität
Deutschland (NetPhyD)" betrieben und betreut.

"Die Vielfalt der Pflanzen in Deutschland können wir nur mithilfe
breiter ehrenamtlicher Unterstützung erfassen und dokumentieren. Die
gesammelten Daten geben auch Aufschluss über den Rückgang oder die
Zunahme bestimmter Pflanzenarten. Für den Naturschutz stellen sie
somit eine wertvolle Entscheidungsgrundlage dar", sagt BfN-Präsidentin
Prof. Dr. Beate Jessel. "Deshalb wollen wir möglichst viele
fachkundige Bürgerinnen und Bürger ermutigen, sich mit Hilfe der
Anwendung aktiv an der bundesweiten Kartierung zu beteiligen."

In der App können unter anderem eine Beschreibung des Fundortes, der
floristische Status, Angaben zur Häufigkeit am Ort, ergänzende
Kommentare oder auch ein Belegfoto der gefundenen Exemplare vor Ort
erfasst werden. Die Lokalisierung des Vorkommens kann GPS-genau
ermittelt oder manuell auf einer Hintergrundkarte verortet werden. Die
Beobachtungen werden zunächst lokal im Smartphone gespeichert. Bei
guter Mobilfunk-Internetverbindung können die erfassten Vorkommen
bereits im Gelände oder aber später bei vorhandener WLAN-Anbindung in
das Portal der deutschlandweiten Florenkartierung auf
www.deutschlandflora.de/dflor hochgeladen werden. Voraussetzung
hierfür ist die Registrierung im Deutschlandflora-Portal, die über die
App oder über die Portalseite erfolgen kann. Die hochgeladenen
Beobachtungen werden für alle registrierten oder nur für Mitglieder
von Kartiergruppen sichtbar und können durch Artenkennerinnen und
Artenkenner gesichtet und verifiziert werden.

Das Deutschlandflora-Portal ist die zentrale Online-Plattform der
floristischen Kartierung in Deutschland. Es wurde vom BfN mit Mitteln
des Bundesumweltministeriums entwickelt. Ziel ist es, floristische
Kartierungsdaten bundesweit zusammenzuführen, zu sichern und sichtbar
zu machen. Das Portal und die zughörige Datenbank betreibt und betreut
der Verband NetPhyD. Die neue App wurde vom BfN beauftragt und
finanziert. Von NetPhyD bezieht das BfN periodisch die auf
Rasterfelder aggregierten Verbreitungsdaten für Naturschutzaufgaben
und stellt diese über das Fachinformationssystem FloraWeb unter
www.floraweb.de zur Verfügung. FloraWeb ist das
Online-Informationsangebot des BfN über wild wachsende Pflanzenarten,
Pflanzengesellschaften und die natürliche Vegetation Deutschlands. Die
Datenbank der Verbreitungsdaten in Floraweb besteht aus fast 30
Millionen Datensätzen. Diese wurden von Tausenden meist ehrenamtlich
tätigen Pflanzenkennerinnen und -kennern in jahrelanger
Kartierungsarbeit im Gelände erhoben.


Hintergrund:

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) fördert die ehrenamtliche
Erforschung der Flora von Deutschland seit Jahrzehnten durch die
Bereitstellung von Kartierungssoftware und Erfassungsportalen. Von
2008 bis 2013 wurde der Verband "NetPhyD" in einem Forschungs- und
Entwicklungs-Vorhaben mit Mitteln des Bundesumweltministeriums damit
beauftragt, die Vielzahl regionaler Datenbestände aus ehrenamtlichen
Initiativen oder aus Datenbeständen der Länderfachbehörden in einer
bundesweiten Datenbank zusammenzuführen, datentechnisch zu
standardisieren und fachlich-inhaltlich zu harmonisieren. Für die
Beteiligung zahlreicher Spezialistinnen und Spezialisten für
schwierige Artengruppen wurde ein Internetportal entwickelt, über das
die zusammengeführten Daten als Karten visualisiert und zu jeder
Einzelangabe Korrekturen und Ergänzungen erfasst werden konnten. Das
Vorhaben wurde 2013 mit der Veröffentlichung des ersten bundesweiten
Verbreitungsatlas nach der Wiedervereinigung abgeschlossen.

Von 2014 bis 2016 wurde NetPhyD im Rahmen eines weiteren FuE-Vorhabens
damit beauftragt, ein internetbasiertes System für die Fortschreibung
und Verstetigung der Datenbasis zur Flora von Deutschland auf Basis
der Erfahrungen des vorigen Projektes zu entwickeln und zu betreiben.
Seit Anfang 2017 ist das entwickelte System unter der Adresse
www.deutschlandflora.de im Einsatz. Es basiert auf einer in England
erfolgten Entwicklung mit der Bezeichnung "INDICIA", die als freie
Software mit offenen Komponenten (open source) verfügbar ist. NetPhyD
betreibt mit dem Portal unter www.deutschlandflora.de/dflor die
Erfassung und Zusammenführung von Kartierungsdaten zur Fortschreibung
der Datenbasis für die deutschlandweite Florenkartierung.



Deutschlandflora-App im Google Play Store: 

https://play.google.com/store/apps/details?id=com.novimapp.dfapp

Deutschlandflora-App im i-tunes App-Store: 

https://itunes.apple.com/de/app/deutschlandflora-app/id1366770970?mt=8

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.04.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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WALD/209: Mexiko - Waldflächen von Bergbau bedroht (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Waldflächen von Bergbau bedroht

Von Movimiento Mesoamericano contra el Modelo Extractivo Minero (M4)






[image: Foto: Desinformémonos]

Vom Bergbau zerstörtes ehemaliges Waldgebiet

Foto: Desinformémonos



(Mexiko-Stadt, 6. April 2018, desinformémonos) - Die Waldgebiete in
Mexiko stehen im Zentrum eines Territorialkonflikts angesichts der
Expansion der Bergbauindustrie. In dem lateinamerikanischen Land gibt
es derzeit 895 Bergbauprojekte und 58 Prozent der mexikanischen
Waldflächen (d.h. 64,5 Millionen Hektar) im ganzen Land sind von den
Erkundungs- und Abbaulizenzen betroffen.

Am stärksten sind die Waldgebiete des Bundesstaates Jalisco von den
Eingriffen der Bergbauindustrie betroffen (41 Abbaulizenzen), gefolgt
von Chihuahua (53), Durango (32), Sonora (56) und Sinaloa (78).
Insgesamt müssen diese Bundesstaaten 8,4 Millionen Hektar ihres
Territoriums nationalen sowie transnationalen Bergbau-Unternehmen
überlassen.

Das unbegrenzte Wachstum der Bergbauindustrie ruft sozioökonomische
Konflikte hervor, die von Gewässerverschmutzung und der Zerstörung von
Ländereien bis hin zu Ermordungen und Zwangsumsiedlungen ganzer
Gemeinden reichen. Trotz der nationalen und internationalen
Rechtsgrundlagen, denen Mexiko zugestimmt hat, werden die Rechte der
Gemeinden verletzt und es wird ihnen das Recht auf Selbstbestimmung
genommen oder es werden Befragungsprozesse simuliert, um die
Legitimation und die Entwicklung der Bergbauprojekte zu ermöglichen.


Starker Anstieg der Lizenzen seit dem Jahr 2000

Seit dem Jahr 2000 steigt die Anzahl von Abbaulizenzen, die der
mexikanische Staat bewilligt hat, exponentiell. Außerdem wurde das
sogenannte Bergbaugesetz verabschiedet, welches dem Bergbau gegenüber
anderen Formen der Ressourcennutzung den Vorzug gibt. Von 2000 bis
2017 haben die Minengesellschaften den Gegenwert von doppelt so viel
Gold und halb so viel Silber abgebaut wie während der 300-jährigen
spanischen Kolonialzeit Mexikos. Insgesamt erwirtschaftet die genannte
Industrie durchschnittlich einen Jahresgewinn von mehr als 200.000
Millionen Dollar.

"Bergbau in Mexiko bedroht gemeinschaftliche Waldgebiete" - diesen
Titel trägt eine Studie [1], die darauf hinweist, dass mehr als 16
Millionen Hektar Wald in dem nordamerikanischen Land - und damit 44%
aller Bergbau-Projekte auf nationaler Ebene - der Entwicklung des
Bergbaus zugeteilt werden - sei es in der Phase der Erschließung, der
Entwicklung oder des Abbaus.

Der Bericht hebt außerdem hervor, dass von den 11.843 anerkannten
Waldstücken in Mexiko bei 4.997 (also bei etwas weniger als der
Hälfte) ein Teil der Gebiete für den Abbau bestimmt wurde; es kommt
sogar zu Überlappungen zwischen Abbaulizenzen und Naturschutzgebieten
(2.521 Lizenzen auf vier Millionen Hektar); Grundstücken, die Gelder
für den Umweltschutz erhalten (1.243 Abbaulizenzen auf 434.483 Hektar)
und/oder forstwirtschaftlicher Holznutzung (3.742 Abbaulizenzen auf
12.6 Millionen Hektar).


Anmerkungen:

[1] http://www.ccmss.org.mx/wp-content/uploads/2017/11/Analisis_Mineria_CCMSS_light.pdf


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/waldflaechen-von-bergbau-bedroht/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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FORSCHUNG/460: Plastik stimuliert Bakterien im Meer (idw)

Universität Wien - 17.04.2018

Plastik stimuliert Bakterien im Meer



Welche Auswirkungen Plastik und die darin enthaltenden Inhaltsstoffe
wie Weichmacher auf die Basis der Nahrungsnetze, im Wesentlichen die
Bakteriengemeinschaften des Meeres, haben, steht im Fokus der
ForscherInnen um Gerhard J. Herndl von der Universität Wien. Sie
untersuchen insbesondere, wie diese Inhaltsstoffe von den Bakterien,
die als Biofilm auf dem Plastik "wachsen", aufgenommen werden. Dabei
fanden sie heraus, dass die Freisetzung von organischem Material aus
Kunststoffen den Kohlenstoffkreislauf in den Ozeanen drastisch
verändert. Die Ergebnisse der Studie erscheinen aktuell im
renommierten Fachjournal "Nature Communications".

Die Produktion von Plastik stieg weltweit von rund 140 Millionen
Tonnen im Jahr 2000 auf 300 Millionen Tonnen im Jahr 2017. Eine große
Menge dieses Plastiks landet letztlich in der Umwelt und somit auch im
Meer. Schätzungen zufolge schwimmen an der Wasseroberfläche der Ozeane
ca. 250.000 Tonnen an Plastik: Von großen Plastikfolien, PET-Flaschen,
bis zu Mikroplastik - kleinste Plastikteilchen, die sich auch in
Kosmetika finden. Erhebliche Mengen an größeren Kunststoffteilen
wurden bereits in Walen und Großfischen gefunden. Kleinere
Plastikpartikel hingegen werden mit pflanzlichem Plankton verwechselt
und von tierischem Plankton gefressen. Somit beeinflusst Plastik die
Nahrungskette in den Meeren - von Plankton bis zu den Raubfischen.

Die Wirkung von Plastik auf die Basis der Nahrungsnetze und auf die
Bakteriengemeinschaften der Meere, die für die Aufbereitung von
Nährstoffen unerlässlich sind und somit erst die Grundlagen für die
Ausprägung des vielfältigen Lebens im Meer schaffen, sind bislang kaum
erforscht. Die häufigsten Plastikmaterialien, die im Meer an der
Wasseroberfläche treiben, sind Polyethylen und Polypropylen. Praktisch
alle Plastikmaterialien sind mit Zusatzstoffen versetzt, die
vorwiegend als Weichmacher fungieren.

An der Meeresoberfläche treibendes Plastik ist dem ultravioletten
Licht der Sonne ausgesetzt und wird von Bakterien und Algen besiedelt -
 dadurch bildet sich ein sogenannter Biofilm auf dem Kunststoff. Die
ForscherInnen widmeten sich der Frage, welchen Einfluss die
Sonneneinstrahlung auf das Plastik sowie die darin enthaltenen
Inhaltsstoffe hat und wie die Freisetzung des mikrobiellen Biofilms
auf die Aktivität der Mikroben im Meer wirkt.

Mikroben gedeihen auf Plastik

In ihrer aktuellen Studie untersuchten WissenschafterInnen um Gerhard
J. Herndl von der Universität Wien die Menge an organischem Material,
das im Meer aus Plastik herausgelöst wird und wie dieses die Aktivität
der Bakterien beeinflusst. Die Messungen ergaben, dass die etwa 10
Millionen Tonnen Plastik, die jährlich im Meer landen, rund 23.600
Tonnen an gelösten organischen Verbindungen ins Wasser abgeben. In den
Experimenten nahmen die Bakterien innerhalb von fünf Tagen etwa 60
Prozent der gelösten organischen Verbindungen aus dem Plastik auf,
wodurch die Aktivität der Mikroben stimuliert wurde. Im Gegenzug dazu
zeigte sich, dass diese Aktivität durch Sonneneinstrahlung wieder
reduziert wird. "Die UV-Strahlung führt offenbar zu strukturellen
Veränderungen der sich aus dem Plastik lösenden organischen
Verbindungen, sodass Bakterien diese weniger effizient aufnehmen
können", erklärt Gerhard J. Herndl.

Zunehmende Verschmutzung verändert Kohlenstoffkreislauf

Aktuelle Prognosen weisen darauf hin, dass sich die Verschmutzung
durch Plastik in den Meeren in den kommenden zehn Jahren verzehnfachen
wird. Damit geht auch eine drastische Zunahme von organischem Material
einher, das sich aus dem Plastik löst und damit die Aktivität der
Bakterien anregt. "Das führt dazu, dass sich der natürliche
Kohlenstoffkreislauf im Meer verändert, nicht nur jener an der Basis
des marinen Nahrungsnetzes", so Herndl abschließend.

Die Studie über den Einfluss von Plastik auf marine Mikroben wurde vom
Wissenschaftsfonds (FWF) gefördert.

Publikation in "Nature Communications"

"Dissolved organic carbon leaching from plastics stimulates microbial
activity in the ocean": Cristina Romera-Castillo, Maria Pinto, Teresa
Langer, Xose Anton �lvarez-Salgado, Gerhard J. Herndl. Nature
Communications. 

doi: 10.1038/s41467-018-03798-5

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03798-5

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news692637

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 17.04.2018
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RECHT/070: NABU begrüßt Urteil des Europäischen Gerichtshofes zum Bialowieza-Urwald (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 17. April
2018

NABU begrüßt Urteil des Europäischen Gerichtshofes zum Bialowieza-Urwald

Tschimpke: Gefahr für einen der letzten Urwälder Europas erst einmal
gebannt



Berlin/Brüssel - Der NABU begrüßt das heutige Urteil des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) in Luxemburg im Hauptsacheverfahren der
EU-Kommission gegen Polen wegen der Rodung des Bialowieza-Urwalds
(Rechtssache C-441/17).

"Die Richter stellen eindeutig fest, dass das Abholzen rechtswidrig
ist. Diese Entscheidung zieht hoffentlich einen endgültigen
Schlussstrich unter den lange währenden Rechtsstreit", so
NABU-Präsident Olaf Tschimpke, "Die Gefahr für einen der letzten
ursprünglichen Urwälder Europas, der Heimat für viele selten
gewordenen Tier- und Pflanzenarten ist, wie des Europäischen Bisons,
scheint damit glücklicherweise erst einmal gebannt."

NABU Umweltrechtsexperte Raphael Weyland: "Wieder einmal musste ein
Gericht - zusammen mit vielen engagierten Umweltaktivisten vor Ort -
die Achtung des EU-Umweltrechts sicherstellen. Gerade die
Zwangsgeld-Androhung hat sich im Verfahren als effektiv bewiesen.
Hiervon sollte die EU-Kommission in Zukunft noch viel stärkeren
Gebrauch machen. Es ist für eine an dem Rechtsstaatsprinzip
ausgerichtete EU nicht hinnehmbar, dass Mitgliedstaaten meinen,
EU-Umweltrecht missachten zu können."

Der NABU hat selbst gegen Deutschland mehrere Beschwerden bei der
EU-Kommission wegen Missachtung des EU-Umweltrechts erhoben. Bereits
seit 2014 beklagt er den unzureichenden Grünland-Schutz, seit 2017 die
unzureichende Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, außerdem fehlende
Verträglichkeitsprüfungen bei Projekten wie dem Folienspargelanbau.

Der Bialowieza-Urwald wurde von Polen im Jahr 2007 als
Natura-2000-Gebiet gemeldet. Damit unterliegt er den Bestimmungen der
Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie der EU. Diese verbietet zwar nicht
pauschal wirtschaftliche Betätigung, verlangt aber, dass der Schutz
des Gebiets dabei berücksichtigt werden muss. Seit 2012 betreibt Polen
massive Abholzung in dem Gebiet. Im Jahr 2016 hat die EU-Kommission
daher ein Vertragsverfahren gegen Polen eröffnet. Um ein vollständiges
Abholzen des Urwalds zu verhindern, hat sie im Jahr 2017 ergänzend
vorläufigen Rechtsschutz beim EuGH beantragt und ein Zwangsgeld
androhen lassen - ein bisher wenig genutztes Instrumentarium auf
EU-Ebene.



Weitere Infos zum EuGH-Verfahren im NABU-Blog: 

https://blogs.nabu.de/naturschaetze-retten/eugh-urteil_bialowieza/

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 040/18, 17.04.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/1001: Für ein Leben mit dem Wolf (NABU TH)

NABU Landesverband Thüringen - 16. April 2018

Für ein Leben mit dem Wolf

NABU freut sich über neue Wolfsmeldung und fordert die Erweiterung des
derzeitigen Wolfgebietes vorzubereiten



Jena - Pünktlich zur Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Energie und
Naturschutz des Thüringer Landtags zum Thema Wolf am 18. April 2018
wurde ein aktueller Wolfnachweis bei Breitenhain im Saale-Orla-Kreis
erbracht. "Wir freuen sehr über den neuen Nachweis. Thüringen ist
offenbar für zuwandernde Wölfe aus den Nachbarbundesländern attraktiv.
Wir müssen uns darauf einstellen, dass zukünftig mehr Wölfe im
Freistaat zu Hause sein werden.", sagt Silvester Tamás, der Sprecher
der Landesarbeitsgruppe Wolf beim NABU Thüringen. Die Bilder von einem
abgelichteten Wolf vom Morgen des 13. April 2018 bei Breitenhain
müssen noch mit den Ortsangaben abgeglichen werden. Fest steht, dass
es sich eindeutig um einen Wolf handelt. Dies bestätigt Gesa Kluth vom
LUPUS Institut für Wolfsmonitoring und -forschung in Deutschland.

Der NABU erinnert die Weidetierhalter in Thüringen eindringlich, ihren
Herdenschutz möglichst zügig auszubauen. Eine Zuwanderung weiterer
Wölfe aus den Nachbarbundesländern nach Thüringen kann jederzeit
erfolgen. Neben der Optimierung der Weidezäune rät der NABU auch zum
Einsatz von Herdenschutzhunden, vor allem dort, wo Wölfe sesshaft
werden. Das Land unterstützt diese Herdenschutzmaßnahmen mit
Fördergeldern, welche über die Förderrichtlinie WOLF im sogenannten
Wolfsgebiet beantragt werden können. "Darüber hinaus muss der
Freistaat dringend die Erweiterung der derzeitigen Grenzen des
förderfähigen Wolfsgebietes mittelfristig auf ganz Thüringen
vorbereiten. Nur so kommen die Fördermittel noch rechtzeitig vor
möglichen Übergriffen bei den Betroffenen an", fordert Martin Schmidt,
der Landesvorsitzende des NABU Thüringen.

Den Forderungen des Deutschen Jagdverbandes den Wolf ins
Bundesjagdgesetz aufzunehmen, erteilt der NABU eine klare Absage: Es
braucht vielmehr bundeseinheitliche Regelungen im Umgang mit dem Wolf,
im Sinne eines naturschutzfachlichen Wildtiermanagements auf Grundlage
des Bundesnaturschutzgesetzes. Von Politikern und Jägern in diesem
Zusammenhang verwendete Begrifflichkeiten wie "Schutzjagd",
"Regulierung" und "Bewirtschaftung" des Wolfes werden von den
Naturschützern als befremdliche Euphemismen aufgenommen. Letztendlich
zeugen diese Formulierungen von Unsachlichkeit und Unkenntnis im
Umgang mit den realen Herausforderungen im Herdenschutz. Sie verdecken
das eigentliche Problem: Die Jagd auf Wölfe kann keinen Herdenschutz
ersetzen! "Nachhaltige Unterstützung für Weidetierhalter braucht
sachorientierte Lösungen für die Betroffenen und keinen stumpfen
Aktionismus mittels Blei und Schrot. Die Thüringer Förderrichtlinie
WOLF und die geplante Schaf-Ziegen-Prämie, mit der Schäfer zukünftig
25 Euro pro Muttertier und Jahr erhalten sollen, leisten einen echten
substantiellen Beitrag zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation
der Schäfer. Wenn sich Artenschutz und Weidetierhaltung auch in Zukun
ft weiterhin positiv entwickeln sollen, dann braucht es in einem
Wolfsland wie Thüringen konstruktive Lösungen, die gleichermaßen dem
Naturschutz und den Schäfern dienen. Die Jagd auf streng geschützte
Arten wie dem Wolf ist jedenfalls keine Lösung", erklärt Martin
Schmidt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.04.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AKTIONSTAGE/917: Hamburger/innen und Geflüchtete packen an für eine lebendige Osterbek, 5.5. in Farmsen-Berne

NABU Landesverband Hamburg - 17. April 2018

Gemeinsam anpacken für die Osterbek

Geflüchtete und Hamburger/innen packen gemeinsam an für eine lebendige
Osterbek: NABU sucht freiwillige Helfer für einen Bach-Aktionstag in
Farmsen-Berne am 5. Mai 2018



Der NABU Hamburg veranstaltet im Rahmen seines Integrationsprojektes
"Voneinander lernen" am Samstag, den 5. Mai 2018 einen Bach-Aktionstag
an der Osterbek, zusammen mit seiner Stadtteilgruppe
Bramfeld/Ohlsdorf/Barmbek und in Kooperation mit dem Bezirksamt
Wandsbek. "Ich würde mich freuen, wenn dieser besondere
Bach-Aktionstag möglichst viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer findet.
Der NABU möchte damit Geflüchteten den Zugang zur Natur und zu
ehrenamtlichem Engagement in einer Naturschutzorganisation
ermöglichen", erklärt Dr. Stefanie Zimmer, Referentin des
Integrationsprojektes beim NABU Hamburg. "Durch gemeinsame Aktionstage
kann eine offene Begegnung zwischen Menschen deutscher und
ausländischer Herkunft geschaffen und das Verständnis füreinander
gefördert werden. Und nicht zuletzt profitiert unsere StadtNatur von
diesem Zusammenwirken." Bei dem praktischen Naturschutzeinsatz werden
freiwillige Helferinnen und Helfer Kies und Totholz in die Osterbek
einbauen, um neue Bach-Strukturen und eine vielfältigere Strömung zu
schaffen. Die Maßnahmen finden in enger Abstimmung mit dem zugehörigen
Bezirksamt Wandsbek statt.

Geflüchtete, Anwohner und interessierte Bürger/innen sind herzlich
eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Osterbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 4. Mai 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37, Rudolph@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Der NABU Hamburg startete das Integrationsprojekt im Juni 2017 mit dem
Ziel, geflüchtete Kinder, Jugendliche und Erwachsene mittels
Umweltbildung und Beteiligung an Naturschutzprojekten in das
Verbandsleben zu integrieren. Durch den direkten Kontakt zu
NABU-Mitgliedern können kulturelle Barrieren abgebaut,
Sprachkenntnisse erweitert und ein Zugehörigkeitsgefühl geschaffen
werden. Das Projekt ist dabei in zwei Bereiche gegliedert:
Umweltbildung für Kinder sowie Naturerleben mit Jugendlichen und
Erwachsenen. Gefördert wird das Projekt durch den Integrationsfond der
Stadt Hamburg.

Mehr Informationen über das Integrationsprojekt gibt es unter


www.NABU-Hamburg.de/integrationsprojekt

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 045/18, 17.04.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3219: Vortrag "Streifzug durch die Wälder der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft" - Greifswald, 26.4.

Stiftung Alfried Krupp Kolleg Greifswald - 17.04.2018

Das Umweltarchiv der Bäume - was können wir daraus für die Zukunft
lernen?

Internationale Tagung im Krupp-Kolleg bringt Wissenschaftler
verschiedenster Disziplinen zusammen, die mit Jahresringen von Bäumen
arbeiten



Wälder und Bäume sind hochsensitive Anzeiger für Umweltveränderungen
aller Art. Vom Klimawandel bis zu Luftverschmutzung, von Dürreperioden
bis zu Vulkanausbrüchen, Jahresringe von Bäumen erlauben Rückschlüsse
auf verschiedenste Ereignisse der Vergangenheit in vielen Teilen der
Erde. Daraus lassen sich Vorhersagen für die Zukunft ableiten. Wie
sehen die Waldökosysteme der Welt in Zukunft aus? Wie werden sich ihre
Funktionen wie Kohlenstoffspeicherung oder ihre Widerstandsfähigkeit
gegenüber Wetterextremen verändern? Wie kann man die Umweltarchive der
Bäume am besten nutzen? Die internationale, jährlich stattfindende
Konferenz "TRACE - Tree rings in Archeology, Climatology and Ecology",
die 2018 erstmals in Greifswald ausgerichtet wird, nimmt sich dieser
und weiterer Fragen aus der Sichtweise verschiedenster
Wissenschaftsdisziplinen an.

Gerade die Zusammenarbeit von Klimatologen, Waldökologen, Archäologen,
Geografen, oder Forstgenetikern verspricht methodische
Neuentwicklungen und verbesserte Vorhersagen zur Zukunft der Wälder
und einzelner Baumarten. Neben dem wissenschaftlichen Programm steht
auch die praktische Arbeit im Fokus: Einen Nachmittag werden die
Konferenzteilnehmer knapp 1000 Bäume pflanzen - und zwar lokal
angepasste Laubbaumarten. Durch eine Zusammenarbeit mit dem
Universitätsforst und der Spendenaktion "Ein Baum für meine Uni"
sollen damit in den nächsten Jahren die CO2-Emissionen der Teilnehmer,
die durch die Anreise entstanden sind, lokal kompensiert werden. So
speichert z.B. eine 50-jährige Buche 1000kg CO2, was ca. drei Flügen
von London nach Frankfurt und zurück entspricht. Die von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und dem Alfried Krupp Wissenschaftskolleg
Greifswald kofinanzierte Tagung bringt mehr als 150
Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftler, und Studierende aus über 30
Ländern vom 24. bis 27. April 2018 im Krupp-Kolleg zum internationalen
Austausch und zur weiteren Vernetzung zusammen. Während eines
öffentlichen Abendvortrages in deutscher Sprache wird Professor Dr.
Harald Bugmann von der ETH Zürich in der Schweiz am 26. April einen
"Streifzug durch die Wälder der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft"
anbieten. Der Abendvortrag steht allen Zuhörern offen.

Wissenschaftliche Leitung:

Professor Dr. Martin Wilmking

Universität Greifswald,

Lehrstuhl für Landschaftsökologie,

Institut für Botanik und Landschaftsökologie

Soldmannstrasse 15, 17487 Greifswald

Informationen zur Tagung: Tagungsbüro

Alfried Krupp Wissenschaftskolleg Greifswald,

17487 Greifswald

Telefon: +49 3834 420 - 5029,

Telefax: +49 3834 420 - 5005

E-Mail: tagungsbuero@wiko-greifswald.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://trace2018.com/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news692693

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Alfried Krupp Kolleg Greifswald, Katja Kottwitz, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3128: Nach dem Hochwasser ist vor dem Hochwasser - Vortrag am 24.4.2018 in Ilsenburg

Stiftung Kloster Ilsenburg

Veranstaltungshinweis



STIFTUNG KLOSTER ILSENBURG

Schloßstraße 26, 38871 Ilsenburg

Gespräche bei Zanthier

Dr. Friedhart Knolle und Arne Bastian

Nach dem Hochwasser ist vor dem Hochwasser

Am Dienstag, dem 24. April 2018 um 19 Uhr

im Zanthier-Zimmer des Klosters Ilsenburg

Eintritt frei!



Was ist nur mit dem Wetter los? Unter diesem Thema steht ein Vortrag
von Dr. Friedhart Knolle und Dipl.-Ing. Arne Bastian.

Einem zu warmen Winter folgte 2017 ein verregneter Sommer. Ende Juli
kam es zu schweren Unwettern im Nordharz, Teile von Bad Harzburg,
Goslar, Ilsenburg und Wernigerode versanken im Wasser. Auch Seesen und
andere Kommunen waren betroffen, von St�Ïdten im Harzvorland ganz zu
schweigen.

Innerhalb von drei Tagen fielen über 250 mm Niederschlag, kleine
Gebirgsbäche wurden zu reißenden Strömen mit verheerenden
Auswirkungen. War dies nur ein Zufall oder müssen wir auch in Zukunft
mit solchen Unwettern rechnen? Die Antwort der Fachleute lautet
leider: Dies ist ein Dauerthema, das Thema wird uns zunehmend
beschäftigen und die nächsten Hochwässer stehen bevor.

Der Vortrag beleuchtet einige Hintergründe der Hochwassergefahr, gibt
einen Einblick in 20 Jahre Wetteraufzeichnungen der Wetterstation
Torfhaus/Bad Harzburg und Tipps, was jeder einzelne in seinem Haus und
auf seinem Grundstück vorsorglich gegen die steigende Gefahr der
Hochwassereinwirkung tun kann. Denn sicher ist nur eins: das nächste
Hochwasser wird nicht mehr lange auf sich warten lassen.

Sie sind herzlich eingeladen!

 * 

Quelle:

Gesellschaft der Freunde und Förderer e.V

STIFTUNG KLOSTER ILSENBURG

Tel.: 03943/69 11, FAX: 03943-69 11 - 44

Internet: www.juettners.de

E-Mail: buchhandlung[at]juettners.de

weitergeleitet durch:

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

18. April 2018

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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SPIELE/389: Braunschweig - Spiele-Nachmittag am 23. April 2018

Spiele-Nachmittag für Senioren in der Weststadt



Braunschweig. Ein Spiele-Nachmittag für Senioren findet am Montag, 23.
April, von 15 bis 17 Uhr in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, statt. Gemeinsam können bei einer Tasse
Kaffee alte und neue, bekannte und unbekannte Gesellschaftsspiele
ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind herzlich willkommen. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470 6857. Der nächste
Spiele-Nachmittag findet in der Weststadt am Montag, 28. Mai, statt.
Die Zweigstelle der Stadtbibliothek ist montags und donnerstags von 10
bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7177: Bielefeld - Spaziergang durch den Westen der Stadt am 22.4.2018

Spaziergang durch den Bielefelder Westen



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 22. April, um 11 Uhr lädt das Historische
Museum zu einem historischen Spaziergang durch den alten Bielefelder
Westen ein. Der Bürgerweg, wie die Stapenhorststraße ursprünglich
hieß, führte vor dem Ersten Weltkrieg durch ein Viertel, das durch
Villen und großzügige Mietshäuser gekennzeichnet war. Der Rundgang mit
Peter Salchow stellt einige wie die Crüwell-Villa vor, erinnert aber
auch an jüdische Familien, die in dieser Gegend wohnten. Außerdem wird
auf die Entstehung des Bürgerparks und der Rudolf-Oetker-Halle
eingegangen. Treffpunkt für die zweistündige Veranstaltung ist die
Bürgerwache am Siegfriedplatz. Die Teilnahme kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/039: VegMed 2018 - Publikumstag am 22. April 2018 (ProVeg)



ProVeg Deutschland e.V. - 18. April 2018

VegMed 2018: Publikumstag am 22. April informiert über die Vorteile
einer pflanzenbasierten Ernährung

Vom 20. bis 22. April feiert VegMed, der europaweit einzigartige
Fachkongress für Medizin und pflanzenbasierte Ernährung, sein fünfjähriges
Jubiläum. Am Publikumstag am Sonntag steht der Kongress allen
Interessierten offen. Eine Neuheit in diesem Jahr ist die
Teilnahmemöglichkeit per Online-Livestream.



Berlin - Bereits zum fünften Mal findet VegMed, der europaweit einzigartige
wissenschaftliche Kongress zu Medizin und pflanzenbasierter Ernährung, vom
20. bis 22. April 2018 in Berlin statt. Nach dem großen Erfolg des letzten
Kongresses besteht wieder die Möglichkeit zum Besuch der Veranstaltung für
die breite Öffentlichkeit am Sonntag, den 22. April. Am Freitag und Samstag
ist der Besuch dem medizinischen und wissenschaftlichen Fachpublikum
vorbehalten. Für alle Interessierten, die nicht nach Berlin reisen können,
gibt es zum ersten Mal die Chance, per Online-Livestream beim Kongress
dabei zu sein. Die Anmeldung für dieses Angebot ist unter www.vegmed.de
freigeschaltet. Tickets für die Teilnahme vor Ort sind an den
Veranstaltungstagen am Einlass erhältlich. "Wir freuen uns, neben dem
Fachpublikum dieses Jahr erneut mit dem Publikumstag am Sonntag auch
weitere interessierte Besucher bei VegMed 2018 zu begrüßen", sagt Sebastian
Joy, ProVeg-Geschäftsführung.

50 Referenten aus 7 Ländern



Im Mittelpunkt des Kongresses steht das Anliegen, pflanzenbasierte
Ernährungsweisen als Bestandteile der Prävention und Therapie in das
Gesundheitssystem und die medizinische Wissenschaft zu integrieren.
Fachvorträge zum Thema pflanzenbetonte Ernährung und Medizin bilden die
Basis des Programms. 50 Referenten aus 7 Ländern und 4 Kontinenten stehen
mit ihrem Fachwissen zur Verfügung. Neben wissenschaftlichen Vorträgen und
Podiumsdiskussionen bietet der Kongress ein Rahmenprogramm aus
praxisorientierten Workshops, Mind-Body-Angeboten und Informationsständen
sowie eine Plattform für berufliche Netzwerke.

Aufklärung für Mediziner, Ernährungsberater und medizinisches
Fachpersonal 

"Eine pflanzenbasierte Ernährung kann eine entscheidende Rolle bei der
Prävention zahlreicher chronischer Krankheiten spielen. Das entsprechende
Fachwissen bei der Beratung von Patienten fehlt jedoch oft. Diese Lücke
schließt VegMed und versammelt viele namhafte internationale Experten, die
ihr Wissen bei VegMed weitergeben", so Prof. Dr. Andreas Michalsen,
Chefarzt für Naturheilkunde am Immanuel Krankenhaus Berlin und Inhaber der
Stiftungsprofessur für klinische Naturheilkunde an der Charité.

Vorträge und Workshops für eine breite Öffentlichkeit


Ein Highlight des Publikumstags ist der Vortrag von Dr. Neal Barnard über
den Zusammenhang zwischen Käseverzehr und ernährungsmitbedingten
Erkrankungen. Ein weiterer Höhepunkt am Sonntag ist die Diskussion zum
Thema 'Wie wir unseren Planeten mit Ernährung retten' mit Prof. Dr. Niko
Paech von der Universität Siegen, Barbara Unmüßig der
Heinrich-Böll-Stiftung, Journalistin und Autorin Hilal Sezgin sowie
ProVeg-Geschäftsführer Sebastian Joy. Die Moderatorin Dörthe Eickelberg,
bekannt u. a. aus dem arte-Wissensmagazin Xenius, führt an diesem Tag durch
das Programm. Hinzu kommen Vorträge von Dr. Mark Post zu den
Zukunftschancen von kultiviertem Fleisch sowie von Prof. Dr. Niko Paech,
der über Ernährung und Postwachstumsökonomie spricht. Weitere
Vortragsthemen behandeln die gesundheitlichen Vorteile von Sojaprodukten,
vegane Ernährung in Kindheit, Schwangerschaft sowie im Leistungssport und
pflanzenbasierte Ernährung zur Vorbeugung und Behandlung chronischer
Krankheiten.



Was: VegMed - Medizinischer Fachkongress zu pflanzenbasierter Ernährung

Wann: 20. bis 22. April 2018

Wo: Freie Universität Berlin, Henry-Ford-Bau, Garystraße 35, 14195 Berlin-Dahlem

Teilnahmegebühren:

Publikumstag (nur Sonntag): 25 Euro (ermäßigt 15 Euro)

Anmeldung und Informationen:

www.vegmed.de

 * 

Quelle:

ProVeg Deutschland e.V. (ehem. VEBU - Vegetarierbund Deutschland e.V.)

Genthiner Stra